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Präsident Dr. Hundhammer eröffnet die Sitzung 
um 9 Uhr 2 Minuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sitzung ist er­
öffnet. 

Entschuldigt sind gemäß Artikel 5 Absatz 2 des 
Aufwandsentschädigungsgesetzes die Abgeordneten 
Baur Leonhard, Behringer, Dr. Bungartz, Hagen 
Lorenz, Hofer, Dr. Lacherbauer, Dr. Seitz, Dr. Soen­
ning. 

Der Kollege Abgeordneter Dr. Seitz bittet um 
einen dreimonatigen Urlaub für eine Studienreise 
nach Amerika. Nach der Ziffer 4 der Satzungen ist 
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dieser Urlaub, weil er über eine Woche geht, durch 
das Landtagsplenum zu genehmigen. Ich schlage 
vor, den erbetenen Urlaub zu bewilligen. - Es er­
hebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir fahren fort in der E~ratung der Ziffer 3 der 
Tagesordnung: 

Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft für das Rechnungsjahr 1951 
(Einzelplan VII). 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Sturm. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Sturm (BP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir waren einigermaßen überrascht 
über die gestrigen Mahnungen und Wünsche des 
Herrn Finanzministers, die von seinem Standpunkt 
aus und bei Anlegung. eines engen Maßstabs ver­
ständlich erscheinen mögen, die aber, wenn sie die 
Billigung dieses Hohen Hauses und damit ihre Ver­
wirklichung fänden, in ihren Folgen gegen die 
vitalen Interessen der bayerischen Wirtschaft und 
damit zugleich des bayerischen Volkes in seiner 
Gesamtheit verstoßen würden. Meine Damen und 
Herren! Um welchen Betrag handelt es sich eigent­
lich? Um sage und schreibe 2 370 000 DM, die man 
der Wirtschaft vorenthalten will, die aber, ge­
messen an den Verlusten aus Kreditfehlleitungen 
und den chronischen Etatüberschreitungen bei 
staatlichen Bauvorhaben, doch wirklich nicht son­
derlich ins Gewicht fallen dürften. Sparsamkeit ist 
schon recht, aber am richtigen Platz! Nach dieser 
Richtung hin, das heißt bei Sparsamkeit am rech­
ten Platz, kann der Herr Finanzminister ohne wei­
teres mit unserer vollsten Unterstützung rechnen, 
gleichgültig um welches Sachgebiet es sich dabei 
auch handeln mag, seien es Kürzungen der auf­
geblähten Kraftfahrzeugetats, sei es die geplante 
Neuregelung der Ministerpensionen oder was sonst 
auch immer. Wir glauben aber, daß eine gewisse 
Großzügigkeit dann am Platze ist, 'Yenn es sich um 
die Interessen der Wirtschaft handelt. Denn ein 
altes Sprichwort sagt: Von nichts kommt nichts. 
Jeder Kaufmann muß zunächst scheinbar a fonds 
perdu entsprechend der Größe und der Bedeutung 
der jeweiligen Transaktion Kapital aufwenden, das, 
richtige Verwendung vorausgesetzt, im weiteren 
Verlauf sich reichlich bezahlt macht, ja hundert­
fältige Frucht trägt. 

Auf keinen Fall aber halten wir es für richtig, 
wenn unsere notleidenden Finanzen ausgerechnet 
auf dem Rücken der Wirtschaft saniert werden sol­
len, von der wir ja alle letzten Endes leben. Ich 
spreche dabei keineswegs einer Ausweitung oder 
Mehrbelastung des Gesamthaushalts das Wort, aber 
ich meine, es wäre doch sinnvoller und zweck­
mäßiger, jedenfalls rentabler und lukrativer für 
die gesamte bayerische Finanzwirtschaft, manche 
Ressorts, bei aller Würdigung ihrer Belange, knap­
per zu dotieren und dafür den Etat des Wirtschafts­
ministeriums, soweit es sich dabei um Maßnahmen 
wertesdrnffender Art handelt, entsprechend aus­
zustatten. 

Zu dem vorliegenden Etat selbst dürfte bei des­
sen sparsamer und wirklich bescheidener Auf­
machung, die aber trotzdem od~r besser gesagt 
gerade deshalb nicht unseren Beifall finden kann, 
an sich wohl nicht allzu viel zu sagen sein. Ich be­
schränke mich auf die Hauptpositionen, die da 
sind Titel 326: Maßnahmen zur Förderung der ge­
werblichen Wirtschaft, Titel 332 a: Zuschüsse zur 
Fremdenverkehrswerbung, und Titel 332 b: Maß­
nahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs. Der 
Ansatz der beiden letzten Positionen mit je 
500 000 DM erscheint uns trotz der vom Haushalts­
ausschuß vorgeschlagenen Teilkorrektur beziehungs­
weise Teilerhöhung nicht gerade überwältigend 
hoch für ein Reiseland, wie es speziell Bayern ist. 
Allzu viel wird auch sicherlich mit den für 
Förderung des Fremdenverkehrs ausgeworfenen 
500 000 DM nicht anzufangen sein, zumal sich ge­
rade hier ein großes, freilich auch dankbares Betäti­
gungsfeld bietet. Ich denke dabei aber nicht nur, 
wie es neulich der Herr Wirtschaftsminister getan 
hat, an den Bayerischen Wald, sondern an unsere 
großen und kleinen Bäder in ihrer Gesamtheit. 
Letztere bedürfen nach den vorausgegangenen 
Kriegs- und Nachkriegsjahren mit allen ihren Folge­
erscheinungen einer besonders pfleglichen Behand­
lung und zusätzlicher Zuwendungen, wenn sie voll 
ihrem früheren Bestimmungszweck erhalten blei­
ben und wieder die alte Höhe erreichen sollen. Be­
sonders erwähnen möchte ich dabei unsere ober­
fränkischen Bäder und Luftkurorte, die ebenso 
unterstützungswürdig wie unterstützungsbedürf­
tig sind, und zwar vor allem Alexandersbad, das 
bereits vor einigen Wochen den Wirtschaftsaus­
schuß beschäftigt hat, leider jedoch zunächst ohne 
Ergebnis, Berneck und Bad Stehen. Notwendig ist 
vor allem auch, worauf bereits Herr Staatssekretär 
Geiger hingewiesen hat, die endliche Freimachung_ 
der für die amerikanische Besatzungsmacht und 
andere Zwecke in unerträglichem Maße beschlag­
nahmten Hotels. Ich verweise hier vor allem auf 
Bad Kissingen, dessen erste Häuser von den Ame­
rikanern beansprucht werden und das weiterhin 
durch die starke Truppenbelegung mit all ihren 
üblen Folgeerscheinungen und dem sonstigen 
Drum und Dran, das damit verbunden ist, Gefahr 
läuft, von dem wirklich erholungsbedürftigen Pu­
blikum auf die Dauer gemieden zu werden. Die 
Not und das Elend des dortigen Beherbergungs­
gewerbes nimmt allmählich katastrophale For­
men an. 

Der Titel Maßnahmen zur Förderung der ge­
werblichen Wirtschaft soll zwar von 1 200 000 DM, 
wie ursprünglich vorgesehen, auf 3 MillionenD-Mark 
erhöht werden. Was sind aber schon 3 Millionen 
D-Mark bei dem Umfang und der Bedeutung der 
bayerischen Wirtschaft, zumal wenn wir dem ge­
genüberstellen, daß unser Nachbarland Württem­
berg für den gleichen Zweck für das vergangene 
Haushaltsjahr meines Wissens 11 Millionen D-Mark 
ausgeworfen hat und für heuer zirka 14 Millionen 
D-Mar k vorsieht. 

Meine Damen und Herren! Mit Genugtuung 
haben wir gehört, was der Herr Wirtschaftsminister 
eingangs seiner Etatrede ausgeführt hat, in der er 
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ein Bekenntnis zur freien Wirtschaft ablegte und 
uns die einzelnen Punkte seines wirtschaftspoliti­
schen Zieles aufzeigte, mit dem wir ohne weiteres 
konform gehen. Wir wollen aber heute noch nicht 
so weit in die Ferne schweifen. Wir haben uns hier 
vielmehr nur mit dem augenblicklichen Stand der 
bayerischen Wirtschaft zu beschäftigen und können 
unter diesem Aspekt nur feststellen, daß uns noch 
ein ebenso weiter wie dornenreicher Weg von die­
sem Ziel trennt, das also im Augenblick nur Fern­
ziel sein kann. Wir können nicht mit dem Optimis­
mus des Herrn Wirtschaftsministers, der sich aller­
dings wohltuend von dem seines Bonner Kollegen 
unterscheidet, die derzeitige Lage der Wirtschaft 
beurteilen, wenn wir an das Heer der Arbeitslosen 
denken, an die Tausende von Jugendlichen, für die 
keine Lehrstelle vorhanden ist - es sind zur Zeit 
140 000, und zwar 100 000 aus dem diesjährigen 
Schulentlassungs-Jahrgang und 40 000 aus den Vor­
jahren-, wenn wir weiter dann an die Kreditnot, 
an das schon sprichwörtlich gewordene Elend des 
bayerischen Handwerks denken, an die bestehenden 
Rohstoffschwierigkeiten, hier voran die Kohle­
knappheit, an die Stromeinschränkungen, an die 
exorbitant hohen Steuersätze, die noch manchen 
Betrieb zum Erliegen .bringen werden und nicht 
dazu angetan sind, weiteres Eigenkapital zu schaf­
fen, wir denken schließlich auch an die erhöhten 
Eisenbahngütertarife. Erst dieser Tage hat si9h die 
in der Arbeitsgemeinschaft deutscher Gießereiver­
einigungen zusammengeschlossene süddeutsche 
Gießereiindustrie auf ihrer Mitgliederversammlung 
in Rothenburg bitter über die derzeitigen Versor­
gungsschwierigkeiten :r,nit Kohle, Koks, Gießerei­
roheisen und Gußbruch beklagt. Generaldirektor 
Grabowski bedauerte, daß die Gießereien als 
Schlüsselindustrie mit 145 000 Beschäftigteh die 
ihnen als wichtigen Vorlieferanten zu.kommende 
Beachtung nicJ:i.t fänden. 

Meine Damen und Herren! Man redet so viel über 
die Notwendigkeit der Industrialisierung Bayerns. 
Auch die Regierungserklärung vom 9. Januar die­
ses Jahres sprach -sich in diesem Sinne aus und 
stellte, wie es wörtlich heißt, eine fördernde Wirt­
schaftspolitik unter besonderer Berücksichtigung 
der notleidenden Grenzgebiete und der bayeri­
schen Grenzlande in Aussicht. Bis jetzt ist aber 
draußen, wenigstens im oberfränkischen Grenz­
raum, trotz der fast einjährigen Amtszeit der Re­
gierung wenig oder nichts zu verspüren, im Ge­
genteil, der Schrumpfungsprozeß der oberfränki­
schen Wirtschaft geht weiter und hat durch das 
Ausbleiben der Tschechenkohle neuerdings eine 
wesentliche Verschärfung erfahren. Bei dieser Sach­
lage ist es nicht weiter zu verwundern, daß ver­
lockende Angebote und Abwerbungsversuche ande­
rer Bundesländer gerade in Oberfranken auf 
fruchtbaren Boden fallen und manche Betriebe zur 
Abwanderung veranlassen können. Der Herr Wirt­
schaftsminister hat in seinen Ausführungen vor 
dem Haushaltsausschuß, in denen er hierauf spe­
ziell Bezug genommen hatte, gesagt, wir bräuch­
ten diese Gefahr der Abwanderung nicht zu dra­
matisieren, denn den abgewanderten Betrieben 

stehe eine A~siedlung zahlreichell' anderer Be­
triebe mit weitaus größerer Belegschaft gegenüber. 
Ich muß dem aber entgegenhalten, daß dem Grenz­
gebiet Oberfranken in keiner Weise gedient ist, 
wenn an Stelle der dort abgewanderten Betriebe 
sich anderswo in Bayern neue Betriebe auftun. 

Meine Damen' und Herren! Aus zwingenden so­
zialen und wirtschaftspolitischen Gründen muß den 
Grenzgebieten nun endlich die brennend notwen­
dige und auch versprochene Förderung in Form 
von ausgleichenden Sondermaßnahmen und Ver,­
günstigungen zuteil werden, vor allem in Form 
von Frachterleichterungen und Frachtermäßigung 
für Kohle. Was zum Beispiel für Schleswig-Holstein 
möglich war, das durch die ihm am 15. Juli dieses 
Jahres bewilligte Ermäßigung des Küstenkohle­
tarifs in den Genuß ermäßigter Ortsfrachtsätze 
kam und hiedurch eine Gesamtfrachtersparnis von 
9 Millionen D-Mark zugestanden erhielt, müßte 
doch letzten Endes auch für Ostbayern möglich und 
mit einem gewissen Nachdruck erreichbar sein, zu­
mal die dortigen Verhältnisse genau so liegen wie 
im Küstengebiet und in Schleswig-Holstein. 

Die Industrie- und Handelskammer R e g e n s -
b ur g schreibt im Auftrag der ostbayerischen In­
dustrie- und Handelskammern in ihrer vom 28. Juli 
dieses Jahres datierten Eingabe an den Herrn Mi­
nisterpräsidenten unter anderem wie folgt: 

„Angesichts solcher Fehlschläge - daß näm­
lich Ostbayern immer leer ausgeht - darf es 
nicht wundernehmen, wenn sich in ostbayeri­
schen Wirtschaftskreisen allmählich eine ge­
wisse Mutlosigkeit breit macht. Sie ist ver.;­
ständlich, denn trotz der vielen Gemeinsam­
keiten, wie marktferne Lage, Überbelegung mit 
Flüchtlingen und daraus resultierende Ar­
beitslosigkeit usw., die beide Landstriche auf­
weisen, gelingt es im Gegensatz zu Sehleswig­
Holstein Ostbayern nicht, seinen berechtigten 
Tarifwünschen Geltung zu verschaffen. Seit 
fast zwei Jahren bemühen sich die ostbayeri­
schen IndlJ.strie- und Handelskammern als 
Entschädigung für die verlorengegangenen 
frachtgünstigen Kohlenbasen erträgliche 
Frachtverhältnisse für die von ihnen vertre­
tene Wirtschaft zu erreichen. Als Antwort auf 
die vielen Eingaben wurde den Kammern meist 
der Bescheid erteilt, daß keine Mittel vorhan­
den seien und daß ein Entgegenkommen in 
dieser Richtung ein Problem von unabsehbarer 
Tragweite aufrollen würde. Im Falle Schles­
wig-Holstein ist aber die Bundesbahn ohne 
weiteres berei:t, das Defizit von 9 Millionen 
auf sich zu nehmen." 

(Abg. Kiene: Der Etat des Wirtschaftsmini­
steriums steht zur Aussprache!) 

· :--- Das gehört alles zur Wirtschaft. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Wir behandeln die 
bayerische Wirtschaft. Herr Kollege Drechsel 
hat über Bayern überhaupt nicht gesprochen!) 

- Wir haben einen Titel „Förderung der gewerb­
lichen Wirtschaft", und das gehört dazu. 
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Es heißt weiter: 

„Die ostbayerischen Kammern hingegen glaub­
ten, angesichts der prekären Lage der Bundes­
bahn diesem Unternehmen derartige Ausfälle 
nicht zumuten, sondern dem Bund aufbürden 
zu sollen. Schließlich kann es doch nicht an dem 
liegen, daß Schleswig-Holstein schon früher 
diese Frachtvergünstigungen hatte und Ost­
bayern nicht. Dafür hatte Ostbayern fracht­
günstige Kohlelieferquellen, während Schles­
wig-Holstein in dieser Hinsicht schon immer 
mit seiner revierfernen Lage rechnen mußte." 

Dieser Ausschnitt aus der Eingabe spricht für 
sich selbst. '' 

Ich möchte hier noch eine Gegenüberstellung an:.. 
fügen, die zeigt, was Ostbayern durch den Verlust 
der früheren Bezugsquellen allein an Frachtvor­
teilen eingebüßt hat. Die ostbayerische Wirtschaft 
bezog bis Mitte 1945 ihre Kohle auf einer Durch­
schnittsentfernung von rund 190 Kilometern. Nach 
dem seit 1. Januar 1951 gültigen Ausnahmetarif er­
rechnet sich der Frachtsatz auf dieser Entfernung 
auf 12,80 DM pro Tonne. Heute muß die Wirtschaft 
dieses Gebiets ihre Kohle auf einer Durchschnitts­
entfernung von 593 Kilometer beziehen, das sind 
22,20 DM pro Tonne. Hier umgehend Abhilfe zu 
schaffen und die nötigen Maßnahmen zu er­
greifen, muß die vordringliche Aufgabe des Wirt­
schaftsministeriums sein. 

Ebenso dringender Hilfe bedarf, von staatspoliti­
schen Gründen ganz abgesehen, das alteingesessene 
Handwerk, dem es an den nötigsten Krediten fehlt 
und das vor allem unter der uns aufgezwungenen 
schrankenlosen Gewerbefreiheit stark zu leiden 
hat. Die Aufhebung der letzteren mit ihren kata­
strophalen Auswirkungen und die Wiedereinfüh­
rung des großen Befähigungsnachweises müssen 
bei ·den Verhandlungen mit der Besatzungsmacht 
ersten Rang haben. 

Weiter beklagt sich das Handwerk über die 
Nichtberücksichtigung bei Vergebung staatlicher 
Aufträge anläßlich der Aufstellung der bayerischen 
Bereitschaftspolizei und des Grenzschutzes. Ich 
selbst habe mich wochenlang bemüht, dem ober­
fränkischen Handwerk einige Aufträge zu ver­
mitteln, jedoch nur mit dem Endergebnis, daß die 
Aufträge - so wurde mir wenigstens gesagt - aus 
Gründen der Verbilligung der Gestehungskosten 
nur in größeren Losen an Großbetriebe vergeben 
wurden. Ich bin der Ansicht, daß man bei einigem 
guten Willen auch das Handwerk hätte entspre­
chend berücksichtigen können. 

Immer wieder müssen wir die betrübliche Fest­
stellung machen, daß für das alteingesessene baye­
rische Gewerbe so gut wie keine Kreditmittel zur 
Verfügung stehen, während auf der anderen Seite 
Kreditfehlleitungen größten Ausmaßes an der Ta­
gesordnung sind. In diesem Zusammenhang wird 
zur Zeit in Oberfranken die Pleite der Schnittert„ 
Werke stark diskutiert, die größte Erregung und 
Verbitterung in privaten wie in Wirtschaftskreisen 
hervorgerufen hat. Es bleibt unverständlich, wie 

es zu dieser Kreditgewährung beziehungsweise zur 
Übernahme der Staatsbürgschaft kommen konnte, 
nachdem hierfür so ziemlich jegliche kreditmäßige 
wie bonitätsmäßige Voraussetzung fehlte. Der 
Verlust, den natürlich wieder der Staat oder besser 
gesagt, die Steuerzahler zu tragen haben, ist um so 
tragischer zu nehmen, als die Industrie- und Han­
delskammer Bayreuth vor dieser Kreditgewährung 
rechtzeitig und ausdrücklich gewarnt und drin­
gendst von ihr abgeraten hatte. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Hört, hört!) 

Die übergroße Beredsamkeit des Herrn Schnittert 
scheint aber die Ki:editsachbearbeiter voll in ihren 
Bann gezogen zu haben. Das Ansehen der Regie­
rung - so ist wenigstens die Meinung draußen -
erfordert es, daß hier die Schuldigen unnachsich:t­
lich zur Rechenschaft gezogen werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich vielleicht auch 
noch anführei:i, daß die definitive Antwort des 
Wirtschaftsministeriums auf meine Anfrage vom 
9. August betreffend die Pleite des Herrn Dr. Jo­
sef Laszlo Werner aus Melykut in Ungarn, dem ein 
staatsverbürgter Kredit von 725 000 DM gewährt 
worden war, immer noch aussteht. 

Meine Damen und Herren! Ich habe· nur einige 
Punkte herausgestellt. Richtunggebend hierbei 
waren nicht etwa die Stellung meiner Fraktion als 
Oppositionspartei, sondern rein sachliche Gesichts­
punkte und die uns vorliegenden Klagen und Be­
schwerden von draußen, die leider nur allzu be­
rechtigt sind und sich mit unseren Erfahrungen 
durchaus decken. Hieher gehört, um zum Schluß 
zu kommen, auch die von verschiedenen Wirt­
schaftsverbänden geäußerte Ansicht, daß die baye­
rischen Wirtschaftsinteressen in Bonn nicht mit 
dem nötigen Nach druck vertreten würden. Wir 
glauben, daß hier ein Kurswechsel stattfinden muß, 

~ wenn unsere bayerische Wirtschaft nicht noch mehr 
in die Rolle eines Aschenbrödels· gedrängt werden 
soll. 

Meine Fraktion hat mich ermächtigt, folgende 
Er k 1 ä r u n g abzugeben: Wir sind mit der bis­
herigen Wirtschaftspolitik nicht restlos und nicht 
in allen Teilen einverstanden und sehen uns daher 
außerstande, dem vorliegenden Haushalt zuzu­
stimmen. Wir verschließen uns aber keineswegs der 
Notwendigkeit der vom Haushaltsausschuß bean­
tragten Erhöhungen gemäß Beilage 1705 und wer­
den hier zustimmen. 

(Beifall bei der BP) 

PräsidentDr.Hundhammer: Innerhalb derDehatte 
nimmt das Wort der Herr Staatsminister für Wirt­
schaft.· 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Es ist nicht meine .Nbsicht, zu 
den hi•sherigen Ausführungen der Diskussiiorrsredner 
der einzelnen Parteien :Stellung ·zu nehmen; ich 
werde 1das nach .A!bschluß der DiJskussion tun. 

Ich halte es •aber für notwendig, einige Bemer­
kungen zu denAusführ.ungen:zu machen, die gestern 
mein Kollege Z ·i et s c.h, der .Finanzminister, vor 

2 
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dem Hohen Hause abgegeben h!at. Es ist das gute 
Recht und auch die iPflicht eines Finanzministers, 
mitzuteilen, ob für einen Antrag, der aus dem 
Hohen Hause kommt und der finanzielle Mittel 
verlangt, eine Deckung vorihanden ist oder nicht. 
Das hat gestern mein Kollege Zietsch getan, und er 
ist dabei voHkommen im Recht gewesen. Mein Kol­
lege Zietsch hat ·aber noch etwas mehr getan, er hat 
nämlich in die Gnadenkiste gelangt und kurz nach 
seiner Erklärung, daß die Anträge ·des Haushalts­
ausschusses nicht befriedigt werden könnten, ein 
Angebot auf 300 000 DM im Efrtzelpl!an XIII 
gemacht. Er hat wörtlich ausgeführt: 

„Ich würde mich unter diesen Vor·aussetzungen 
damit einverstanden erklären können, daß wir, 
um dem Grundgedanken zu entsprechen, seiner­
zeit beim E'inzelplan XIII, Allgemeine Finanz­
verwaltung, in Kapitel 1211 einen neuen Titel 
223 b aufnehmen mit folgender Zweckbestim­
mung und Erläuterung: Zinisverbilligungs­
zuschüsse für Kredite an bedürftige, för­
derungswürdige Betr·iebe der übrigen gewerb­
lichen Wirtschaft unter Einschluß der Fremden­
verkehrsbetriebe, und zwar 300 000 DM. Dabei 
könnten wir dann noch sagen: Mehrbedarf für 
Zinsverbilligungszuschüsse zur Erleichterung 
der Kreditausreichung an bedürftige, insbeson­
dere kriegss•achgeschädigte förderungswürdige 
Nichtflüchtlingsbetriebe. Im Einzelplan XIII 
wären also zu veranschlagen für Handwerks­
betriebe 30 ÖOO DM, .für Fremdenverkeib.rs­
betriebe 60 000 DM und für die übrigen Ge­
werbebetriebe 210 000 DM." 

Der Herr Finanzminister hat also 300 000 DM, die 
er ga,11.z offe;µsichtllgi. für gedeckt hält; denn sonst 
hätte er diesen Vorschlag nicht machen können. .___, 

Ich möchte nun dem Hohen Hause einen Vor­
schlag unterfbreiteri. Es ist bed. Titel 317 m'eines 
Etats ein Betrag von 50 000 DM als Zuschuß für 
Organisation des Fremdenverkehrs in Bayern fest­
gelegt .. Die sozialdemokratische Fraktion wünscht, 
daß diese 50 000 DM nicht für die Org·anisation des 
Fremdenverikehrs, sondern für Exportgemeinschaf­
ten veDwen:det werden. Im Titel 326 sind 1200 000 DM 
für Maßnahmen zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft •ausgesetzt. Der Haushaltsausschuß hat 
beantragt, diesen Betrag •auf 3 000 000 DM zu er­
höihen, hat allerdings die Bedingung daran ge­
knüpft, daß eine Deckung .ge:ßunden wird. Außerdem 
hat der Haushalts•ausschuß gebeten, dem Titel 332 
e1nen Titel 332 b für Förderung des Fremdenver­
kehrs mit einer Summe von 500 000 DM hinzuzu­
fügen. Ich bin mir nach der Erklärung meines Kol­
legen Zietsch darüber klar, daß die Erhöhung des 
Titels 326 von 1,2 auf 3 Millionen nicht möglich ist. 
Er hat uns erklärt, daß eine Deck.ung nicht vor­
handen ist, und er muß es ja wissen. Nun hat er 
aber, wie ich schon ausgeführt ha;be, 300 000 DM, 
die ofäenbar gedeckt sind, bei Einzelplan XIII in 
Vorschlag gebracht. ich nehme nicht •an, daß mein 
Kollege Zietsch den Ehrgeiz hat, ein kleiner Sir 
Stafford Cr.ipps oder ein Gaitskell oder gar ein 
Butler zu werden. Wir haben das angelsächsische 

System nicht, wo der Schatzkanzler eine ganze 
Reihe von wirtschaftspolitischen Ressorts bei sich 
vereinigt, sondern wir haben in Bayern nun einmal 
einen Wirtschaftsminister und ·einen Finanzminister, 
und ich bin der Meinung, daß der W i r t s c h a f t s­
m in i s t e 'r die Wirtschaftspolitik machen sollte. 

(Seihr g.ut!) 

Es sind in der Diskussion schon eine ganze Reihe 
von Fällen erwäihnt worden, be·i denen der Ein­
druck entstehen könnte, als ob der Wirtschaftsmini­
ster sich hier vielleicht Fehlleitungen geleistet 
hätte. Eine völlige Verkennung der Sachlage! Denn 
das Wirtschaftsministerium verfügt mit Ausnahme 
der 1,2 Millionen, die hier vorgesehen sind, über 
keinen Pfennig Geld. Im vorigen Jahr waren es 
1,25 Millionen D-Mark. Das Wirtschaftsministerium 
ist in allen diesen Kreditangelegenheiten nur eine 
motorische Kraft, eine koordinierende Stelle. Es 
macht Vorschläge, und d·ie letzte Entscheidung liegt 
überall dort, wo der bayerische Staat frgendwelche 
Mittel zu geben hat, beim Finanzministerium. 

'(Abg. Drechsel: Vielleicht wäre es besser, 
wenn man die Kreditangelegenheiten zen-

tralisieren würde.)· 

- Das ist eine andere Frarge, und es wäre wohl für 
das Hoihe Haus sehr interessant, einmal die Akten 
mit den Stellungnahmen der einzelnen Ministerien 
zu prüfen. Das Wirtsch·aftsministerJ:um könnte einer 
solchen Überprüfung mit großer Ruhe entgegen­
sehen. Aber ·es geht nicht an, ülber das Geld Wirt­
schaftspolitik machen zu wollen, urud man kann 
von mir nicht verlangen, daß ich nun in jedem ein­
zelnen Fall Zinsverbilligungszuschüsse ibeantrage, 
die Entscheidung aber nicht bei mir liegt, sondern 
anderswo gefällt wird, und ich oder das Wirt­
schaftsministerium den Buckel dafür hinhalten 
müßte, wenn irgend etwas falsch oder gar nicht 
gemacht wird. 

(Sehr richtig!) 

Ich bitte deshalib das Hohe Haus, zu überlegen, ob 
diese 300 000 DM, Jdrie nach Ansicht des Finanz~ini­
sters vorihan!den sind, nicht d.n meinem Etat ver-
anikert wergen können. · 

(Zuruf: Da gehören sie ihin!) 

Ich glaube, damit könnte auch dem berechtigten Ver-
. langen.desHerrn Drechsel auf Förderung der Export­
gemeinschaften, die ich für sehr richilig halte, Rech­
nung getragen werden. Man könnte den Titel 326 um 
100 000 DM erhöhen, und ich wäre bereit, aus die­
sen 100 000 DM 40 000 oder 50 000 DM zur Förde­
rung der Exportgemeinschaften abzU!zweigen; Den 
Rest könnte man für Zinsverbilligungen verwenden, 
und zwar 1n rden Fällen, wo ich gegenüber Ab­
werbungsversuchen anderer Län:der etwas anbieten 
muß. Mit einem Betrag von 50 000 oder 60 000 DM 
für ZinsverbiUigunge'n kann man sehr viel er­
reichen; denn 2 Prozent Zinsverbilligung sind ja im 
allgemeinen nur ein verhältnismäßig geringer Be:­
trarg. Dann könnte man, wenn schon der Herr 
F·inanzminister sagt, daß für die Fremdenverkehrs-. 
förderung keine 500 000 DM zur Verfügung stehen, 
die restigen 200 000 DM beim Titel 332 rb ver­
wenden. 
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Ich bitte das Hoihe Haus, diese Dinge zu über­
legen. Ich glaube, daß hier ein Weg gefunden wäre, 
um sowohl den Interessen des Wirtschaftsministe­

, riums und damit der allgemeinen gewerblichen 
bayerischen Wirtschaft als auch den Interessen des 
Firranzministerirums zu dienen. 

(Beifall •bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Staatsminister der Foinanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Es begirint 
ein edler Wettstreit der Minister untereinander, 

(Zuruf von der 8PD) 

- Ja, er sollte im Ministerr-at igeführt werden. 
Aber warum soll man nicht auch hier darüber dis­
kutieren? 

Ich möchte nur sagen, damit •keine Mißverständ­
nisse aufkommen: Der Titel 326 1st gegenuber dem 
Ansatz des Jahres 1950, wo er 1 050 000 DM betrug, 
um 150 000 DM für das Jahr 1951 erhöht worden. 
Wir müssen die Deckungsmöglichkeiten unter­
suchen und - das werden wir bei der Haushalts­
vorlage für das Jaihr 1952 fest·zustellen haben -
den Gesamtbetrag, den wir zu verteilen haben, nach 
gewissen Dringlichkeitsstufen einteilen. 

(Abg. Dr. Keller: Endlich! Sehr richtig!) 

Es war der Anfang einer solchen Überlegung, wenn 
ich gestern zu diesen . beiden Positionen Stellung 
nehmen mußte. Denn ich kann mir letztlich vom 
Hohen Haus il:;n nächsten Jahr nicht den Vorwurf 
machen lassen: Das ·hättest du uns ja sagen können! 
Ich bin lange genug Mitglied dieses Hohen Hauses, um 
einigermaßen zu wissen, wie man hier die Gewohn­
heiten handha!bt, und ich fühlte mich verpflichtet, 
das Haus darauf aufmerksam zu machen, was mög­
lich und was nach meiner Auffassung nicht möglich 
ist. 

Un!d nun, meine Damen rund Herren, möchte ich 
nur noch sagen: Es lie•gt mir völlig fern, mich in die 
Angelegenheiten eines anderen Ressorts einzu­
mischen. A'ber es ist so: Wenn das Haushaltsgesetz 
die Ansätze festgelegt hat, ist auch der Finanzmini­
ster nicht in der Lage, diese Ansätze zu ver.ändern. 
Wenn Sie die Position 326, für die 1,2 Millionen 
D-Mark vorgesehen sind, wofür die Deckung vor­
handen i'St, entsprechend dem Antrag auf 3 Mil­
lionen .erhöhen, dann kann, wenn Sie das durch 
Gesetz beschließen, der Finanzminister nachher 
nicht nur 2 Millionen zur Verfügung stellen. Ich 
bin genau so an das Gesetz gebunden wie Sie, an 
das Gesetz, das Sie sich 1selbst gegeben •haben. Ich 
muß also in dem Augenhl.ick, in dem Sie es be­
schließen, die 3 Millionen ·zur Verfügung stellen. 
Wenn ich sie nicht habe, muß ich sie mir leihen, 

(Zurufe, darunter ·von der CSU: Wir zeigen 
Ihnen den Weg!) 

u.nd im nächsten Jahr muß ich Ihnen dann die R.ech­
nung vorlegen. Ich m u ß t e . auf diesen Gesichts-

punkt hinweisen; im übrigen liegt es beim Hohen 
Haus, die Frage zu entscheiden. 

(Zuruf des Abgeordneten Ortloph) 

- Ja, Herr Kollege Ortloph, Sie werden dann im 
nächsten Jahr die Rechnung auch anerkennen müs­
sen, wenn sie einen Minusbetrag aufweist. Ich muß 
Ihnen heute schon sagen, daß wir für das nächste 
Jahr einen Harusha'1tsfehl'betrag aus dem Jahre 1950 
zu überneihmen haben, der mit den Ausgaben im 
außerordentlichen Haushalt etwa 150 Millionen be­
tragen wird. 

(Hört, hört!) 

>Dafür müssen wir im nächsten Jahr die Deckung 
haben. Ich rede nicht von den 148 Millionen aus 
dem Haushaltsjahr 1949, für die wir auch noch 
keine Deckung haben und die Zinsen bezahlen müs­
sen. Sie können es mir als dem für die Staats­
finanzen in Bayern verantwortlichen Mann nicht 
verüibeln, wenn ich eben den Venmch unternehme, 
auch bei den sogenannten kleinen Posten - und 
hier, Herr Kollege Sturm, muß ich schon sagen: 
1,8 Millionen und ·500 000 DM sind auch •bei einem 
2-MHliardenhaus:halt keine kleinen Positionen -
Einsparungen zu erzielen, und wenn ich mich zum 
mindesten verpflichtet fühle, das Haus auf Schwie­
rigkeiten aufmer,ksam zu machen. 

Ich habe, weil ich durchaus die Notwendigkeit er­
kenne, einen Vorschlag gemacht, der nach unserer 
Auffassung noch möglich erscheint, nämlich den 
Vorschlag be•züglich der 300 000 DM für Zinsver­
billigungszuschüsse in Einzelplan XIII. Das ist aber 
ein •haushaltsrechtlicher Unterschied. Denn wenn 
ich Zinsveribilligungs:zmschüsse in einem Haushalts­
plan zur Verfügung stelle, so weiß ich, daß sie erst 
in Frage kommen, wenn die Gesuchsteller entspre­
chende Darlehensanträge vorweisen können. Der 
Gesuchsteller muß erst alle Voraussetzungen ge­
schaffen !haben, um. bankmäßig zu einem Darlehen 
zu kommen. Wenn das alles geschehen ist - es ist 
hier von dem FaH S c h n i t t e r t gesprochen wor­
den -, dann kommt der Kreditnehmer zu uns und 
sagt: Ich könnte jetzt den Kredit bekommen und 
meine Sache aufbauen oder ausbauen, aber die 
Zins•belastung ist für mich zu groß. Dann bin ich. 
in der Lage zu sagen: Jetzt komme ich dir mit 
einem Zinszuschuß zur Hilfe, damit du das Dar­
lehen in Anspruch nehmen kannst. Dann bleibt die 
volle wirtschaftliche Verantwortung beim Kredit­
nehmer, und er bekommt berechtigtermaßen dann 
die Unterstützung, die er als Kriegssachgeschädigter 
oder sonstwie Benachteiligter nun einmal beanspru­
chen darf. Das ist etwas anderes und meiner An­
sicht nach Verantwortungsbewußteres, als wenn 
ich verlorene Zuschüsse hinge•be, über die ich dann 
keine Verfügungsmacht mehr h·abe. Desh'a11b ihabe 
ich den Ausgleichsvorschlag gemacht. 

(Beifall bei SPD und BHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: In der Reihe der 
Redner folgt der Herr Abgeordnete Dr. Eckhardt. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr.Eckhardt(BHE): HohesHaus,meine Damen und 
Herr.en! Es kann nicht meine Aufgabe· sein, anläßlich 
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der Rede des Herrn Wirtschaftsministers ein Fach­
referat über Einzelfragen bayerischer Wirtschafts­
führung zu halten. Es kann auch nicht meine Auf­
gabe sein, den Etat des Wirtschaftsministeriums im 
einzelnen zu zerpflücken. Aber es erscheint mir un­
ter allen Umständen notwendig, auf einige ganz 
grundsätzliche Fragen einzugehen. Diese Notwen­
digkeit hat sich auch erwiesen in den Erklärungen, 
die der Herr bayerische Staatsminister für Wirt­
schaft und der Herr Staatsminister der Finanzen 
gestern und heute hier abgegeben haben. 

Wir müssen uns darüber klar sein, welche Rolle 
der Wirtschaft und damit auch dem Wirtschaftsetat 
innerhalb des bayerischen Staatswesens und inner­
halb des bayerischen Staatshaushalts zukommt. Ich· 
möchte behaupten, daß gerade dem Wirtschaftsetat 
und der Wirtschaftspolitik eine ganz besondere und 
in ihrer Art einmalige Bedeutung zukommt. Die 
Wirtschaft ist die Kraftquelle, aus der der Staat 
lebt, und alle Aufgaben, die der Staat in Richtung 
auf die Verteilung des Sozialprodukts zu erfüllen 
hat, auch die uns so nahestehenden und besonders 
am Herzen liegenden sozialen Aufgaben, sind da­
von abhängig, daß diese Kraftquelle, die Wirtschaft, 
in richtiger Weise gepflegt wird. Ohne eine ziel­
bewußte und geradlinige Wirtschaftspolitik gibt es 
nicht die Möglichkeit einer starken Sozi a 1po1 i­
t i k, und ohne eine solche Pflege der Wirtschaft 
hat der Staat überhaupt nicht die Finanzkraft, die 
er braucht. · 

Der Herr Staatsminister für Wirtschaft hat daran 
erinnert, daß sein Ministerium keines der klassi­
schen Ministerien sei. Das ist richtig. Ein Wirt­
schaftsministerium hat es erst gegeben, seit die 
drängenden Anforderungen und Schwierigkeiten 
der Wirtschaft den Staat dazu zwangen, in bestimm­
ter Weise Stellung zu nehmen. Das Wirtschafts­
ministerium ist, so möchte ich sagen, ein modernes 
Ministerium par excellence. Das zeigt sich auch 
darin, daß im Wirtschaftsministerium - das be­
weist schon der unmittelbare Augenschein - im 
Gegensatz zu den klassischen Ministerien n i c.h t 
v e r w a 1 t e t, sondern in erster Linie r e g i e r t 
wird. 

Hier wird man zu fragen haben, in welcher Weise 
denn regiert werden soll. Es .ist schon gestern ver­
schiedentlich zu der Grundsatzfrage Stellung ge­
nommen worden, ob die Wirtschaft eine freie, eine 
freie Marktwirtschaft insbesondere, sein soll, wie 
man sie in Bonn genannt hat, oder ob die Wirtschaft 
geplant und gelenkt werden soll. Ich halte eine 
solche Gegenüberstellung für absolut veraltet und 
den modernen Anforderungen, die wir an Wirt­
schaftspolitik zu stellen haben, in keiner Weise an- · 
gemessen. Es gibt wie bei so vielen Schlagworten 
der Vergangenheit auch hier außerordentlich viele 
Annäherungspunkte zwischen diesen beiden Extre­
men, und eine Wirtschaft, die frei sein möchte, kann 
eben der Lenkungs- und auch der Planungsmaß­
nahmen nicht entraten, wenn sie nach außen nicht 
frei ist, wenn sie nicht über die Freiheit des Ex­
ports und insbesondere des Imports verfügt, die 
eine Voraussetzung für eine völlig freie Wirtschaft 

darstellt, und wenn sie in ihrem Innern auf Grund 
gerade von.Ereignissen, die wir nicht ändern kön­
nen, über eine Struktur verfügt, die zum Beispiel 
zu Frachthilfen an dieses oder jenes Land oder an 
dieses oder jenes Gebiet nötigt. In einem solchen 
Fall kann eine Wirtschaft nicht völlig frei sein. 
Wenn sie völlig frei wäre, so brauchte es ja über­
haupt keine Wirtschaftspolitik zu geben; denn eine 
Wirtschaftspolitik soll ja führen, leiten und lenken. 
Auf welche Weise das dann im einzelnen praktisch 
zu geschehen hat, ist eine andere Frage. Ich werde 
darauf zurückkommen. 

Ich glaube, jedenfalls prinzipiell sagen zu kön­
nen, daß für eine sachgerechte Wirtschaftspolitik 
eine absolut u n d o kt r in ä r e H a 1 tun g not­
wendig ist. Sie wird sich aller Mittel bedienen 
müssen, die der Augenblick oder die Lage oder die 
Sorge für die Zukunft erfordern. Sie wird sich ge­
gebenenfalls, wenn sie nicht unmittelbar lenkend 
eingreifen will, propagandistischer Mittel bedienen. 
Sie wird versuchen, die Kreise der Wirtschaft zu 
beeinflussen, die Kreise der Wirtschaft zur Koordi­
nation zu bringen. 

Da nun die Wirtschaft, wie ich gesagt habe, die 
Kraftquelle und damit auch die Steuerquelle des 
Staates ist, kommt der Wirtschaftspolitik in ge­
wissem Umfang ein Primat zu. Wir haben hier eine 
gewisse Kontroverse zwischen der Grundhaltung 
eines Wirtschaftsministers und eines Finanzministers 
gehört, wie ich ganz allgemein sagen möchte. Solche 
Kontroversen sind immer vorgekommen und wer­
den immer wieder vorkommen. Sie liegen begrün­
det in den verschiedenen Rollen, die ein Wirtschafts­
minister und ein Finanzminister in einem Kabinett 
zu übernehmen haben. Ich möchte dazu meinen, daß 
ich die Bedeutung der Finanzpolitik, insbesondere 
der Führung und Gestaltung des Haushalts, gewiß 
nicht gering schätze. Ich erinnere mich an ein Wort, 
das mir immer sehr großen Eindruck gemacht hat 
und das ich für richtig halte, das von einem unserer 
bedeutsamsten Wirtschafts- und Finanzpolitiker 
stammt, nämlich das Wort, daß der Haushalt das 
Schicksalsbuch eines Volkes sei. Das bedeutet aber 
nicht, daß nun der Finanzminister als der zunächst 
verantwortliche Fachminister etwa den Gang der 
Wirtschaft und der Wirtschaftspolitik bestimmen 
müsse. Es bedeutet vielmehr, daß der Finanzpolitik 
gerade .infolge der Größe dieser Aufgabe in be­
sonderem Maße eine dienende Rolle zugewiesen ist. 
Die Finanzpolitik, die Haushaltsführung, bildet so­
zusagen das Haus für alle. Dem Finanzminister ob­
liegt es, für Kontrolle, für Sparsamkeit, für Über­
wachung im Interesse des Ganzen zu sorgen. Er 
muß sich aber darüber klar sein, daß er gerade aus 
der Wirtschaft heraus seine eigene Kraft schöpft 
und daß infolgedessen die Mittel, die in die Wirt­
schaft fließen, nicht einfach Mittel sind, die - wie 
in manchen anderen Fachetats - verteilt werden 
und sich möglicherweise in dem Aufbau und in der 
Produktion der Wirtschaft nicht mehr auswirken, 
sondern er muß wissen, daß die Mittel, die in einen 
Wirtschaftshaushalt hineinfließen, nicht nur pro -
du k t i v im besten Sinn, sondern sehr oft auch 
r e n t ab e 1 sind. Ich hoffe, Gelegenheit zu haben, 
im Laufe meiner Ausführungen darauf zurückzu-
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kommen. Jedenfalls glaube ich, daß der Wirtschafts­
politik im Staat unter den Einschränkungen und 
Bedingungen, die ich genannt habe, ein Primat zu­
kommt. Ich halte es deshalb auch für sehr bedauer­
lich, daß in so mancher Hinsicht die Wirtschafts­
politik, die von uns gewünscht wird, und die Finanz­
politik zur Zeit gegensätzlich verlaufen. Das ist 
aber nicht etwa eine Schuld des bayerischen Staates, 

(Sehr richtig!) 

sondern das ist. ein Vorigang, der auf Bonner Ver­
hältnisse zurückgeht und den ich hier nicht weiter 
erörtern will. Ich will nur das eine erwähnen, 
daß man unmöglich auf der einen Seite ständig 
Investitionen verlangen und 1auf der anderen Seite 
nicht nur konsumtbeschränkende Steuerarten er­
heben kann, wie der Herr Staatsminister für Wirt­
schaft gemeint hat, sondern daß man mindestens 
seit dem 1. Juli dieses Jahres auch in ganz hervor­
ragendem Maße investitionseinschränkende steuer­
liche Maßnahmen eingeführt oder wiedereingeführt 
hat. 

Der Wirtschaftspolitik kommt es zu - ich glaube, 
das kann man als ihre oberste Aufgabe betrach­
ten -, das Produktionsvolumen der Wirtschaft zu 
erhöhen. Von der Erhöhung des Produktionsvolu­
mens hängt es ab, ob der soziale Standard in unse­
rer Bundesrepublik und in Bayern gehoben werden 
kann. Im Gegensatz zu den letzten Rednern und 
besonders auch zu dem Herrn Vertreter der 
Bayernpartei glaube ich doch bei einer Betrachtung 
der Lage der bayerischen Wirtschaft sagen zu kön­
nen, daß sie im ganzen ein recht erfreuliches Bild 
bietet. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

Es ist in den letzten Jahren und auch in diesem 
Haus schon wiederholt das Wort von der struk­
turellen Schwäche der bayerischen Wirtschaft ge­
fallen. Ich möchte einmal die gesunden Seiten die­
ser bayerischen Wirtschaftsstruktur besonders her­
vorheben. Diese gesunden Seiten liegen insbeson­
dere darin, daß in Bayern im Gegensatz zu anderen 
Gebieten der Bundesrepublik der Klein- und Mit­
telbeh'ieb absolut vorherrscht, daß drei Viertel der 
bayerischen Industriebetriebe Mittelbetriebe sind, 
daß nur etwa 3 Prozent der bayerischen Industrie­
betriebe eine Beschäftigungszahl von mehr als 
200 Beschäftigten haben. Ich sehe diese Gesundheit 
insbesondere auch darin, daß das Handwerk in 
Bayern ungefähr die gleiche Zahl von Beschäftig­
ten aufweist wie die Industrie und daß hinsichtlich 
der Zahl die Handwerksbetriebe sogar an der 
Spitze des Bundesgebiets stehen. 

Man wird vielleicht sagen können, daß das Wach­
sen dieser Zahl zum Teil auf die von den Ameri­
kanern veranlaßte absolute Gewerbefreiheit zu­
rückzuführen sei. Ich darf in diesem Zusammen­
hang grundsätzlich bemerken, daß eine solche ab­
solute Gewerbefreiheit auch nach ·unserer Auffas­
sung der Wirtschaft nicht dienlich ist. Gerade im 
Interesse der Bevölkerung, im sozialen und im 
wirtschaftlichen Interesse muß verlangt werden, 
daß der Mann, der in der Wirtschaft als Handwer-

ker oder Unternehmer anderer Art tätig ist, eine 
entsprechende Befähigung mitbringt und diese im 
allgemeinen auch nachzuweisen in der Lage ist. 

Nun wird man selbstverständlich hier eine Ein­
schränkung zu machen haben, nämlich die Ein­
schränkung, daß man den Menschen, die durch die 
Vertreibung aus ihrer angestammten Heimat oder 
durch lange Jahre Kriegsgefangenschaft, durch ihre 
Eigenschaft als Heimkehrer also, vor besondere 
Schwierigkeiten gestellt sind, namentlich hinsicht­
lich des Nachweises ihrer Befähigung unbedingt 
wird helfen müssen. Insofern muß allerdings eine 
größere Freiheit in der Zulassung herrschen. Das 
ist durch die Verhältnisse bedingt, in die wir hin­
eingestellt sind, die uns aufgezwungen sind und 
die wir nicht ändern können. 

Wenn ich nun also meinen Blick auf die Entwick­
hing der bayerischen Wirtschaft richte, dann gibt 
es, glaube ich, keinen unbedingten Anlaß, pessi­
mistisch zu sein. Es sind gewaltige Aufgaben be­
wältigt worden. 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

Das vielleicht größte bevölkerungspolitische und 
auch wirtschaftspolitisch bedeutungsvollste Ereignis 
der letzten Jahre ist zweifellos der Zustrom der 
2 Millionen heimatvertriebener Menschen gewesen. 
Im Zusammenhang gerade mit diesem Problem 
steht die Frage der sogenannten strukturellen 
Schwäche unserer bayerischen Wirtschaft, von der 
ich eben gesprochen habe. Sie ist gewiß gegenwär­
tig in einem bestimmten Umfang vorhanden, und 
man hat gesagt, daß eine Arbeitslosigkeit von viel­
leicht 240 oder 250 000 Menschen in Bayern zur 
Zeit nicht abzuwenden und unabänderlich sei. 
Das mag sein, aber ich bin überzeugt,· daß dieser 
Zustand überwunden wird und daß diese Schwäche 
der bayerischen Struktur tatsächlich geheilt wer­
den kann, insbesondere auch deswegen, weil ja 
gerade die 2 Mi11ionen, die nun hereingeströmt 
sind, zu einem ganz großen Teil hervorragendste 
Fachkräfte in ihren Reihen beherbergen. 

Ich will hier schon andeuten, daß im Rahmen 
des Landesentwicklungsplans große Möglichkeiten 
zur Beseitigung dieser Schwäche in der Struktur 
der bayerischen Wirtschaft liegen. Hier liegt kein 
unabänderlicher Faktor vor, sondern hier ist auch 
die positive Seite einer Entwicklungsfähigkeit ge­
geben. Von diesen Gesichtspunkten aus muß man 
betrachten, was in der bayerischen w·irtschaftspoli­
tik in Zukunft in erster Linie vordringlich ist. 

Vordringlich scheint uns eine Verstärkung der 
Grundstoffbasis zu sein. Bayern ist nicht reich an 
Kohle und Eisen. Es ist zu begrüßen, daß nach den 
jetzt vorgelegten Plänen des Staatsministeriums für 
Wirtschaft das Vorkommen an Bodenschätzen in 
Bayern geprüft und untersucht werden soll, daß 
man versucht, die Vorkommen von Kohle, von Erz, 
von Flußspat und Schwerspat und anderem vor­
dringlich festzustellen. Weiter begrüßen wir auch, 
wenn sich der bayerische Staat aktiv und undoktri­
när an wichtigen Industrien seiner Wirtschaft be­
teiligt, wie das jetzt im oberpfälzischen Raum der 
Fall sein soll. 

3 
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Nun zur Lage der drei großen Gebiete, von denen 
der Herr Staatsminister für Wirtschaft gesprochen 
hat: Kohle, Strom und Eisen. Nach meiner Auffas~ 
sung ist, wenigstens in den Debattereden zum baye­
rischen Wirtschaftshaushalt, nicht genügend her­
vorgehoben worden, daß die Mangellage an Kohle, 
in der wir uns befinden, in allererster Linie auf 
den Zwangsexport der Ruhrkohle zurückzuführen 
ist, der an die Westmächte zu leisten ist. 

(Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich einmal schildern, wie es in den 
Häfen von An t w e r p e n und insbesondere R o t -
t erd am aussieht, wie dort die amerikanischen 
Kohledampfer ihre Kohle für Deutschland aus­
laden, für die sie fast das Doppelte des Preises er­
zielen, der für Ruhrkohle erzielt werden kann! 
Unsere Industrie ist genötigt, die Kohle zurückzu­
kaufen, die sie oder ihre Schwesterindustrien in 
Grundstoffen exportiert haben, und ein großer Teil 
der Kohle, die wir heute in Deutschland für unsere 
Wirtschaft brauchen, ist eine sogenannte Heim­
kehrerkohle geworden. Unter diesem Zwang steht 
die deutsche und auch die bayerische Wirtschaft. 
Diesem Zwang können wir uns leider nicht ent­
ziehen. Man muß wissen, daß dieser Zwang exi­
stiert, und darf deshalb nicht allzu viel Kritik an 
den Versuchen üben, nun in der deutschen Wirt­
schaft die Not auszugleichen, und es jedenfalls nicht 
zu einer Stillegung oder Einschränkung der Be­

. triebe kommen lassen. Gewiß, jede solche Man-
gellage erzeugt bestimmte Schwierigkeiten. Man 
könnte den Satz aufstellen: Verknappung erfordert 
Lenkung; Aber man darf nicht vergessen, daß trotz 
aller Lenkung und Planung jede Verknappung -
wir haben es in der Vergangenheit gesehen - ge­
wissermaßen mit Notwendigkeit auch auf einen 
grauen oder schwarzen Markt hinführt, der im In­
teresse der Gesamtwirtschaft außerordentlich zu 
bedauern ist. Die Möglichkeit, diese Übel von 
Grund auf zu heilen, liegt bei den Westmächten. 
Wollen wir hoffen, daß sich die Westmächte ange­
sichts der Bedeutung, die auch der Wiederaufbau 
der deutschen Wirtschaft im Rahmen des vereinig­
ten Europa oder im Rahmen eines starken Westens 
haben muß, den wesentlichen und wichtigen An­
forderungen nicht verschließen mögen, die wir 
wirtschaftspolitisch zu stellen haben. 

Auf dem Gebiete der Stromversorgung ist schon 
darauf hingewiesen worden, daß die Lage min­
destens in den nächsten Monaten - und auch 
Jahren - bedenklich ist, ja als unmittelbar ernst 
zu betrachten ist. Die bayerische Staatsregierung 
hat uns einen Zehnjahresplan zum Ausbau der 
Elektrizitätsversorgung in der bayerischen Wirt­
schaft zugeleitet. Ich glaube ohne Einschränkung 
feststellen zu können, daß diese Arbeit der Staats­
regierung schon rein fachlich ausgezeichnet ist. Da­
bei will ich nicht behaupten, daß man nicht zu die­
sem oder jenem Punkt zusätzlich noch Anregungen 
bringen oder an ihnen Kritik üben könnte, insbe­
sondere hinsichtlich der Vordringlichkeit der Ar­
beiten, die zu erfolgen hätten. Wir sind zum Bei­
spiel der Ansicht, daß insbesondere dem Verbund-

speicherwerk Jochenstein eine besondere Vordring­
lichkeit für die bayerische Stromversorgung und 
bayerische Wirtschaft zukommt. Der Finanzbedarf, 
der in diesem Plan ausgerechnet ist, beläuft sich in 
den nächsten Jahren auf rund 2314 Milliarden Mark, 
gewiß eine gewaltige Summe. Wie sie aufzubringen 
sein wird, wird die Sorge der· Staatsregierung und 
auch unsere Sorge in den nächsten Jahren sein. Ich 
glaube, daß wir alle Kraft daransetzen müssen, 
gerade diese Grundstoffe in vermehrter Weise für 
die bayerische Wirtschaft zu gewinnen. 

Den Ausführungen des Herrn Wirtschaftsmini­
sters über die Eisenindustrie wäre hinzuzufügen, 
daß es uns dringend notwendig erscheint, die Er­
gänzungsindustrie des Eisens zu fürderµ, insbeson­
dere eine Ergänzungsindustrie für Röhren und 
kaltgewalztes Bandeisen und in erster Linie viel­
leicht die Schaffung eines Metallwalzwerkes in 
Verbindung mit der Aluminium erzeugenden In­
dustrie, also in Verbindung mit Töging. Soviel in 
aller Kürze zur Frage der Grundstoffindustrien 
und ihrer Förderung. 

Von gleicher Bedeutung wie diese Maßnahmen 
der bayerischen Wirtschaftspolitik wird die wei­
tere Steigerung, Hebung und Förderung des bayeri­
schen Exports sein. Bayern exportiert nach nahezu 
hundert Ländern. Es hat in den letzten Jahren 
Textilien, Schnittholz, Maschinen, Porzellan, Glas, 
Hopfen und zahlreiche andere Erzeugnisse seiner 
Industrie und seines Handwerks ausgeführt. Der 
Erlös des bayerischen Exports - so haben wir 
gestern gehört - beträgt rund eine Milliarde Mark. 
Man wird gerade angesichts einer so bedeutsamen 
Leistung, vor allen Dingen des Handels, eine durch­
aus optimistische Grundstimmung einnehmen kön­
nen. Wie wäre dieser Export weiter zu fördern? 
Ich glaube, es sind verschiedene Wege möglich, 
und es ist unsere Sache, positive Vorschläge zu 
machen. Wir könnten uns denken, daß man ähnlich, 
wie es sich im Verfahren eines anderen Landes be­
reits als wirksam erwies, aus den Preisspannen 
zwischen dem Inlandspreis der ausgeführten Er­
zeugnisse und dem Auslandspreis im Wege frei­
williger Subventionen zur Gewinnung weiterer 
Mittel für den Export und im Interesse des Ex­
ports gelangen könnte. Ob wir in der Frage der 
Exportgemeinschaften besondere Erfolge erzielen 
werden, weiß ich nicht. Ich habe offen gestanden in 
dieser Richtung leise Zweifel. Ich möchte aber eine 
ganz bestimmte Anregung für den Import- und 
Exporthandel Bayerns geben. Ich möchte nämlich 
darauf hinweisen, daß es mir möglich und denkbar 
erscheint, in einem Platz wie München, der doch 
für den Import aus den südlichen Staaten von 
außerordentlicher Bedeutung ist, einen Freibezirk, 
eine Freihandelszone einzurichten. Solche Frei­
häfen, Freihandelszonen und Freibezirke gibt es 
nicht nur in Seestädten, es hat in früherer Zeit 
auch besondere Begünstigungen zollrechtlicher und 
umsatzsteuerrechtlicher Art für die fünf großen 
Rheinhäfen gegeben. Ich möchte in diesem Zu­
sammenhange darauf aufmerksam machen, daß die 
Stadt Innsbruck, die wir uns dann wohl auch be­
sonders werden ansehen müssen, zur Zeit ernst­
lich die Einrichtung eines Freibezirks vorbereitet 
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und daß Vertreter solcher Interessen in Hamburg 
und Bremen die Verhältnisse auf diesem Gebiet 
besonders studiert haben. Ich glaube jedenfalls, 
daß man mit der Einführung solcher Freibezirke 
und Freihandelszonen eine bedeutende Steigerung 
des Umschlags und eine wesentliche Förderung des 
Import- und Exporthandels erreichen ·könnte. 

Alle Redner haben darauf hingewiesen, daß eine 
Förderung der Grenzbezirke notwendig sei. Das 
ist gewiß richtig. Wir bekennen uns voll dazu. Wir 
möchten sagen, daß es sich dabei zunächst noch 
nicht einmal so sehr um eine wirtschaftliche, son­
dern auch in ganz hervorragendem Maße um eine · 
politische Aufgabe handelt. Die Bemühungen, die 
der Herr Staatsminister für Wirtschaft hinsichtlich 
einer Neugestaltung der Frachttarife unternommen 
hat, begrüßen wir durchaus. Vielleicht dürfen wir 
anregen, das System der Frachtbasen bei der Lie­
ferung nach Bayern, insbesondere bei der Einfuhr 
von Kohle, wieder einzuführen, oder seine Wieder­
einführung bei den zuständigen Stellen vorzuschla­
gen. Von besonderer Bedeutung ist selbstverständ­
lich die Frachthilfe für Ostbayern. ·Es ist erfreulich, 
daß nach den Ausführungen des Herrn Staats­
ministers diese Frachthilfe wieder anläuft. Wir 
haben hier in ganz besonderem Umfang auch eine 
Möglichkeit, Arbeitslosigkeit in produktiver Weise 
zu bekämpfen. Mir ist vor wenigen Tagen der 
Wunsch . eines Betriebs aus dem Bayerischen 
Wald vorgetragen worden, eine Frachthilfe von 
100 000 Mark zu erhalten, damit dieser Betrieb 
seine Produktion auf dem Gebiet der Holzindusüie, 
insbesondere der Anfertigung von Span- und Fi­
schereikörben, aufnehmen und seine Erzeugnisse 
nach Cuxhaven, Bremerhaven und anderwärts in 
die aufsteigende deutsche Fischereiindustrie lie­
fern könne. Würde eine solche Frachthilfe von 
100 000 Mark gewährt werden, so wäre - davon 
habe ich mich selbst. an Hand der Kalkulationen 
überzeugt, die mir der Betrieb vorgelegt hat - die 
Einstellung von 250 Arbeitnehmern die Folge für 
den Betrieb und die bayerische Wirtschaft. Diese 
Einstellung von 250 Arbeitnehmern würde allein 
eine Lohnsumme von jährlich 500 000 Mark be­
deuten, ganz abgesehen von· den Umsätzen und 
Gewinnen, die dort entstehen, und ganz abgesehen 
davon, daß die 100 000 Mark gewährte Frachthilfe 
ganz bestimmt wieder als Steuern in den Haushalt 
des bayerischen Staates und des Bundes fließen. 
Ein deutliches Beispiel dafür, was finanziell gerade 
auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik zu geschehen 
hat. 

Ich komme damit zur Kreditpolitik, an der 
Finanz- und Wirtschaftsministerium beide betei­
ligt sind. In den kontinentalen Staaten ist es seit 
langem die Aufgabe des Wirtschafts- oder Handels­
ministeriums, den Kapitalmarkt der Volkswirt­
schaft zu pflegen. Sie werden mir fast ausnahms­
los zugeben müssen, daß von einem echten Kapi­
talmarkt in Deutschland leider noch immer nicht 
die Rede sein kann. Wir befinden uns auch hier in 
einer Klemme. Diese Klemme nötigt uns, bei dem 
Nichtvorhandensein des Kapitalmarkts ein System 
von Aushilfen zu pflegen. Das ist in den letzten 

Jahren versucht worden. Es ist gelungen, wie wir 
gehört haben, seit der Währungsreform außerbaye­
rische Mittel im Betrage von 567 Millionen D-Mark 
nach Bayern zu bringen. Für die verarbeitende In­
dustrie aber werden jetzt und in naher Zukunft 
wohl nur Staatsbürgschaften gewährt werden kön­
nen, ohne daß genügende Refinanzierungsmittel 
zur Verfügung stehen. Wir wissen, daß sowohl das 
Finanz- als auch das Wirtschaftsministerium sich 
der Bedeutung gerade der Zurverfügungstellung 
von Refinanzierungsmitteln voll bewußt ist. Wir 
haben im Hausha-ltsausschuß des Landtags wieder­
holt über diese Frage debattiert. Ich will nebenbei 
einflechten, weil es eine interessante Zahl ist, daß 
von den bisher gewährten Staatsbürgschaften rund 
380 Millionen D-Mark für allgemeine Zwecke und 
86 Millionen D-Mark für den Wiederaufbau der 
Betriebe heimatvertriebener Unternehmer gewährt 
worden sind. 

Die bayerische Wirtschaft leidet unter einer Ak­
tiön, für die sie nicht verantwortlich ist, unter der 
Beschränkung .der Kreditmöglichkeiten, den soge­
nannten Kreditrestriktionen, die am Ende des vori­
gen Jahres von der Bank Deutscher Länder ver­
hängt wurden. Ob diese Kreditrestriktionen gerade. 
in diesem Jahr notwendig gewesen sind und not­
wendig sind, darüber mag sich streiten lasi:;en. Ich 
habe nicht unerhebliche Bedenken gegen die Po­
litik der Kreditrestriktionen. Man hat die Kredit­
restriktionen eingeführt, weil man sich sagte: Wir 
dürfen uns auf keinen Fall leisten, einem inüatori­
schen Zustand näher zu kommen. Dafür habe ich 
allen Sinn. Ich habe auch allen Sinn dafür, daß 
man mit .steuerlichen Mitteln gegen einen vor­
handenen inflatorischen Zustand vorgeht. Ich mache. 
aber darauf aufmerksam: Mit steuerlichen und kre­
ditären, das heißt geldpolitischen Mitteln können 
Sie eine Inflation weder vermeiden noch heilen. Sie 
können ihr nur vorbeugen, wenn Sie das Produk­
tionsvolumen, die Höhe des Sozialprodukts der 
Wirtschaft vermehren. Und diese Aufgabe ist uns 
in erster Linie gestellt. Das Sozialprodukt muß er­
höht werden. Das ist das vornehmste Ziel jeder 
Wirtschaftspolitik. Ich erhoffe vom Landesentwick­
lungsplan, den ich bereits erwähnt habe, eine Er­
höhung des Sozialprodukts, insbesondere auch 
durch eine vernünftige Eingliederung der heimat­
vertriebenen Wirtschaft in die bayerische Wirt­
schaft. Wir haben hier zum ersten Mal eine groß­
zügige Planung des Standorts. Der Standort ist 
- die Erörterung über die Struktur der Wirtschaft 
zeigt das immer wieder - von allerhöchster Be­
deutung für. das Gedeihen einer Wirtschaft. Wir 
glauben, daß das Ministerium auch die Vorschläge 
des sogenannten Sonne-Plans noch einmal gründ­
lich studieren sollte, da hieraus nach unserer Auf­
fassung auch für die Entwicklung der bayerischen 
Wirtschaft Anregungen aller Art zu gewinnen sind. 

Verschiedene Redner haben zur Frage des Frem­
denverkehrs Stellung genommen. Der Herr Staats­
minister für Wirtschaft hat seinerseits darauf hin­
gewiesen, daß der Produktionswert des bayerischen 
Fremdenverkehrs hinter dem Produktionswert von 
Handwerk, Industrie und Handel zurückstehen 
müsse. Gewiß. Gestern ist darauf aufmerksam ge­
macht worden, daß der Fremdenverkehr, ·für sich 
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betrachtet, vielleicht gar nicht so sehr der große 
Devisenbringer sei, als der er vielfach angesehen 
wird. Hierbei muß ich aber doch auf einen Irrtum 
hinweisen. Es ist ja nicht so, als ob d~r Fremden­
verkehr, isoliert betrachtet, nun etwa der devisen­
schaffenden Bedeutung wegen zu fördern sei. Der 
Fremdenverkehr schafft diese Devisen nicht nur 
isoliert gesehen, sondern auch für die am Export 
interessierte bayerische Industrie und für das paye­
rische Handwerk. Die vom Fremdenverkehr hier 
geleistete Vermittlungsarbeit ist besonders hoch 
einzuschätzen, und man kann infolgedessen nicht 
mit dem Rechenstift erklären: so viele Übernach­
tungen, so viele Devisen für die bayerische oder die 
deutsche Wirtschaft. Der Fremdenverkehr hat tat­
sächlich eine wesentlich größere Bedeutung. Ich 
möchte sogar sagen: Er ist eine Art V i s i t e n -
k a r t e nicht nur Bayerns und der bayerischen 
Wirtschaft, sondern ganz Deutschlands geworden. 

(Sehr richtig!) 

Man wird wohl auch sagen können, daß insbeson­
dere die oberbayerischen Fremdenverkehrsorte 
einen Ruf haben, der in Deutschland jedenfalls 
einzigartig dasteht. Man wird weiter feststellen 
können, daß sehr viele Ausländer, sehr viele Un­
ternehmer und Wirtschaftsführer des Auslands 
wohl die Namen Bad Reichenhall, Garmisch und 
vieler Kurorte des Tegernseetals und des Allgäus 
kennen, nicht aber die Namen vieler Großstädte. 
Tatsächlich wird Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft zu einem Teil wenigstens danach be­
urteilt, was auf diesem Gebiete geschieht, und was 
nicht nur in Oberbayern und in Schwaben, sondern 
ebensosehr in den vielleicht etwas vernachlässig­
ten Gebieten, die es leider in Nordbayern mit sei­
nen schönen Fremden- und Kurorten noch ·immer 
gibt, geschehen muß. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Man hat geglaubt, gerade auf die Unzweckmäßig­
keit einer Erhöhung der Mittel zur Förderung des 
Fremdenverkehrs besonders hinweisen zu müssen. 
Meine Damen und Herren! Der Fremdenverkehr 
fördert den Export! Der Fremdenverkehr vermag 
aber aus sich selbst heraus der bayerischen Wirt­
schaft noch in ganz anderer Weise finanzielle Mit­
tel zuzuführen, wenn man nämlich einmal rein 
vom finanz- und wirtschaftspolitischen Standpunkt 
aus wieder ein Problem aufgreift, dem wir uns, 
fürchte ich, hier nicht ganz gewachsen gezeigt 
haben. Es ist dies die Frage der Errichtung von 
Spielbanken. Ich hoffe, daß nicht zuletzt auch die 
Reise des Pfalz-Ausschusses unter der Leitung des 
Herrn Landtagspräsidenten und der Besuch von 
Bad Dürkheim gezeigt haben, daß man solche Be­
triebe sehr wohl sauber und ohne Auswüchse füh­
ren kann. Es wird auch, wenn man sie in ein Ver­
hältnis zum Toto, zu Lotterien und anderen Dingen 
setzt, nicht sehr viel gegen sie zu sagen sein. Für 
·sie spricht jedenfalls, daß bei einer Einführung der 
Spielbankunternehmen in vernünftiger und be­
triebswirtschaftlicher Form, also nicht gleich sechs 
:Spielbanken in einem engen Raum nebeneinander, 

sondern wenige Spielbanken, also etwa zwei in 
Südbayern und eine vielleicht in Bad Kissingen, 
wahrscheinlich schon in diesen letzten Monaten 
ganz erhebliche Beträge hätten gewonnen werden 
können, mit denen man die bayerische Wirtschaft, 
das bayerische Gewerbe, den Fremdenverkehr und 
auch den sozialen Wohnungsbau in genügendem 
Maße hätte fördern können. 

(Sehr richtig!) 

Hier ist eine finanzielle Möglichkeit' gegeben, von 
der ich der Ansicht bin, daß der Bayerische Land­
tag geradezu verpflichtet ist, sie auszunützen. 

(Sehr richtig! bei der BP. - Abg. Bezold: 
Die Wirtschaft findet diese unmoralische 
Unterstützung nicht; also brauchen Sie dar-

über nicht zu reden!) 

- Ich weiß es nicht. Ich hoffe, daß die Erfahrungen 
der letzten Monate doch dazu geführt haben, das 
Gebiet der Moral und das der Spielbanken ein 
wenig a liseinanderzuhal ten. 

(Zuruf von der FDP: Das ist in Bayern 
sehr schwer.) 

Die Mittel, die zur Gewerbeförderung angesetzt 
werden, und auch die erhöhten Mittel, deren Ein­
satz der Haushaltsausschuß gewünscht hat, sind 
nach meiner Auffassung eine produktive, vielleicht 
sogar, betriebswirtschaftlich gesprochen, eine ren­
table Anlage. Die Wirtschaft gibt dem Staate Kraft, 
und daher ist es auch Sache des Staates, sie zu 
fördern, insbesondere dann, wenn er sicher sein 
kann, daß die Förderungsmittel wieder hereinkom­
men. Ich hoffe also, daß der Standpunkt des Herrn 
Wirtschaftsministers bei dieser: Kontroverse mehr 
zum Zuge kommt, als es gestern und heute zu­
nächst den Anschein gehabt hat. 

Das Kapital mag knapp sein. Wir spüren das bei 
der Beratung des gesamten Haushalts des bayeri­
schen Staates. Von den drei großen Produktions­
faktoren, auf denen jede Wirtschaft aufbaut, sind 
in Deutschland und in Bayern sicherlich Kapital 
und Boden knapp. Das Gut, über das wir zur Zeit 
noch in reichlichem Maße verfügen, ist der Produk­
tionsfaktor Arbeit. Der Produktionsfaktor Arbeit, 
nicht nur die des Arbeiters, sondern auch die des 
Unternehmers, wie überhaupt die Arbeit jedes schaf­
fenden Menschen in der Volkswirtschaft, muß in 
jeder Beziehung gepflegt werden. Die Arbeit ist 
für uns die einzige Möglichkeit, zu der erwünschten 
Erhöhung des Sozialprodukts zu kommen und 
damit auch zur Durchführung der von uns gefor­
derten sozialen Maßnahmen. Wir sind überzeugt, 
daß es eine Pflege des Produktionsfaktors Arbeit 
im besten Sinne des Wortes bedeutet, wenn es ge­
lingt, auch die zahlreichen noch vorhandenen,· ent­
weder nicht oder nicht im richtigen Maße einge­
setzten hervorragenden Fachkräfte unter den zwei 
Millionen Heimatvertriebenen richtig einzureihen. 
Auch auf dem Gebiet der Fremdenindustrie! Ver­
gessen Sie nicht, daß unter den Heimatvertriebe­
nen zahlreiche gute Fachkenner dieses Gebietes 
sind, die aus den sudetendeutschen Weltbädern 
Karlsbad, Marienbad, Franzensbad, aus den Heil-



Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 769 

(Dr. Eckhardt [BHE]) 

bädern und Fremdenorten Schlesiens und ander­
wärts kommen. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Wie diese Arbeit zu förd~rn ist, das zu prüfen ist 
die,Grundaufgabe der Wirtschaftspolitik. Ich hoffe, 
einige Andeutungen und Anregungen dazu gegeben 
zu haben. 

Vielleicht kann man sich in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik auf den Satz einigen, daß der best­
bezahlte Arbeiter auch der beste Arbeiter ist. Aus 
diesen Gründen begrüßen wir die grundsätzlichen 
Ausführungen vor allem am Beginn. der Rede des 
Herrn Staatsministers für Wirtschaft. Wir hoffen, 
daß die bayerische Wirtschaftspolitik auch weiter­
hin den Weg beschreitet, den sie bisher gegangen 
ist und der nach unserer Auffassung tatsächlich der 
beste, das bedeutet: der einzig richtige Weg ist. 
Möge dann unsere Arbeitskraft, also die Arbeits­
kraft des Unternehmers, des Handwerkers, des 
Händlers, des Arbeiters und jedes schaffenden 
Menschen wie in den letzten Jahren zum Nutzen 
der bayerischen Wirtschaft eingesetzt werden. 
Möge - und damit darf ich schließen - aus Hei­
matvertriebenen und Heimatverbliebenen ein 
Volk werden, das sich in Frieden des reichen Er­
gebnisses dieser Arbeit zu erfreuen vermag. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat. der Herr Ab­
geordnete Wolf. 

Wolf Ha,ns (FDP): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Ich darf, auch im Namen meiner Frak­
tion, vorausschicken, daß wir im großen und ganzen 
mit den Ausführungen des Herrn Wirtschafts­
ministers zum Haushalt des Wirtschaftsministeri­
ums einiggehen. Maßgebend für· uns war der Er­
folg. Wir konnten hören, daß gerade Bayern trotz 
der engen Verflechtung mit dem Bund, mit Bonn, 
in der Lage war, eine höhere Produktionssteigerung 
als im Bundesdurchschnitt zu erzielen. Wir teilen 
auch die Ansicht des Herrn Wirtschaftsministers, 
daß Bayern, das nun einmal kein Agrarstaat mehr 
ist, sondern ein Industriestaat wurde, zu einem 
Armenhaus werden würde, wenn nicht eine starke 
gewerbliche Wirtschaft vorhanden wäre. Eine solche. 
hat aber als stärksten Motor und sicherste Grund­
lage die private Initiative und nicht zuletzt das 
Eigeninteresse der Betriebe zur Voraussetzung. 
Insofern kann ich mit Herrn Kollegen Drechsel 
nicht eil).iggehen. Er erzählte uns von einem Ge­
burtstagsglückwunsch - ich selbst habe ihn nicht 
gehört - eines Rundfunkkommentators für den 
Herrn Wirtschaftsminister, in dem in Randbemer­
kungen davon gesprochen wurde, daß der Herr 
Wirtschaftsminister im Bundesrat eine enge 
Verbindung mit dem Bundeswirtschaftsminister 
Dr. Erhard l;ialte, 

(Abg. Drechsel: Stärkste Stütze!) 

ja sogar die stärkste Stütze des Bundeswirt­
schaftsministers war. Das liegt ganz in unserem 

Sinne; denn wir glauben, daß gerade daraus der 
Erfolg für die bayerische Wirtschaft gekommen ist. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Woraus sonst wäre er wohl gekommen! Schließlich 
ist es taktisch 1klug, wenn ich mit dem, der etwa·s 
zu sagen hat, die engste Verbindurug aufrechterhalte. 
Herr Kollege Drechsel, der Mißton, den Sie aus der 
Symphonie der allgemeinen Wirtsch'aft heraus­
hören konnten, die Dissonanz, wie Sie sagten, ist ja 
nicht da1zu angetan, daß nunmehr das Instrument 
zerschlagen werden muß. Gerade in der !heutigen 
Zeit g~bt es Symphonien, die seihr viele Dissonanzen 
aufweisen und trotzdem eine große Zwhörerzahl 
finden. Mit welchem Instrument wollen Sie denn 
auftreten? Welches Instrument 'kann dann das Kon­
zert durchführen? Sie haben vergessen, das zu 
sagen, Herr Kollege Drechsel! Man darf das Kind 
nicht .gleich mit dem Bade ausschütten, wenn ein­
mal eine Situation, eine Angelegenheit nicht ganz 
in Ordnung ist. 

Sie haben vor allem das Problem der Kohle be­
rüthrt. Der augenblickliche Zustand in der KoihJen­
versorgung ist nicht sehr 1begrüßenswert. Sie wissen 
aber, Herr Kollege, womit das zusammenhängt: 
nämlich mit den Einwirikungen von außen auf die_ 
Grunrdstof.findustrien. rEs ging mit Korea an. Dann 
traten p'lötzlich Engpässe in den Grundstoffen auf, 
die nicht von heute aurf morgen, sondern erst all­
mählich •beseitigt werden ~önnen. Sie wissen doch 
auch, daß gerade der Raubbau in den Kohlen­
gruiben während der rrationalsO'zialistischen Wirt­
schaft Verheerungen hervorgerufen hat, die man 
unmög.Uch von heute auf morgen beseitigen kann; 
Sie wissen, daß die A:vbeiter durch eine geringe Er­
näihrung zunächst n'Ur bis e;u 50 Prozent der Lei­
stungen hervorbr1ingen konnten. Um der ansteigen­
den Industrie wieder die KoWe zuzuführen, die sie 
braucht, mußten neue Arbeiter gewonnen werden. 
Das wissen auch Sie. Gott sei Dank gelang das. Es 
reichten aber dann die Wohnungen nicht aus, und 
Sie selbst sagten, daß der Bergarbeiter nicht mit 
Freude in die Gruben fährt, wenn er keine Woh­
nung hat und viele andere Dinge noch fehlen. 

(A!bg. Drechsel: Man muß aber endlich ein­
mal wieder eine Ordnung in den Verhält-

nissen herbeiführen.) 

- „Endlich einmal", Herr Kollege? Sechs Jahre 
nach dem Verlust eines Krieges, wie iihn die Welt­
geschichte nicht gesehen ihat: in solch kurzer Zeit 
kann nicht alles in bester Ordnung sein. Wenn man 
heute in der Zeitung liest, daß die Dämme des Po 
durch eine plötzliche Katastrophe, an die niemand 
gedacht hat, überschwemmt wurden, kann man auch 
nicht sagen: Man hätte ·doch schon lange Zeit .gehabt, 
diese Katastrophe 1zu verhindern. 

Die „Freie Marktwirtschaft", die Sie dem Herrn 
Wirtschaftsminister vorgeworfen haben, ist e'benso 
wie die Freiheit immer nur ein relativer BegriH. 
Es giJbt keine a•bsolute Frei:heit. Auch die Demo­
kratie selbst ·kann nicht absolut sein. Ich erinnere 
nur an die 30er Jahre, als Dollfuß ermordet wurde 
und Schuschnigg sagte: Wir müssen die Demokratie 
zeitweise - vorübergehend - ausschalten können, 

4 



770 Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 

(Wolf Hans [FDP]) 

sonst sind wir nicht mehr in der Lage, uns gegen 
die Angriffe, die der Demokratie von ihren Fein­
den drohen, zu wehren. 

{Zuruf: „Zeitweise" ist gut!) 

- Ich betone ausdrücklich: •zeitweise. Gestern sind 
ähnliche Worte gesprochen worden. Die Angriffe 
auf die Demokratie müssen zu Sondermaßnahmen 
führen. Die Freiheit ist nicht absolut in dem Sinne, 
daß jeder tun und lassen kann, was er will. Er 
muß sich disziplinieren und dem Gesetz unterwer­
fen. Ähnlich verhält es sich mit der „Freien Markt­
wirtschaft". Sie ist auch nicht absolut, sondern nur 
reJ.ativ frei. Die Schädlinge, die heute am Werk 
sind, ob es nun Schieiber, Schwarzhändler oder der­
gleichen sind, müssen dieser Freiheiten, die sie 
glauben innerhalb dieses Wirtschaftssystems miß­
brauchen zu können, müssen dieser Freiheiten be­
raubt werden. Es muß gegen sie vorgegangen 
werden. 

Von der Investitionshilfe wurde bis jetzt 1 Mil­
liarde D-Mark für den Aufbau eingesetzt. 

(Abgeordneter Drechsel: Noch nicht!) 

Doch, die erste Milliarde der Investitionshilfe, 
die nicht von der Privatwirtschaft aufgebracht 
wurde, wurde im Laufe der letzten Jahre bereits 
für die Kohlenwirtschaft aufgewendet; sonst wären 
wir noch auf dem alten Stand. Die weiteren 1,4 Mil­
liarden Investitionshilfe werden dazu beitragen -
sie betrifft nicht nur die Kohle, sondern ~uch Eisen 
und Stahl und die Energiewirtschaft -, die noch 
1bestehenden Mängel zu beseitigen. Dann werden 
auch die letzten Reste der Bewirtschaftung ver­
schwinden. Der Herr Wirtschaftsminister glaubte 
zunächst, daß die Lieferungen von Tschechenkohle 
eingestellt würiden, weil angeblich von uns die 
Schrottlieferungen nicht erfüllt worden seien. Schon 
einige Tage später konnte aber der Herr Wirt­
schaftsminister erklären, es bestehe die Hoffnung, 
daß in Kürze auch diese Schwierigkeiten wieder 
beseitigt sein werden. Ich darf daher auch hier 
meiner Freude Ausdruck geben, da von der kerami­
schen Industrie in Oberfranken, dieser exportstärk­
sten Industrie, die Sorge einer fortwährenden 
Kohlenkrise dadurch genommen wird. 

Erfreulicherweise hat sich mein Kollege Geiger 
neben der Fremdenindustrie auch intensiv mit dem 
Grenzland beschäftigt. Wenn man selbst von da 
oben kommt und diese Gegend vertritt, ist es dann 
natürlich schwer, nicht in Wiederholungen zu spre~ 
chen, die Sie allmählich ermüden würden. Die Sor­
gen des Grenzlandes kennen wohl nur die Kollegen 
voll und ganz, die von da oben stammen. Nur sie 
wissen Bescheid, was es heißt, daß nunmehr seit 
sechs Jahren diese Gebiete durch den eisernen Vor­
hang plötzlich von den Wirtschaftsgebieten in Thü­
ringen und Sachsen getrennt wurden. Dadurch 
haben einzelne Industrien, ich möchte nur die Brau­
industrie erwäihnen, 50 ·bis 90 Prnzent Absatzausfall 
erlitten. Sie sind heute gezwungen, nach dem Süden 
vorzustoßen, wo schon eine dichte Brauereiindustrie 
vorhanden ist. Wenn daher diesbezügliche Anträge 
vor den Landtag kommen, möchte ich Sie bitten, 

sie wohlwollender zu behandeln und sich immer 
daran zu erinnern, daß 350 km nördlich von Mün­
chen auch noch Bayern wohnen, und daß die Eil­
züge, die 5 bis 6112 Stunden bis zur Grenze da oben 
brauchen, fast länger unterwegs sind als bis zur 
Rheinpfalz. All dies wird sehr häufig von den Kol­
legen aus Südbayern vergessen. Vergessen Sie Ihre 
Wahlkreisatmospihäre und denken Sie daran, daß 
dort oben eine Notlage auf den verschiedensten Ge­
bieten ibesteht, und daß gerade die Kleinindustrie 
und das Handwerk große Sorgen im Hinblick auf 
die erforderlichen Kredite hat! Die Banken haben 
fast ausschließlich oder in der Hauptsache ihren 
Sitz in München und es geht ihren Direktoren in 
Kreditangelegenheiten oft ähnlich wie dem Hohen 
Haus und vielleicht auch den Organen im Wirt­
schaftsministerium, daß sie die Gegend dort oben 
und die selten exponierte Lage nicht kennen. Herr 
Kollege Drechsel hat z.B. Exportgemeinschaften 
angeregt und von Marktforschung für Handwerks­
betriebe gesprochen. Wir haben da oben Betriebe 
en masse, die nicht einmal den notwendigsten 
Kredit bekommen, obwohl sie jede Woche Dollar­
schecks zu den Baruken •bringen. Sie bekommen 
a1ber trotzdem nicht den notwendigsten Kredit, 
selbst wenn sie sich aus eigener Initiative eine 
Werikstatt gebaut haben. Man hat die größten 
Schwierigkeiten, für einen derartigen Betrieb ein 
paar tausend Mark aufzU!bringen, damit er nicht 
gezwungen ist, jeden Wechsel, der hereinkommt, 
abzustottern. Vielleicht nimmt sich Herr Kollege 
Elsen dieser Sache etwas an. 

Ich habe Irhnen einige Auswirkungen der gegen­
wärtigen Situation in den Grenzlanden geschildert. 
Denken Sie also daran, daß auch die Gegenden 
um den Main und nördlich davon noch zu Bayern 
gehören! Manchmal hat man den Eindruck, daß 
dies nicht genügend ibekannt ist. Beurteilen Sie -
mein Vorredner hat bereits darauf hingewiesen -
diese Lage vom staatspolitischen Standpunkt aus 
und vergessen Sie nicht, daß auch der Herr Mini­
sterpräsident bereits in seiner Regierungserklärung 
davon gesprochen hat, es sei eine staatspolitische 
Aufgabe, dort oben baldmöglichst einzugreifen! 
Jede Notlage am Eisernen Vorhang auf unserer 
Seite findet drüben tausendfältiges Echo. Die SED 
und die Sowjets lachen sich ins Fäustchen, wenn 
da oben nichts geschieht. Was hilft ein'=! Richtstrahl­
antenne oder was helfen die vielen tausend Luft­
ballons, die mit Propagandamaterial hinübergelas­
sen werden? Schließlich haben die Leute drüben 
über der Grenze auch Augen zu sehen und Ohren 
zu hören, und die Flüsterpropaganda geht weit über 
die Grenze. Die Leute sehen genau, was bei uns los 
ist, das heißt, was nicht los ist und was nicht 
geschieht. Das bayerische Schaufenster nach der 
Sowjetzone würde sich bei etwas weniger Kasten­
geist im übrigen Bayern und bei etwas weiter­
blickendem staatspolitischen Denken so gestalten 
lassen, daß dort oben das wirtschaftliche und damit 
auch das kulturelle Leben wieder aufblühen und die 
beste Propaganda gegen die SED und die Sowjets 
bilden würde. 

Meine Redezeit dürfte nun zu Ende sein. Ich 
darf ·zum Schluß der Hoffnung Ausdruck geiben, daß 
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Sie Ihr Herz für das nördlichste Bayern öffnen und 
verwil"klichen, was auch der Herr Wirtschaftsmini­
ster in seinen. Ausführungen über den Landes­
entwicklungsplan betont hat: Den Problemen und 
Förderungsmöglichkeiten der strukturell notleiden­
den Grenzgeibiete wird vor allem in den regionalen 
Auföauplänen Rechnung getragen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizep1·äsident Hagen: Es folgt der Herr Abgeord­
nete Haußleiter. 

Haußleiter '(DG): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Der bayerische Wirtschaftsminister hat 
selbst auf die begrenzten Möglichkeiten hingewie­
sen, die i'hm zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 
ist seine Aufgaibe aus mehreren Gründen nicht 
leicht. Er ist gleichsam eine Art Stoßdämpfer zwi­
schen der chaotischen liberalistischen Politik des 
Herrn Professors Erhard und den Landesplanungs­
a<bsichten unseres Kollegen von Knoeringen. Ich 
habe gefunden, daß er ~ischen diesen beiden 
Grenzlinien einen gemäßigten mittleren Kurs ge­
gangen ist. In einem Punkt hat er allerdings im 
vergangenen Jahr eine Anlehnung an die Erhard'sche 
Politik gezeigt, die uns bedenklich erschien. Er hat 
im vergangenen Frwhjahr genau wie jener unent­
wegte Optimist in Bonn eine Senkung der Preise, 
ein Ende der Preissteigerungen angekündigt. Diese 
Prophezeiungen sind ohne Zweifel F e !h 1 p r o p h e-
·z e i u n g e n gewesen, die nicht eingetroffen sind. 
Nun ist auch dieser Bericht des Herrn Wirtschafts­
ministers wieder optimistisch. Er weist darauf hin, 
daß sich die bayerische Wirtschaft günstig ent­
wickelt hat, und zwar im Anschluß an den korea­
nischen Rüstungsboom. Da möchte ich auf einen 
Punkt aufme!'ksam machen. Es scheint uns nicht 
gut zu sein, wenn wir im Schlepptau der korea­
nischen Aufrüstungskonjunktur blei!ben. Unserer 
Ansicht nach muß der Export heute sethr umsichtig 
gesteuert werden. Es gibt ohne Zweifel gegenwärtig 
ausgezeichnete Möglichkeiten, außerhalb Deutsch­
lands Dauerkunden zu gewinnen. Ich denke an die 
weiten Bereiche, wo man heute den deutschen 
Export den englischen oder holländischen Waren 
vorzieht. Ich weiß a1ber auch, daß bayerische Be­
triebe, auch aufsteigende Heimatvertriebenen­
Betriebe in Bayern die langjährige alte Export­
verbindungen haben, infolge der mangelnden 
Kapitaldecke nicht in der Lage sind, äußerst 
günstige Exportaufträge •zu realisieren. Wenn hier 
eingegriffen wird mit der ganzen Umsicht, .die der 
bayerische Wirtschaftsminister ohne ZweHel ent­
wickeln kann, und wenn man sich so Dauerkunden 
im Auslanc;l zu gewinnen versteht, statt im Schlepp- „ 

tau der koreanischen Konjunktur zu bleiben, dann 
können wir für die Industrieentwicklung im Lande 
Bayern eine gesichertere. Exportgrundlage gewin­
nen, als sie unserer Ansicht nach heute vo!"handen 
ist. 

Dazu gehört auch die Berücksichtigung der baye­
rischen Sonderstellung gegenüber dem europäischen 
Südosten. Die unmitteföare Nachbarschaft •zu Öster-

i·eich legt uns die Verpflichtung auf, diese Bezie­
hungen •besonders zu pflegen, und wir sind dem 
Herrn 1bayerischen Wirtschaftsminister insbesondere 
dafür dankbar, daß er den Grenzaustausch mit 
Österreich so betont als wichtig erklärt hat. Dar­
über hinaus denke ich an die Möglichkeiten, die 
wir unter anderem für den Export nach Jugosla­
wien haben; ich glauibe, daß auch hier eine sehr 
sorgfältige Lenkung betrieben werden muß. 

Nun zu einem anderen Punkt. Der bayerische 
Wirtschaftsminister hat darauf hingewiesen, daß 
es sich bei der strukturellen Arbeitslosigkeit im 
Lande Bayern um etwa 250 000 bis 270 000 Per­
sonen dreht. Unter diesen strukturell Arbeitslosen 
sind insbesondere Heimatvertrieibene. Hier muß 
eines getan werden: Es muß die Folgerung aus dem 
bis<hedgen Versagen der Flüchtlingsumsiedlung 
gezogen werden. Wenn es nämlich nicht möglich 
ist, die Heimatvertriebenen aus Bayern, die in an­
deren Ländern Arbeitsstätten suchen und brauchen, 
dorthin zu bringen, dann muß ein Gegenplan für 
die Industrieansiedlung dieser Heimat·vertriebenen 
in Bayern entwickelt werden. 

(Abg. Dr. Keller: Der ist ja längst da!) 

- Zusätzlich, Herr Kollege Dr. Keller. Es muß die 
logische Konsequenz aus dem Scheitern des Flücht­
lingsumsiedlungsplans in seiner vorgesehenen Form 
gezogen werden, und wir müssen auf Grund der 
Weigerung der anderen Länder, Heimatvertriebene 
aufzunehmen, die Kreditforderungen an den Bund 
evhöhen. Wenn die anderen Länder die Flüchtlings­
umsiedlung zu sabotieren versuchen, dann muß ein 
Finanzausgleich 'und ein Ausgleich in der Kredit­
planung zugunsten Bayerns getroffen werden. 

{Sehr richtig!) 

Es ist notwendig, daß diesbezüglich !bayerische For­
derungen in einem Sonderplan systematisch zu­
sammengefaßt und als Gegenforderung an die an­
deren Länder und an den Bund gestellt werden. 
Der Länderegoismus auf diesem Gebiet führt dazu, 
daß ·Bayern, ein vorgeschobenes Bollwerk gegen 
die kommunistische Grenze, von innen her in einer 
Weise bedroht wird, füe sich heute zwar noch nicht 
voll auswirkt, die aber eines Tages bestimmte Fol­
gen haben kann. 

Unsere Meinung zur Versorgung des Landes 
•Bayern mit Rohstoffen: Es gi1bt auf diesem Gebiet 
•zwei Hemmungen. Von den entsprechenden zwei 
Forderungen ist die eine an Bonn zu richten. Ich 
möchte dem Herrn bayerischen Wirtschaftsminister 
eines versichern: Wenn es um die Forderung nach 
Rohstoffversorgung des Landes Bayern gegen Bonn 
geht, werde_n wir uns in der Vertretung der baye­
rischen Interessen VOR niemandem, auch nicht von 
den Kollegen der Bayernpartei, an Intensität über­
treffen lassen. 

(Bravo! bei der Bayernpartei) 

Das Land Bayern ist in einer spezifischen Notlage, 
und wer für soziale Gerechtigikeit eintritt, der muß 
dafür eintreten, .daß auch die 1begünsügteren Län­
der Deutschlands ihre soziale Verantwortung für 
die Notecken Deutschlands erkennen und über­
nehmen. 
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Ich muß aber ein zweites sagen. Für die Roh­
stoffnotlage, die uris an einer weitergehenden In­
dustriesiedlung und an einer weitergehenden' rn­
tensivierung unserer Industrie hindert, ist nicht nur 
Bonn verantwortlich, sondern hierfür tragen in der 
Tat auch die Besatzungsmächte eine erhebliche 
Verantwortung und sind verantwortlich die Be­
schlüsse, die uns zum Zwangsexport unserer Kohle 
zwingen. Hier zeigt sich etwas sehr Merkwürdiges: 
Auf der einen Seite Aufbautendenzen der Be­
satzungsmacht, die sich etwa in der Zurverfügung­
stelltmg der ERP-Gelder und anderer Mittel aus­
drücken; auf der anderen Seite eine Tendenz, 
heute die deutsche Wirtschaftskapazität wieder ein­
zuschränken. Wir sehen es an der Verhinderung 
der Remontage von Thyssen und Salzgitter; wir 
sehen es an Bemerkungen, die ein amerikani-, 
scher Senator über IG. Farben in München ge­
macht hat; wir sehen es in diesem Augenblick 
auch an der praktischen Auswirkung der Besat­
zungspolitik auf unsere Wirtschaftskapazität. Der 
Besatzungsmacht muß klargemacht werden, daß 
dieses merkwürdige Nebeneinander von Marshall­
Plan und Morgenthau-Plan, von Aufbautendenz 
und Abbautendenz eine innere Unsicherheit in un­
serem Volk schafft, die dazu führt, daß wir seelisch 
demontiert werden. Ich bin der Überzeugung, daß 
das deutsche Volk in der Auseinandersetzung, in 
der wir uns befinden, eindeutig auf der Seite der 
Freiheit steht. Ich bin aber auch der Überzeugung, • 
daß die Besatzungsmacht in der Weise, in der wir 
heute wirtschaftlich behandelt werden, eine seeli­
sche N eutralisierung des deutschen Volkes ver­
wirklicht. Gegen diese seelische Neutralisierung 
wenden wir uns, wenn wir uns0 gegen den falschen 
Kohleexport, gegen die Begrenzung unserer Wirt­
schaftskapazität, gegen die Fortdauer von Morgen­
thau-Planungen mit solcher Schärfe aussprechen. 

Ich habe auf diesem Gebiet gegenwärtig einiges 
an Verfälschungen erlebt. Ich habe in einer Rede 
von „Weltmächten" gesprochen; die „Neue Zeitung" 
hat „Westmächte" daraus gemacht. Ich habe autori­
täre Maßnahmen in der Ostzone angegriffen, und 
die „Süddeutsche Zeitung" hat in ihrem Bericht 
„westliche Parlamente" daraus gemacht. Ich möchte 
hier noch einmal sagen: Wenn wir in der Frage der 
Kohlenzwangsexporte, der Gefährdung der Kohlen­
versorgung unserer Industrie der Besatzungsmacht 
gemeinsam die deutsche Position deutlich klarzu­
machen haben, dann tun wir es, um die fortschrei­
tende seelische Neutralisierung des deutschen Vol­
kes infolge falscher Maßnahmen zu verhindern und 
seine innere Meinung auszusprechen. Das ist eine 
Notwendigkeit, die gegeben ist. 

Von da aus gesehen, darf ich hier betonen: Wir 
werden den bayerischen Wirtschaftsminister ins­
besondere dort unterstützen, wo er auch die Be­
satzungsmacht mit allen Mitteln, die es gibt, auf 
diese Gefährdung des vorgeschobenen deutschen 
und europäischen Bollwerks Bayern aufmerksam 
1nacht. Wenn da eine klare Sprache gesprochen 
wird, dann scheint mir das in einem Augenblick 
solcher Restriktionsmaßnahmen, wie sie gegen-

~---------

wärtig durchgeführt werden, das beste Mittel zu 
sein, um zur gegenseitigen Verständigung und zu 
konstruktiven Lösungen zu gelangen. 

Nun etwas anderes., Wir treten für die Gewerbe­
förderung ein, und ich darf auch hierzu meine 
Meinung sagen. Hier muß das Handwerk berück- , 
sichtigt werden. Der Herr Wirtschaftsminister hat 
gute Worte dafür gefunden. Unserer Ansicht nach 
geht es nicht, daß man auf der einen Seite ohne 
Genehmigung Bauten, Millionenbauten errichtet, 
wobei dann der Handwerker lange Zeit seine Rech­
nung nicht bezahlt bekommt, statt diese Mittel 
konstruktiv zur Gewerbeförderung einzusetzen. 
Deshalb sind wir dafür, daß auch aus den Forst­
erträgnissen Mittel zur Gewerbeförderung abge­
zweigt werden. Wir halt~n das für zweckmäßig und 
richtig. Es ist besser, mit den Geldern, die zur Ver­
fügung stehen, Handwerksbetriebe zu entwickeln, 
als kostspielige Forstvillen zu bauen. Auch das 
muß in diesem Zusammenhang einmal gesagt 
werden. 

Nun noch ein Wort zu einer Bemerkung des 
Herrn Wirtschaftsministers, die für uns sehr wich­
tig ist. Er hat gesagt: Der Landesentwicklungsplan 
bleibt bloße Theorie, wenn ihm die organisatori­
schen Grundlagen fehlen. Hohe§ Haus! Das ent­
spricht genau dem, was wir bereits bei Beginn 
dieser Legislaturperiode festgestellt haben: Ein 
Landesentwicklungsplan genügt nicht, wenn die 
Exekutive nicht in der Lage ist, ihn zu realisieren. 
Aus der vorsichtigen und abgewogenen Formulie­
rung des Herrn Wirtschaftsministers geht hervor, 
daß hierfür die organisatorischen Maßnahmen in­
nerhalb der Exekutive noch nicht getroffen sind. 
Sie können aber nicht erst getroffen werden, wenn 
der Landesentwicklungsplan fertig vorliegt. Wir 
können nicht sehr viel Zeit verlieren, sondern wir 
haben die notwendigen Koordinierungen in der 
Exekutive beschleunigt durchzuführen. Ich bekenne 
mich dazu, daß hier unserer An~icht nach eine Ver­
stärkung notwendig ist. Wir haben damals den An­
trag gestellt, ein Ministerium für Landesplanung 
und Aufbau zu schaffen. Der Herr Wirtschaftsmini­
ster deutet in etwa an, daß die koordinierende 
Tätigkeit durch sein Ministerium ausgeübt werden 
solle oder könne. Das ist eine Möglichkeit. Dann 
muß sein Ministerium aber die notwendigen V o 11-
m a,c h t e n haben, die es heute noch nicht besitzt. 
Aus der Etatrede des Herrn bayerischen Wirt­
schaftsministers geht hervor, daß das Nebenein­
ander der Ministerien, auch das Nebeneinander von 
Wirtschaftsministerium und Finanzministerium, 
eine organisatorische Zusammenfassung zugunsten 
des Landesaufbaus nicht zuläßt. Deshalb werden 
wir nach wie vor für eine solche Zusammenfassung 
eintreten. 

Im ganzen darf ich zum Etat des Wirtschafts­
ministeriums sagen: Es ist ohne Zweifel erfreulich, 
daß dem Abbau der Zwangskontrollen aus der 
R-Mark-Zeit auch der Personalabbau gefolgt ist. 
Das ist ein positiver Inhalt dieses Wirtschaftsetats, 
der uns vorgelegt worden ist. Ich persönlich glaube, 
daß bei den Planungsaufgaben, die realisiert wer­
den müssen, an einen weiteren Personalabbau im 
Wirtschaftsministerium kaum gedacht werden 
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kann. Wir haben auf bestimmten· Gebieten ohne 
Zweifel mit einer Erhöhung der Aufgaben des 
Wirtschaftsministeriums zu rechnen. Für besonders 
gut halte ich es, daß der Herr Wirtschaftsminister 
auf die Notwendigkeit der Heranziehung und Her­
anbildung eines Nachwuchses für unsere gewerb­
liche Wirtschaft hingewiesen hat, der der Qualitäts­
leistung des deutschen Volkes gewachsen ist und 
den qualitativ guten Ruf der deuts..,chen Prod~ktion 
aufrecht erhalten kann. Hierzu werden wir beim 
Kultusetat einiges zu sagen haben. Es muß von der 
Überfüllung der Mittelschulen abgegangen und in 
erhöhtem Maß zum Aufbau von Berufs- und Fach­
schulen übergegangen werden, damit für unsere 
bayerische Wirtschaft der Nachwuchs sichergestellt 
wird, den das Land Bayern braucht, um nicht nur 
augenblicklich im Zeichen einer vorübergehenden 
Konjunktur seine wirtschaftliche Wettbewerbs­
fähigkeit mit anderen Ländern einigermaßen auf­
recht erhalten zu können, sondern um aus der 
gegenwärtigen Konjunktur heraus eine Wirtschaft 
aufzubauen, die in der Lage ist, auch in kommen­
den Krisenzeiten eine Verelendung dieses Landes 
zu verhindern. 

(Beifall bei der DG) 

Vizepräsident Hagen: Es folgt der Herr Abge­
ordnete Elsen. 

Elsen (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Man kann nicht in wenigen Minuten zu 
einem so witjitigen Etat Stellung nehmen, wie es 
der Etat des Wirtschaftsministeriums ist, und ich 
bedaure, daß das bayerische Parlament sich gestern 
wieder des Rechts begeben hat, auch gründliche -
Etatberatungen zu pflegen. Wir wissen alle, wie 
sehr wir in Zeitnot sind durch die verspätete Vor­
lage der Etats. Trotzdem glaube ich, daß wir dar­
auf dringen müssen, daß für die Etatberatungen 
inskünftig mehr Zeit zur Verfügung steht, und 
zwar· deshalb, weil die Parteien wie in allen ande­
ren Parlamenten die Möglichkeit haben müssen, 
ihre grundsätzlichen Gedanken und Anregungen, 
aber auch ihre Kritik in Ausführlichkeit dem Par­
lament und dem Lande zur Darstellung zu bringen. 

Der Herr Finanzminis t er hat von dem, 
was der Haushaltsausschuß für den Fremdenver­
kehr und für die gewerbliche Förderung vorsah, er­
hebliche Abstriche zu machen versucht. Es ist ganz 
klar: Ein guter Finanzminister darf von der Klage­
mauer gar nicht weggehen. Aber auf der anderen 
Seite, glaube ich, ist es auch richtig, daß die beiden 
Dinge unserer bayerischen Wirtschaft und unse­
ren bayerischen Finanzen so viel einbringen, daß 
man nicht auf die Überlegung verzichten sollte, ob 
es nicht doch möglich ist, eine Deckung für diese 
wichtigen Beträge zu finden. 

Es ist wiederholt darauf hingewiesen worden, wie 
untrennbar die Bundeswirtschaftspolitik mit dem 
verflochten ist, was in der bayerischen Wirtschaft 
vorgeht. Hier ist viel zu sagen. Ich möchte nur den 
einzigen Gedanken herausgreifen: Ich habe das 
Gefühl, daß das Bundeswirtschaftsministerium in 

manchen Dingen Bayern nicht unerheblich benach­
teiligt, und ich glaube, es wäre wirklich interessant, 
einmal Zahlen darüber zu bekommen; denn entweder 
wird darüber gar keineStatistikaufgestelltoderdiese 
Statistiken ruhen in Schreibtischfächern, aus denen 
sie nie ans Tageslicht kommen. Nur durch Zufall 
erfährt man hin und wieder, wie die Dinge liegen. 
Ich möchte auch hier nur ein ganz kleines Beispiel 
herausgreifen: die Frage der Kupferversorgung von 
Bayern. Es ist mir bekannt, daß die tatsächliche 
Versorgung Bayerns 10 Prozent unter den Men­
gen liegt, die in den Kontingenten vorgesehen sind; 
auf der anderen Seite weiß ich, daß Nordrhein­
Westfalen 10 Prozent m~hr bekommen hat, als das 
Kontingent vorsah. Das ·ist nur ein .einziges Bei­
spiel, aber ich glaube, diese Beispiele ließen sich 
vermehren. Sie ließen sich vor allem auch vermeh­
ren bezüglich der Frage der Kreditversorgung 
Bayerns. Es ist mir bis heute nicht möglich ge­
wesen, festzustellen, nach welchen Gesichtspunkten 
nach der Währungsreform die Kreditversorgung 
der Länder vorgenommen wurde. Es bestand da­
mals im Jahre 1948 ein Plan und ein Schlüssel der 
Bank deutscher Länder, der aber nie zur Anwen­
dung gelangt ist, und· ich habe den Eindruck, daß 
dieses Nicht-zur-Anwendung-Gelangen uns in 
Bayern nicht unerheblich benachteiligt hat. Gerade 
wir in Bayern benötigen ja wegen der großen wirt­
schaftlichen Aufgaben eine erhebliche Kreditver­
sorgung. Sie liegt stark im argen. Und wenn man 
einmal dieses interessante statistische Werk „B a y­
e r n u n d d e r B u n d" liest, dann findet man dort 
den Satz: · 

„Der relativ niedrige Stand der Bareinlagen 
und der kurzfristigen Kredite an die Privat­
wirtschaft, die ungünstige Liquiditätslage der 
Geldinstitute, die hohe Verschuldung bei der 
Bank deutscller Länder und die überdurch­
schnittliche Höhe der Wechselproteste sind 
charakteristische Merkmale aus dem Bereich 
des bayerischen Geld- und Kreditwesens." 

Ich glaube, daß die Leitung der Landeszentral­
bank in Bayern sicher alles tut, um diesen Dingen 
entgegenzuwirken, aber ich kann mich des Gefühls 
nicht erwehren, daß sowohl den Bonner wie den 
Frankfurter Zentralstellen der Gedanke der regio­
nalen Wirtschaftspflege vollständig fremd ist. 

Ein paar Apergus zum Landesentwicklungsplan, 
nur zwei Sätze! Es wäre notwendig, daß dieser Bei­
rat, wenn er tagt, vollzählig tagt und wenn die 
Herren berufen sind, daß sie dann auch zu den 
Sitzungen kommen. Ein zweites ist notwendig: 
daß man sich die nötigen Unterlagen für diesen 
Landesentwicklungsplan schafft. Ich glaube, daß 
die Durchführung von Enqueten in bestimmten 
Fragen sich als produktiv erweisen würde. Wir 
haben ja die staatswissenschaftlichen Fakultäten 
der Universitäten in Bayern und könnten sie zu 
diesen Dingen mit heranziehen. Beim Landesent­
wicklungsplan wäre ebenfalls sehr viel zu sagen über 
die Frage der Grundstoffe in Bayern. Aber auch 
hier nur ein Wort: Der Bayerische Landtag hat im 
Juni beschlossen, im Vorgriff 500 000 DM für das 

. Bohrprogramm vorzusehen. Dieser Beschluß des 
5 
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Bayerischen Landtags ist meines Wissens bis heute 
noch nicht effektuiert worden. 

(Hört, hört!) 

Es hat keinen Sinn, wenn wir die schönsten Pro­
gramme aufstellen und hier die schönsten An­
regungen bringen und auf der anderen Seite diese 
Anregungen dann keine Verwirklichung finden. 

Es wäre sehr viel zu sagen zu den einzelnen 
Wirtschaftszweigen in Bayern, von der Bauindu­
strie angefangen bis zu all,en anderen. Aber leider 
ist uns das ja infolge des_.Zeitmangels versagt. 

Zum Schluß lassen Sie mich ein Wort sagen: Es 
ist notwendig, daß wir uns mit einem Gedanken 
vertraut machen, mit dem Gedanken der regiona­
len Wirtschaftspflege, und diesen Gedanken, der 
adäquat ist dem föderativen Aufbau nach der Bun­
desverfassung, stärker fördern. Hier liegt die Auf­
gabe des bayerischen Staates, aber auch eine Auf­
gabe der bayerischen Wirtschaft; denn ich glaube, 
daß der Verbandszentralismus, der langsam, lang­
sam jetzt um sich greift, unserer bayerischen Wirt­
schaft nicht förderlich' ist. Hier haben die Wirt­
schaftsverbände von sich aus den Gedanken der 
regionalen Wirtschaftspflege zu fördern. 

Das sind ganz kurz ein paar Gedanken .und An­
regungen; denn da die bayerische Wirtschaft unser 
Leben bedeutet, ist es notwendig, daß ma:p. diesen 
Problemen in Zukunft mehr Zeit, mehr Aufmerk­
samkeit und mehr Ausführlichkeit widmet. 

Vizepräsident Hagen: Es folgt der Abgeordnete 
Piehler. 

Piehler (SPD): Meine Damen und Herren! Wenn· 
man den Haushaltsplan des Wirtschaftsministe­
riums mit dem seines Schwesterministeriums, des 
Landwirtschaftsministeriums, vergleicht - und der 
Zwischenruf des Herrn Kollegen Baumeister, den 
ich sonst sehr hoch schätze, hat mich dazu angeregt, 
diesen Vergleich zu machen-, so muß festgestellt 
werden, daß der Haushaltsplan . des Wirtschafts­
ministeriums schon rein äußerlich sehr dünn und 
unansehnlich ist. Ich möchte den Vergleich nicht 
auf den Inhalt der beiden Haushaltspläne ausdeh­
nen, bitte aber den Herrn Finanzminister dringend, 
diesen Vergleich bei der nächsten Etataufstellung 
vorzunehmen und dabei besonders die Endsummen 
zu vergleichen. 

Im Zusammenhang damit möchte ich einige Sätze 
aus den Haushaltsreden des Herrn Wirtschafts­
ministers und des Herrn Finanzministers in Ihre 
Erinnerung zurückrufen. Der Herr Wirtschafts­
minister sagte, und ich muß da etwas wiederholen, 
was heute schon einmal angeführt wurde: „Die 
Lage Bayerns in den ersten Nachkriegsjahren und 
der Einstrom von 2 Millionen Flüchtlingen hat uns 
deutlich vor Augen geführt, daß Bayern ohne eine 
starke gewerbliche Wirtschaft nicht mehr lebens­
fähig wäre und ohne sie zu einem Armenhaus wer­
den müßte." Der Herr Finanzminister hat gesagt: 
„Der Anteil der nichtbuchführenden Landwirte mit 
Einkommensteueraufkommen beträgt ungefähr 

5,6 Prozent. Die buchführenden Landwirte, die in 
dieser Statistik nicht berücksichtigt sind, sind zum 
größten Teil Verlustbetriebe." 

Nun gestatten Sie mir einige Ausführungen zu 
dem Inhalt des Haushaltplans! Ich bedauere eben­
falls außerordentlich, daß die Anträge des Haus­
haltsausschusses zu den Titeln 326 und 328 viel­
leicht nicht verwirklicht werden können. Ich möchte 
den Herrn Finanzminister bitten, doch noch ein­
mal zuzusehen, ob nicht die Möglichkeit besteht, die 
Mittel hierfür aufzubringen. 

Bei den Zuschüssen für die· Fremdenverkehrs..: 
werbung habe ich einige Hemmungen, obwohl ich 
Abgeordneter eines der größten Fremdenverkehrs­
gebiete, des Tegernseer-, Bayrischzeller- und 
Schlierseer-Tales bin. Wenn man schon von freier 
Wirtschaft spricht - und die Besitzer der Frem­
denverkehrsbetriebe sind ganz entschiedene Ver­
treter der freien Wirtschaft -, dann muß mau nach 
meiner Auffassung auch selber für die Werbung 
aufkommen; denn ein Hauptmerkmal der freien 
Wirtschaft ist doch, Cl.aß man nicht nur die Profite 
einstecken darf, sondern selbst für die Risiken und 
für die Werbung aufkommen muß. 

Jetzt zur Fremdenverkehrswerbung selber! Es 
ist uns leider nicht bekannt, wie die Mittel in den 
vergangenen Jahren verteilt wurden. Anscheinend 
war die Konkurrenz zwischen den großen Fremden­
verkehrsvereinen so stark, daß die Mittel nicht 
mehr dorthin gekommen sind, wo sie eigentlich 
hätten hinkommen müssen. Auch der Bayerische 
Wald und Oberfranken hatten früher einen sehr 
guten Fremdenverkehr. In einer Sitzµng des Wirt­
schaftsausschusses ist von Alexandersbad Be­
schwerde erhoben worden, daß man für dieses Bad 
nichts tut, und da mußte der Wirtschaftsausschuß 
die zuständigen Herren von Alexandersbad darauf 
aufmerksam machen, daß ja vom bayerischen Staat 
Mittel für die Durchführung der Werbung zur Ver­
fügung gestellt wurden. Ich habe heuer einmal 
einen Prospekt über Kelheim kaufen wollen. Ich 
habe in München überall versucht, so einen· Pro­
spekt zu erhalten, ieh habe keinen bekommen kön­
nen. Ich bin dann einige Tage später nach Nürnberg 
gekommen und wollte mir von dort einen verschaf­
fen; ich habe ebenfalls keinen erhalten.- Ich habe 
dann, weil es mich interessiert hat, auch einmal 
gefragt nach einem Prospekt von Lam am Osser 
und von Bodenmais am Arber, die früher ebenfalls 
gute Fremdenverkehrsorte waren; ich habe keinen 
erhalten können. Ich habe feststellen müssen, daß 
von den 500 000 DM, die im vorigen Jahr zur Ver­
fügung gestanden sind, anscheinend in die notlei­
denden Fremdenverkehrsorte, besonders in den 
Bayerischen Wald, nichts gekommen ist. Ich werde 
mich deshalb mit aller Entschiedenheit dagegen 
wehren, daß diese 500 000 DM heute nochmals er­
höht werden. Der Herr Kollege Geiger hat sich 
eigentlich· ein bißchen widersprochen. Er hat be­
hauptet, daß wir in Bayern im heurigen Sommer 
zu wenig Betten hatten, daß infolgedessen ein Teil 
der Fremden, die nach Bayern wollten, nicht nach 
Bayern kommen konnte und in außerbayerische 
Orte habe gehen müssen, was sehr zu bedauern 
sei. Zu was brauchen wir dann eine verstärkte 



------------------------------- ~ --- --------------------·--------------------

Bayerischer ~andtag - 53. Sitzung~ Donnerstag, den 22. Novemb~r 1951 775 

(Piehler [SPD]) 

Fremdenwerbung, wenn Bayern nicht einmal in 
der Lage ist, die Fremden, die nach Bayern hätten 
gehen wollen, unterzubringen? Da bin ich dann 
schon der Auffassung: Wenn wir schon den Frem­
denverkehrsbetrieben helfen wollen, müssen wir 
ihnen auf andere Weise helfen. Es sind heute noch 
Hunderte von Fremdenverkehrsbetrieben zweck­
entfremdet. Die Inhaber müssen nach wie vor die 
hohen Steuern für ihre Betriebe bezahlen, bringen 
sie aber nicht auf. Wenn man also der Fremden­
industrie helfen will, auch in Oberbayern, dann 
muß man in erster Linie Wohnungen bauen, man 
muß bauen, bauen und nochmals b_auen, 

(Abg. Stock: Nicht bloß in Oberbayern!) ' 

um die Heimatvertriebenen aus den Fremdenver­
kehrsbetrieben herauszubringen. Dann steht auch 
die nötige Bettenzahl zur Verfügung. Wenn man 
den Fremdenverkehrsbetrieben dann außerdem 
noch helfen will, muß man ihnen zinsverbilligte 
Kredite zur Verfügung stellen, damit sie ihre her­
untergewirtschafteten -Betriebe wieder aufbauen 
können. Ich glaube, wenn die eine Million, die hier 
verlangt wird, für diese. Zwecke zur Verfügung 
gestellt würde, würde der Fremdenindustrie besser 
geholfen werden als mit Zuschüssen für die Frem­
denwerbung. 

Ganz entschieden möchte ich mich aber außer­
dem dagegen wenden, daß ein Zuschuß für die Or­
ganisation des Fremdenverkehrs in Bayern gewährt 
werden soll. Es ist ein öffentliches Geheimnis, daß 
sich die Fremdenverkehrsvereine nicht einigen 
konnten, daß sie nicht imstande waren, die not­
wendige Organisation zu schaffen, und ich sehe 
wirklich nicht ein, warum der Staat Gelder dazu 
verwenden soll, die Fremdenverkehrsvereine zu 
einigen. Hier handelt es sich um eine reine Berufs­
organisation, ob man es :riun so oder so heißt, und 
ich bin der Auffassung, daß Organisationen für ihre 
Verwaltungsausgaben selbst aufkommen müssen. 
Mit dem gleichen Recht könnten ja die Industrie­
und Handelskammern, die Handwerkskammern, 
das Bayerische Rote Kreuz, und der VDK Zuschüsse 
für ihre Verwaltungsausgaben verlangen. Wenn 
hier einmal eine Ausnahme gemacht würde, sehe 
ich kein Ende. Sie können allerdings überzeugt 
sein: ich werde nie einen Antrag stellen, daß die 
Gewerkschaften ihre Verwaltungs-Ausgaben vom 
bayerischen Staat bezahlt erhalten, und wenn wirk­
lich ein solcher Antrag einmal käme, würde ich 
trotz meiner 45jährigen Mitgliedschaft sofort aus 
der Gewerkschaft austreten. Was also dem einen 
recht ist, ist dem anderen billig. Wenn hier für eine 
Organisation Staatsmittel zur Verfügung gestellt 
werden, haben alle anderen Organisationen genau 
dasselbe Recht. 

Dann hätte ich noch einen Wunsch, und 'ich ib.abe 
auch einen entsprechenden Antrag eingereicht, daß 
nämlich bei Kapitel 604 A, Titel 220 der Ansatz von 
1500 DM auf 50 000 DM erhöht werden soll. Der 
Titel trägt den langen Namen „Aufwendungen im 
Interesse der Grubensicherheit und zur Fortbildung 
von Betriebsangehörigen der bergbaulichen Unter­
nehmungen". Meine Kollegen draußen ihaben mir 

gesagt, daß dieser Titel eigentlich ein Hohn für die 
Bergarbeiter ist; denn daß man mit 1500 DM nicht 
gleichzeitig die Grubensicherheit pflegen und für 
den bergbaulichen Nachwuchs sorgen kann, ist doch 
selbstverständlich. Im Wirtschaftsausschuß hat Herr 
Oberbergrat Schwarz von Amberg einmal einen 
Vortrag geihalten und begründet, wie notwendig es 
wäre, für ·unseren jungen Nachwuchs im Bergbau 
Aus•bildungsmöglichkeiten zu schaffen. Es sei nicht 
möglich, so hat er uns erklärt, die besten Bergarbei­
ter zu Steigern zu machen, weil sie keine Schule 
besuchen können. Wir müßten deshalb unsere Stei­
ger aus dem Ruhrgebiet beziehen, und da besonders 
in den kleineren Bergbaubetrieben in Bayern nicht 
die Gehälter >bezaihlt werden können wie im Ruhr­
.gebiet, sei es selbstverständlich, daß wir ·dann nicht 
gerade die ·besten beikommen, und unsere Bergarbei­
ter, die mehr verstehen wie mancher Steig-er, der 
ihnen aufoktroyiert werden mußte, müßten da zu­
sehen. Es ist schon me!hrmals gefordert worden, 
man sollte in Bayern eine Bergschule errichten. Der 
Herr Landwirtschaftsminister hat mir einmal einen 
Vorwurf gemacht, weil ich nicht schon lange einen 
solchen Antrag eingereicl).t habe. 'Ich weiß, was eine 
Bergschule kostet, weiß, was dazu alles notwendig 
ist. Ich ihabe mich daher mit Rücksic:p_t auf die 
Staatsfinanzen ibis heute nicht entschließen können, 
einen solchen Antrag einzubringen. Es wäre aber 
dringend notv,rendig, daß unser Bergarbeiternach­
wuchs einmal gesiebt würde, daß Werkschulen er­
richtet werden, mit Wanderlehrern, um die Tüchtig­
sten herauszusuchen, und daß diese dann in die 
Bergschule geschickt würden. Das ist aber nur mög­
lich, wenn man dann auch einen Zuschuß geben 
kann, der nicht hoch zu sein braucht, weil jeder 
Bergschüler sich seinen Lebensunterhalt durch Ar­
beit in einem Bergwerk selbst verdienen muß, so 
daß also nur das Schulgeld usw. zu bezahlen wäre. 
Mit -dem bestimmt bescheidenen Betrag von 
50 000 DM wäre also sehr wohl die Möglichkeit 
gegeben, in den Betri!eiben Werkschulen zu errichten 
und einige der Tüchtigsten des Bergarbeiternach­
wuchses auf die Bergschule zu schicken. 

1Soviel zum Haushalt des Wirtschaftsministeriums. 
Man kann leider zum Inhalt nicht viel sagen, weil 
nicht viel drin steiht. Man muß sich mehr über das 
unte:tihalten, was nicht drin ist. 

(Heiterkeit) 

Eines darf ich noch sagen: Es muß mit aller Ent­
schiedenheit versuc;Qt werden, die Arbeitsmöglich­
keiten in Bayern zu verstärken. Es geht weniger -
mir wenigstens! - . um die Ar.beitslosenunter­
stützung, es geht weniger um den Steuerausfall, 
den die Arbeitslosen verursachen, sondern es geht 
vor allem um die demoralisi,erende Wirkung der 
Arbeitslosigkeit, besonders wenn ein Arbeiter weiß, 
daß er vielleicht drei oder vier Jahre arbeitslos sein 
muß und keine Möglichkeit hat, irgendwo unter­
zukommen. Das Problem erster Ordnung in Bayern 
ist die Schaffung von Arbeitsplätzen und die An­
siedlung neuer Industriebetriebe. Ich habe dem 
Herrn Wirtschaftsminister .im vorigen Jalb.r, trotzdem 
wir in der Opposition gestanden sind, gedankt für 
das, was er im Interesse der .bayerischen Wirtschaft 
und der bayerischen Arbeiter getan hat. Ich weiß, 
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daß er auch heuer wieder alles in Bewegung gesetzt , 
hat, neue Industriebetriebe in rBayern anzusiedeln · 
und die bestehenden zu halten. Wenn ihm das lei­
der nicht ganz gelungen ist, .dann liegt das nicht am 
Wirtschaftsminister, sondern kann nur daran liegen, 
daß anscheinerrd die Wirtschaftsminister anderer 
Länder höhere Mittel zur Verfügung ib.aben. Wenn 
man immer wieder hören muß, daß bayerische 
Industriebetriebe von den Wirtschaftsministerien 
anderer Länder sehr günstige Angebote erhalten, 
so daß sie i:hren alten Betrieb in Bayern aufgeben 
und in ein anderes Land übersiedeln - ein solcher 
Umzug kostet ja auch Geld! - dann muß da etwas 
nicht stimmen. Und ebenso ist es, wenn wir immer 
wieder hören müssen, daß mit größeren Industrie­
firmen wegen einer Ansiedlung in Bayern ver­
handelt wurde, wir aber bei den Angeboten der 
ü1brigen Länder nicht mitkommen konnten, so daß 
uns diese Industriebetriebe verlorengegangen sind, 
Ich möchte den Herrn Wirtschaftsminister bitten, 
auch in Zulkunft alles zu tun, um die in Bayern 
bereits ansässigen Betriebe zu halten und nach 
Möglichikeit neue Betriebe anzusiedeln. 

Daß der Ausbau der Energieversorgung vorwärts­
getrieben werden muß, ist selbstverständlich und 
wurde schon ein paarmal angeführt. Ich darf hierzu 
darauf aufmerksam machen, daß allein der Strom­
ausfall im Winter 1948/49 der bayerischen Volks­
wirtschaft einen Schaden von 250 Millionen ver­
ursacht hiat. 

(Abg. Stock: Hört, hört!) 

Für diesen Betrag ihätte man den Sylvenstein­
speicher bauen können! Ich habe vorgestern in der 
Zeitung gelesen, daß die ADbeiten am Sylvenstein­
speicher wieder eingestellt werden mußten, weil 
keine Mittel mehr vorhanden sind. Das ist wirklich 
außerordentlich bedauerlich; denn es ist doch aJl­
gemein bekannt, draß die Stromnot von J a:hr zu 
Jahr stärker wird, so daß •alles getan werden müßte, 
um sie wenigstens einigermaßen zu beiheben. 

Über die Situation auf dem Kohlenmarkt ist in 
der Diskussion auch schon mehrmals gesprochen.. 
worden. Es ist nicht nur die zwangsweise Ausfuhr 
von Kohle an der jetzigen Kohlensituation schuld, 
sondern die Schuld liegt auch mit bei der Bonner 
Ministerialbürokratie, die im April/Mai vorigen 
Jahres behauptet hat, Wir hätten eine Kohlen­
schwemme, worauf die Bergw~ke, weil sie Angst 
hatten, sie könnten ilhre Kolhle nicht mehr verkau­
fen, Außenhandelsverträge abgeschlossen haben, die 
jetzt erfüllt werden müssen. Wir hatten damals in 
Obel'bayern Feierschichten, trotzdem jeder vernünf­
tige Mensch wußte, daß noch keine echte Kohlen­
schwemme vorhanden war. Ich bin mit den ober­
bayerischen Bergarbeitern zum Herrn Wirtschafts­
minister gegangen und habe ihn ersucht, er möchte 
doch eingreifen. Wir !halben beraten, o.b es nicht 
möglich wäre, oberbayerische Kohle nach Öster­
reich zu exportieren, damit wenigstens keine Feier­
schichten eingelegt werden müssen. So ist es über­
·all gemacht worden. Wenn man in Bonn wirklich 
so klug wäre, wie man immer behauptet, dann 
hätte man im Mia.i vorigen Jahres wissen müssen, 

daß keine Kohlenschwemme vorhanden ist, sondern 
daß dieser Überfluß an Kohle entstanden ist, weil 
niemand in der warmen Ja1nreszeit Kohlen gekauft 
hat. Hinter.her hat sich ja dann herausgestP.llt, in 
welcher schwierigen Situation wir sind. Dazu kommt 
nun noch eine weitere Anordnung, die ebenfalls für 
die hohe Regierungskunst in Bonn zeugt. Man hat 
die Kohlenpreise gespalten. Als bekannt wurde, 
daß gespaltene Kohlenpreise eingeführt werden 
sollen, haben sich die bayerischen Bergwerksdirek- . 
toren dagegen gewendet, und in einer Sitzung des 
Bergbaues, an der auch maßgebende Herren des 
Wirtschaftsministeriums teilnahmen, wurde erklärt, 
das würde die Anarchie auf dem Kohlenmarkt be­
deuten. So ist es ja ungefähr auch geworden. Jetzt 
müssen die bayerischen Industrie ... Betriebe 45 Pro­
zent ihres Kohlenbedarfs zum Spitzenpreis ein­
kaufen. Wo die •bayerischen Betriebe dadurch hin­
kommen sollen, weiß ich nicht. Es bedeutet das 
nämlich eine 40prozenttge Kohlenpreisel'lhöhung. 
Das bedauerliche dabei ist, daß von dieser 40prozen­
tigen Kohlenpreiserhöhung weder die Bergwerke 
noch die Bergal'beiter etwas ihaben. Wir haben den 
Bergarbeitern immer wieder erklärt, die Löib.ne im 
Bergbau könnten nicht so erhöht werden, wie es 
eigentlich notwendig wäre. Denn jede Lolhnerhöhung 
bedeutet eine Kohlenpreiserhöhung und jede Koh­
lenpreiserhöhung bedeutet eine Erlhöhung der an­
deren Preise, und dann sind wir wieder bei der 
Schraube ohne Ende. Jetzt sagen uns die Bergarbei­
ter mit Recht: nun sind die Kolhlenpreise um 40 Pro­
zent gestiegen, ohne daß wir daran schuld sind, und 
es geiht trotzdem weiter. Wenn aus der Erhöhung 
·der Kohlenpreise wenigstens diejenigen, die die 
Kohle schaffen, die Betriebe und die Arbeiter einen 
Nutzen hätten, könnte man das noch hingehen 
lassen. Es haben aber wieder die Kreise davon den 
Nutzen, die immer dabei sind, wenn es etwas zu 
verdienen gibt, ohne daß man etwas zu arbeiten 
briaucht. 

(Abg. Raas: Selhr gut!) 

. Und nun noch einige Ausführungen zur Arbeiter­
frage; denn zur Wirtschaft gehören nicht nur die 
Betriebe, sondern gehören auch die Arbeiter und 
Angestellten. Der Bau von Lehrwerkstätten und 
Lehrlingsheimen ist meiner Auffassung nach min­
destens genau so notwendig, wie der von Land­
wirtschaftsschulen. 

(Sehr richtig!) 

Es müßte neben jeder Landwirtschaftsschule in 
jedem Landkreis eine Lehrwerkstätte und ein 
Lehrlingsheim stehen; denn bei der Jugend ist es 
noch schlimmer als bei den Arbeitslosen. Wenn die 
Jugend keine Lehrstellen findet, wenn sie herum­
lungern muß, dann greift die Demoralisierung noch 
weiter um sich. bie Auswirkungen sind ja jetzt 
schon zu bemerken. Ich bin nicht ganz so pessimi­
stisch wie der Herr Kollege .Dr. Baumgartner, der, 
als er noch Landwirtschaftsminister war, öfter die 
Kolchose an die Wand gemalt hat. 

(Widerspruch cfes Abg. Dr. Baumgartner) 

Ja, Sie haben es öfter gesagt, Herr Kollege 
Dr. Baumgartner; da sind noch mehr Zeugen da. 
Ich glaube nicht, daß die Kolchose kommt; aber 
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wenn man schon vor ihr Angst hat, dann muß man 
alles tun, um die Tür so fest abzuriegeln, daß sie 
nicht hereinkommen kann. Das politische und kul­
turelle Gesicht der Zukunft - und das möchte ich 
besonders den Kollegen von der Landwirtschaft 
sagen, denn diese haben die Kolchose am meisten 
zu fürchten - wird nicht von den Kumpanen des 
Herrn Remer und des Herrn Dorls geformt werden, 
sondern es wird geformt werden von dem Indu­
striearbeiternachwuchs. Darüber müssen Sie sich 
klar sein, und wenn nicht alles getan wird, um den 
Industriearbeiternachwuchs so aufzuziehen, wie es 
notwendig ist, wenn man nicht alles tut, um die 
jungen Menschen zu wirklich ehrlichen, anständi­
gen und überzeugten Demokraten zu machen, dann 
helfen unsere ganzen Reden nichts, weil dann so­
wieso alles verloren ist. Es muß wieder erstrebens­
wert sein, Facharbeiter, ja sogar Bergma·nn zu 
werden. Das würde auch im Inte:resse der akademi­
schen Berufe liegen. Es ist bedauerlich, daß ein 
Großteil der Arbeiter der Auffassung ist, ihre 
Söhne müßten etwas besseres werden. 

(Abg. Dr. Korff: Das ist sehr bedauerlich!) 

Ich habe das schon immer bedauert und bedaure es 
auch jetzt, aber es muß aus der Erfahrung der Ar­
beiterschaft heraus verstanden werden. Denn was 

. heißt es - um nur ein Beispiel zu nennen-, Berg­
mann zu sein, das kann nur der ermessen, der die 
Dinge wirklich kennt. Es wäre wirklich notwendig, 
daß sich sämtliche Abgeordnete einmal ein Berg­
werk von innen anschauen würden, um zu begrei.,. 
fen, was das für eine Arbeit ist. Ich darf hier ein­
fügen - ich habe es schon einmal gesagt -, wir 
hatten vor 1933 einen Oberregierungsrat Dr. Fuchs 
als Landesschlichter. Wir haben ihn einmal veran­
laßt, daß er in Hausham eingefahren ist, und als 
er herauskam, hat er die Hände über dem Kopf 
zusammengeschlagen und hat gesagt: „Das ist die 
Hölle, das ist die Hölle!" Und dann hat man ihn 
geschwind zum Bäderkommissar in Kissingen be­
fördern müssen, weil er sonst alle Wünsche der 
Bergarbeiter erfüllt hätte. 

Ich sage also, es muß wieder erstrebenswert sein, 
Facharbeiter und sogar Bergarbeiter zu werden. 
Ich glaube, wir würden auch der Gesamtheit einen 
großen Nutzen erweisen, wenn wir das fertigbrin­
gen würden. Dann müssen aber auch - und ich 
kann da aus Erfahrung reden - die Arbeiter und 
Angestellten in den Großbetrieben endlich das Ge­
fühl haben, daß sie nicht mehr nur Schachfiguren 
von sich gegen~eitig bekämpfenden Machtgruppen 
sind. Gegenwärtig haben wir das schon fast wieder, 
bloß daß sich vorerst einma~ der Machtkampf zwi­
schen der Bonner Ministerialbürokratie und den 
bayerischen Stellen abspielt. Man will da droben 
einen Riesenapparat aufbauen und will versuchen, 
auch die bayerischen Betriebe, die rein bayerisches 
Eigentum sind, zu schlucken. 

(Sehr richtig! bei der BP) 

Und da: ist es interessant, daß anscheinend manch­
mal ein Bonner Angestellter des Finanzministe-

riums mehr zu reden hat als ein bayerischer 
Minister. 

(Sehr gut! bei der BP - Abg. Elsen: Das 
hängt mit der Verfassung zusammen! -Abg. 
Dr. Baumgartner: Der Kampf gegen Bonn 
wird hier so gut geführt, daß ich gar nichts 

mehr zu sagen brauche. - Heiterkeit.) 

Die Arbeiter und Angestellten müssen aber auch 
das Gefühl haben, daß sie nicht nur ein Ausbeu­
tungsobjekt für geldhungrige Aktionäre sind. Auch 
davon könnte man ein Lied singen. Ich will Sie 
nicht langweilen, aber vielleicht darf ich einige 
Zlarhlen aus dem Jahre 1911 nennen. Das ist zwar 
schon ziemlich lange her, aber immerihin war ich 
damals schon fünf Jahre,Bergmann. 1907bis1911 hat 
die Gute-Hoffnungs-Hütte 100 Prozent Dividende 
verteilt, der Neue Essener Bergwerlksverein 128 Pro­
zent, der Kölner Bergwerksverein 147,5 Prozent 
und der Magdeburger Bergwerksverein 174,5 Pro-­
zent. So sind dort die Gewinne verteilt worden und 
für den Bergmann hat man nichts übrig gehabt. 

(.A!bg. Dr. Korff: Wie ist es '.heute?) 

Ich hoffe, daß es besser wird, und da danke ich 
ebenfalls dem Herrn WirtsChaftsminister, denn er 
hat bisher immer, auch als wir noch in der Oppo­
sition waren, ein offenes Ohr für ·die Wünsche der 
Arbeiterschaft ge:ha'bt und hat alles getan, um 
ihnen Rechnung zu tragen . 

(:Bravo! bei der SPD) 

Nun darf ich vielleicht noch einiges über das Mit­
bestimmungsrecht sagen. Am 1. Januar tritt das 
Mitbestimmungsrecht auch in Bayern für fünf 
große .Betriebe in Kraft. 

(Beifall bei der SPD - Glocke des 
Präsidenten) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich muß bitten, auch an das Ende der Redezeit zu 
denken. 

Piehler (SPD): Ja, ich bin gleich fertig, Herr 
Präsident. 

Der 160er-Ausschuß hat vor kurzem einmal die 
Luitpold-Hütte in Amberg besichtigt, und da ist 
Herr Kollege Dr. Geislhöringer mitten zwischen 
den Betriebsräten und den Gewerkschaftlern ge­
sessen. Wir haben uns darüber unterhalten, wel­
chen Aufschwung die Luitpold-Hütte seit 1945 wie­
der genommen hat. Und als dann vom Mitbest~m­
mungsrecht gesprochen wurde, hat Herr Dr. Geisl­
höringer gesagt: „Dann wird es gleich wieder ab­
wärts gehen". Wir sind ande1·er Auffassung. Ge­
rade deshalb, weil das Mitbestimmungsrecht, clas 
wir· fordern, im bayerischen Bergbau und den 
Hüttenbetrieb.en bereits seit 1945 ·besteht, ist der 
.Aufschwung ein so großer gewesen.· 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wir haben im bayerischen Kohlenbergbau im Ok­
tober 1945 schon •wieder Friedensleistungen erreicht, 
während im Ruhrgebiet erst 50 Prozent erzielt 
wurden. Es wird von den Direktoren der Hütten­
betrieb.e anerkannt, daß der Aufschwung nur des­
halb so sein konnte, weil die Arbeiter so tatkräftig 

6 
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mitgeholfen halben. Wir verstehen unter Mitbe­
stimmung auch Mitverantwortung und nicht bloß 
Mitverantwortung, sondern auch höhere und bes­
sere Leistungen. So fassen wir das Mitbestimmungs­
recht auf, und Sie können überzeugt sein, es wird 
auch beim größten Teil der Arbeiterscha·ft so auf­
gefaßt. Die Leute schauen ihre Betriefbe heute an­
ders an, als sie das früher getan halben. Ich möchte 
zum Schluß sagen: Wenn die Arbeiterschaft in ihrer 
großen Mehr!heit einmal das Gefühl hat, daß sie 
nicht mehr Ausibeutung·sobje·kt ist und nicht mehr 
bloß hohe Dividenden für unbekannte Aktionäre 
herausarbeiten muß, wenn die Ar<beiter und Ange­
stellten wissen, daß höhere, Leistungen auch ihnen 
selbst zugute kommen, und wenn sie - und zwar 
im besten Sinne des Wortes - den Betrieb als 
ihren eigenen betrachten, dann, meine Damen und 

-Herren, ist dies der beste und haltbarste Damm 
gegen den Bolschewismus. 

(Beifall bei der SP[)) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt Herr Abgeordneter Dr. Geislhöringer. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Dr. Geislhöringer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Wenn wir von unserem Standpunkt aus, das 
heißt vom Standpunkt der Opposition aus, zum 
Wirtschaftsetat Stellung nehmen, so können wir 
von dem ausgehen, was der Herr Wirtschafts­
minister am Anfang seiner Rede gesagt und ge­
wissermaßen als eine Art captatio benevolentiae 
an die Spitze seiner Ausführungen gestellt hat. Er 
sagte, die Beurteilung seiner Arbeit, seiner Aufgabe 
und seiner Fähigkeit hänge davon ab, in welcher 
Abhängigkeit sich sein Ministerium gegenüber zen­
tralen Regelungen des Bundes befindet und wie die 
regionale Wirtschaftspolitik von dort aus begrenzt 
wird.- Er erklärte; diese Beschränkungen, die nur 
mit großen Schwierigkeiten abgebaut werden kön­
nen, haben ihn in seiner Tätigkeit außerordentlich 
gehemmt. Er betonte weiter, daß die wirtschaftliche 
Grundkonzeption in Bonn entsteht µnd daß die 
wirtschaftspolitischen Einzelmaßnahmen in Bonn 
erarbeitet und festgelegt werden, aber Geltung und 
Wirkung für die Wirtschaft des ganzen Bundes: 
gebiets haben. Das erinnerte mich lebhaft an eine 
Äußerung, die einem Kollegen der linken Seite im 
Haushaltsausschuß entfahren ist - denn ich glaube 
nicht, daß er sie bei ruhiger Überlegung getan 
hätte -, als er bei der Beratung des Finanzetats 
sagte: Finanzminister haben wir eigentlich gar 
keinen mehr; er sollte nur Finanz ver w a 1 t er 
heißen, denn wir kriegen bloß mehr das, was 
Bonn übrig läßt und zuweist. Das gilt auch für das 
Wirtschaftsministerium. Da kann ich nur eins 
sagen: Das ist der Fluch der bösen Tat! Vor zwei­
einhalb Jahren hat man schon darauf hingewiesen, 
daß es so kommen muß und daß uns Bonn nichts 
mehr übrig läßt. Damals war es ein einziger Rufer, 
aber es war ein Rufer in der Wüste, der darauf 
aufmerksam gemacht hat, welche Gefahren kom­
men. Es war der Herr Kollege Dr. Josef Baum­
gartner. (Zustimmung bei der BP) 

Man hat ihm damals nicht geglaubt, und heute 
haben auch die Herren von der linken Seite - im 
Haushaltsausschuß hat es ja ein Sprecher der SPD 
herauskommen lassen - schon begriffen, daß die · 
Befürchtungen von damals heute Realität geworden 
sind. Wenn die Erkenntnis davon schon bis in die 
Reihen der SPD gedrungen ist, dann muß ich sagen, 
ich habe große Hoffnung, daß diese Erkenntnis 
auch noch bis in die äußersten Spitzen der CSU 
kommen wird. 

(Sehr gut! bei der BP - Abg. Dr. Keller: Was 
sollen sie dann mit dieser Erkenntnis tun?) 

- Das müssen wir der Koalition überlassen; ich 
kann es nicht sagen. 

(Abg. Dr. Keller: Ich habe gemeint, Sie sind 
der Rufer in der Wüste!) 

Wenn man das so hört, wird man eigentlich schon 
ängstlich und fragt: Wo führt das hin? Denn man 
wird in Bonn sagen: Was braucht ihr ein Finanz­
ministerium, das keines ist, was braucht ihr ein 
Wirtschaftsministerium, das 60 Prozent aller Dienst­
reisen nach Bonn unternimmt; das können wir in 
Bonn allein machen, wir stellen dann einfach dort 
unten in Bayern einen Präsidenten oder einen Ober­
präsidenten hin, und die Sache ist erledigt. Dieser 
Tendenz wird von hier aus sehr kräftig Vorschub 
geleistet; denn wir haben in den letzten Wochen 
schon die Erfahrung im Verfassungsausschuß ge­
macht, daß die Koalition es fertig bringt, ein baye­
risches Ministerium dem Moloch in Bonn zu opfern, 
nämlich das Verkehrsministerium. Das Verkehrs­
ministerium gibt man auf, und wir wissen, daß es 
ein Brandopfer auf dem Altar der schwarzroten 
Koalition in Bayern ist. 

(Lebhafte Zustimmung bei der BP - Zurufe 
· von den Regierungsparteien) 

Der Geruch dieses Brandopfers ist uns sehr übel 
in die Nase gefahren, und wir werden, bev9r das 
Opfer vollendet wird, wohl noch ein Wörtchen dar­
über reden müssen, weil wir der Meinung sind, 
daß hier etwas begangen wird, was im Wider­
spruch zur sonstigen theoretischen Einstellung 
steht. Wenn man sich daran erinnert, was alle 
Sonntage draußen den Wählern vorerzählt wird, 
wie auf einmal die CSU, ja sogar die SPD, die 
bayerische SPD föderalistisch wird, dann fragt 
man sich: Wie steht das im Einklang mit der Tat­
sache, daß man auf ein Ministerium verzichtet? 
Das ist. dann der Anfang, und trotzdem behauptet 
man, föderalistisch zu sein. Man täusche sich nicht: 
Unsere Wähler draußen sind nicht so dumm, um 
nicht zu begreifen, daß hier ein Widerspruch be­
steht zwischen dem, was man sagt und dem, was 
man tut. Soviel nur zur allgemeinen Frage der 
Ministerien überhaupt. 

Es wäre nun interessant, sich mit der Frage zu 
befassen, welche Wirtschaftspolitik wir in Bayern 
einschlagen sollen. Der Herr Wirtschaftsminister 
hat hiezu erklärt, es habe keinen Sinn, davon zu 
sprechen; denn die Wirtschaftspolitik werde in 
Bonn gemacht. Ich weiß recht wohl, welch schwie­
rige Stellung der Herr Wirtschaftsminister hat. 

(Zuruf von der SPD) 
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- Die Bayernpartei hat in Bonn noch weniger zu 
sagen, als hier. Gott sei Dank sind wir für die 
Bonner Politik so wenig verantwortlich wie für die 
hiesige. 

Und nun zur Wirtschaftspolitik! Ich verstehe es 
durchaus, daß unser bayerischer - noch bayerischer 
- Wirtschaftsminister sagt: Was hat es für einen 
Sinn, ich kann hier keine Wirtschaftspolitik machen; 
denn in Bonn wird sie gemacht. Nun will ich nicht 
dem Herrn Kollegen Drechsel folgen und an dem 
Herrn Wirtschaftsminister eine Vivisektion in sei­
nem Verhältnis zu dem Bonner· Wirtschaftsmini­
ster vornehmen. Ich nehme an, daß unser bayeri­
scher Wirtschaftsminister noch leichter mit dem 
großen Bruder in Bonn auskommt, nachdem dieser 
früher auf demselben Stuhl gesessen ist. Ob er mit 
seinen anderen Brüdern, nämlich seinen Koalitions­
brüdern in Bayern, so gut auskommt, das ist eine 
andere Frage; 

(Heiterkeit und Zurufe) 

denn der Herr bayerische Wirtschaftsminister hat 
uns erklärt, daß er auf dem Standpunkt der Privat­
wirtschaft und der Privatinitiative steht. Das tun 
wir auch. Er sagt mit Recht, de;r Staat soll nur mit 
lenkender, ordnender und glättender Hand ein­
greifen. Das ist auch unser Standpunkt. 

Nun hören wir, daß dieser Standpunkt von seinen 
Koalitionsfreunden auf der linken Seite des Hauses 
nicht ganz geteilt wird. Die wollen eine andere 
Wirtschaft. Wir wollen uns auch da nichts vor­
machen lassen. Sie (nach links) sind heute schon 
auf dem Standpunkt, daß Sie nicht mehr sagen: Wir 
wollen eine sozialistische Wirtschaft; denn die Er­
fahrungen schrecken zu stark ab. Frankreich und 
vor kurzem England haben ja glänzende Erfahrun­
gen gemacht und wir lasen erst vor kurzem in einer 
Fachzeitschrift, daß gerade ein Fachkritiker in Eng­
land erklärt hat, das Ergebnis der sozialistischen 
Wirtschaft in England ist eine Enttäuschung der 
Arbeiterschaft. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Deshalb wird uns die SPD hier in Bayern zur Zeit 
nichts mehr von Sozialisierung und sozialisierter 
Wirtschaft vorsagen. Heute arbeitet man mit einem 
kleinen Pseudonym, einem kleinen Deckmäntelchen 
und spricht von der Planwirtschaft. Wenn man 
dann das fadenscheinige Mäntelchen wegzieht, so 
steht dahinter nichts anderes als die sozialistische 
staatskapitalistische Wirtschaft, die wir zur Ge­
nüge vordoziert erhielten. 

(Lebhafter WiderspFuch bei der SPD - Abg. 
Kiene: Am 6. Dezember ist Nikolaus!) 

- Vielleicht erinnern Sie mich noch daran, damit 
ich es nicht vergesse. 

Ich will auch darüber nicht allzu viel reden. Ich 
darf also sagen, daß unsere Wirtschaftspolitik in 
Bayern nicht von uns gemacht wird, sondern droben 
von Bonn. 

(Abg. Drechsel: Was Sie mitmachen!) 

Ich bewundere an der SPD Verschiedenes, aber vor 
allem eines. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
auch wenn Sie sich im )Jesonderen mit der Fraktion 
der SPD befassen, so würde ich doch bitten, vor 
dem Mikrophon in der Mitte zu sprechen. 

(Große Heiterkeit) 

Dr. Geislhöringer (BP): - Ich werde versuchen, 
mich an die Mitte zu wenden und nicht mehr an die 
Linke. - Ich habe gesagt, ich bewundere unter 
anderem eins an der SP_D: die Wendigkeit. Ich 
will nicht gerade von unserer bayerischen, frü­
her königlich bayerischen· Sozialdemokratie spre­
chen. Aber heute ist es ja anders. Die Sozialdemo­
kratie hat noch ein System, das wir eigentlich im 
tausendjährigen Reich kennengelernt haben. Sie hat 
nämlich auch das Führersystem, und wenn in Han­
nover auf den Knopf gedrückt wird; müssen auch 
unsere bayerischen Sozialdemokraten folgen. 

(Lebhafte Zustimmung bei der BP) 

Das nur nebenbei. Ich sage, unsere bayerischen So­
zialdemokraten sehen also hier .schon ein, daß wir 
in Bayern auch eine freie Wirtschaft brauchen .und 
eine freie Wirtschaft führen müssen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich glaube, daß .sie· dabei auch recht gut fahren; 
denn es ist bisher gelungen, bei uns in Bayern den 
Lebensstandard der arbeitenden Bevölkerung nicht 
nur wirtschaftlich und finanziell auf die Höhe zu 
bringen, sondern auch das Verhältnis zwischen den 
verschiedenen Bevölkerungsschichten, insbesondere 
zur arbeitenden Bevölkerung, ist bei uns in Bayern 
ganz anders als zum Beispiel in Norddeutschland. 
:Qas sind Erfolge unserer bayerischen Wirtschaft. 

Welche Schwierigkeiten der Herr Wirtschafts­
minister gerade bei uns in Bayern hat, das wissen 
wir. Da ist, wie schon angeschnitten wurde, das 
Flüchtlingsproblem. Es ist eben nicht möglich, daß 
wir in einem Staat mit 61/2 Millionen Einwohnern 
auf die Dauer 21

/2 Millionen eingeströmte Flücht­
linge, und was dazu gehört, verdauen. Ich will nur 
nebenbei bemerken, daß man als Flüchtlinge immer· 
nur Sudetendeutsche, , Schlesier und Ostpreußen 
zählt. Es gibt auch ·andere, die noch nicht genügend 
berücksichtigt sind, nämlich die Vertriebenen aus 
den früheren deutschen Kolonien, die auch einmal 
Berücksichtigung zu erlangen berechtigt sind. 

Zur Frage der Flüchtlinge möchte ich nur in 
einem Punkt Stellung nehmen, weil ich da sehr 
vorsichtig geworden bin, nachdem ich gehört habe, 
daß sich die Flüchtlinge von mir immer sofort ver­
letzt fühlen. Es ist ja nicht so, als ob ich ein Flücht­
lingsfeind wäre. Die Bayernpartei ist und war nie 
eine flüchtlingsfeindliche Partei. 

(Zuruf aus der Mitte: Es sieht nur manchmal 
so aus!) 

Sie hat nur von Anfang an das erkannt, was jetzt 
allmählich auch selbst die Flüchtlinge erkannt ha­
ben, 

(Lebhafter Beifall bei der BP) 

daß wir einen Flüchtlingsausgleich brauchen nicht 
nur wegen der eingesessenen heimatverbliebenen 

.. 



780 Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 

(Dr. Geislhöringer [BP]) 

Bevölkerung, wie jemand gesagt hat, sondern vor 
allem auch für die Heimatvertriebenen selbst. Der 
Herr Oberländer hat hier Zahlen genannt, die zu 
nennen wir vor 2112 Jahren nicht hätten wagen 
dürfen. Wir wären gesteinigt worden, wenn wir 
damals gesagt hätten, es müssen 700 000 bis 800 000 
Flüchtlinge umgesiedelt werden. -

fräsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich nehme an, Sie wollen den Herrn S t a a t s -
sekret ä r Dr. Oberländer ansprechen. 

Dr. Geislhöringer (BP): Entschuldigen Sie, das ist 
mir so passiert. 

(Abg. Dr. Keller: Was Sie sagten, müssen Sie 
den anderen Föderalisten erzählen und nicht 

uns!) 
- Ich erzähle es hier dem Haus und nicht speziell 
Ihnen. 

(Abg. Dr. Keller: Das Haus ist davon nicht 
betroffen!) 

Was die Flüchtlingskredite anlangt, so haben wir 
gestern vom Herrn Finanzminister gehört, daß er 
die Erhöhungen, die der Haushaltsausschuß vorge­
schlagen hat, nämlich für Gewerbeförderung 1,8 Mil­
lionen und für Fremdenverkehrsförderung 1/2 Mil­
lion, nicht mehr verdauen kann. Wenn man nun 
hört, welche Beträge für andere Zwecke als Kre­
dite ausgegeben oder verbürgt worden sind, so muß 
man eigentlich staunen, warum es mit diesen 2,3 Mil­
liop.en auf einmal nicht mehr gehen soll. Wir hör­
ten zum Beispiel, Flüchtlingsproduktivkredite sind 
nach dem Stand vom 31. August 841/2 Millionep. 
ausgereicht gewesen, davon waren damals 11/2 Mil­
lionen bereits perdu 

(Abg. Simmel: Das war zum Besten der 
bayerischen Wirtschaft!) 

ich komme gleich dazu - und 15,7 Millionen 
waren gefährdet; sie sind heute zu einem großen 
Prozentsatz verloren. Es ist richtig, daß diese Kre­
dite nicht bloß gegeben wurden, damit die Flücht­
linge eine neue Existenz aufbauen können, sondern 
auch im Interesse der Gesamtwirtschaft, weil das 
im Interesse der Flüchtlinge selbst liegt, die ja in 
unsere Gesamtwirtschaft hineinwachsen sollen und 
müssen. 

(Zuruf aus der Mitte: Und können!) 

kber wenn nun einmal soviel Millionen gegeben 
worden sind, dann wird man auch die 21/2 Mil­
lionen noch irgendwie aufbringen, zumal ja viel­
leicht bei dem großen Bruder in Bonn eine Anleihe 
aufgenommen werden kann. Man hört ja, daß der 
Herr"' Bundesfinanzminister Schäffer vor kurzem 
gesagt 1habe, er könne die Aufrüstung ohne neue 
Steuern bestreiten. Er muß also irgendwo in einem 
Winkel noch eine kleine Reserve haben, die aber 
in die Milliarden gehen muß; denn anders kann 
man heute nicht mehr aufrüsten, anders kann man 
nicht einmal mehr eine Geibirgsartillerie-Division 
ausrüsten, geschweige denn ein modernes Heer. 
Dort wären die lumpigen 2 Millionen zu haben. 

(Heiterkeit) 

Ich kann mir einen weiteren Weg vorstellen. Wir 
lesen heute, daß für den Lastenausgleich, ibei dem 
man bisher mit 1,6 Milliarden im Jahr gerechnet 
hat, 2,2 Milliarden herauskommen. Nun, bei 2,2 
Milliarden wird man schließlich :ßür die Gewerbe­
förderung etwas abzweigen können. Denn man muß . 
doch aner.kennen, daß man die Henne, die die gol­
denen Eier legen soll, nicht veri'hungern lassen darf 
und ihr aiuch etwas geben muß. 

Es gäbe schließlich auch noch eine andere Quelle, 
die heute auch schon ·erwähnt worden ist. Hier sind 
mit großer Entrüstung seinerzeit die Spielbanken 
abgelehnt worden. Das wäre etwas gewesen, wo 
man ohne Schmerzen, und ohne daß man irgend­
einem aus der werktätigen Bevölkerung weh getan 
hätte, etwas hätte maChen können. 

(Abg. Drechsel: Sehr gut! - Zuruf aus der 
Mitte: Wenn er recht hat, hat er recht!) 

Ich glaube, eine Finanzierung wäre -doch wohl mög­
lich. Wfr stehen auf dem Standpunkt, daß die Er­
höhung um 1,8 Millionen ebenso wie die Erhöhung 
für die Fremdenverkehrswerbung um 500 000 DM 
un!bedingt notwendig ist. 

Wir ihaben aber auch noch andere Schmer.zen. 
Wenn wir von der Flüchtlingsförderung reden, die 
wir durchaus anel'kennen und den Flüchtlingen 
gönnen, so dürfen wir a.iber auch nicht vergessen, 
elaß wir im eigenen Land noch Gebiete und Bevöl­
kerungsteile haben, die mindestens die gleiche Not 
leiden. Ich erwähne nur den Bayerischen Wald. 
Auch er darf nicht vergessen werden und er ist 
meines Erachtens bisher sehr Stiefmütterlich be­
handelt worden. 

Der Herr Wirtschaftsminister hat auch die Frage 
des Osteuropa-Handels angeschnitten. Wir stehen 
auf dem Standpunkt, die Handelsbeziehungen sol­
len mit der Politik wenig zu tun haben. Wir sind 
deshalb durchaus willens, auch mit Osteuropa wie­
der in vernünftige Handelsbeziehungen zu kom­
men. Ich glauibe, einmal gehört zu haben, daß da 
ein Minister des ibayerischen Kabinetts gute Be­
ziehungen schon eingefädelt haben soll. 

(Heiterkeit) 

Wir sind also sehr gern •bereit, dabei mitzuhelfen, 
wenn dort etwas erreicht werden 1kann. Allerdings 
möchten wir auch eine entsprechende Gegenleistung 
sehen, iund "Zwar nicht bloß in bolschewistischem 
.Propagandamaterial und in bolschewistischen Agi­
tatoren. Die wollen wir natürlich nicht zu uns 
hereinziehen lassen. 

Ein kurzes Wort ist noch über die Personalpoli­
tik im Wirtschaftsminlste1,ium zu sprechen, die der 
Herr Wirtschaftsminister auch erwähnt hat. Man 
hat froher einmal gesagt, daß im Wirtschaftsmini­
sterium ein Überfluß an Beamten vorihanden sei. 
Das ist damals bestritten worden. Heute haben wir 
den Beweis dafür; denn der Herr Wirtschaftsmini­
ster hat uns erklärt, daß er sein Personal, das· ur­
sprünglich 1913 Personen •umfaßte, jetzt auf 663 
heruntergesetzt hat. Man hat früher auch noch 
etwas anderes über die Personalpolitik im Wirt­
schaftsministerium gesprochen - das möchte ich 
nicht weiter ausführen -, indem man sagte: Man 
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trifft dort kaum jemand, der einen Urbayern ver­
stehen könnte. 

{Heitel'keit und Zustimmung bei der BP) 

Vielleicht ist das jetzt etwas anders geworden. 

Es wäre noch sehr viel zu den einzelnen Wirt­
schaftsfragen zu sagen, alber die Zeit drängt und 
verbietet mir, darauf eiil!zmgehen. Es ist von den 
Kohlen gesprochen worden. Wir sind als Opposition 
eigentlich nicht verpflichtet, dem Herrn Wirtschafts­
minist.er Hilfsstellung zu leisten, aber hier müssen 
wir ihn doch verteidigen. Für die Kohlenknappheit 
und die Kohlennot, und was ihre Folgen sind, kann 
unser bayerischer Wirtschaftsminister ganz gewiß 
nichts. 

(6ehr richtig!) 

Wir kennen die beiden Ursachen. Die eine Ursache 
ist das Kriegswettrüsten in der garnzen Welt und 
in Verbindung damit der Zwang, den uns die 
Alliierten auferlegt \haiben, daß wir '6,2 Millionen 
Tonnen im Vierteljahr abliefern müssen, und zwar 
zu einem Schandpreis unter dem Weltmarktpreis. 
Man betrugt uns und unsere Arbeiter damit also 
und wir müssen ungefähr· dieselbe Quantität zum 
zwei- und dreifachen Preis aus dem Ausland kau­
fen. Wir haben gehört, daß man diese Kohle nicht 
nur von Nordamerika und vom Westen 1bezieht, wo 
ja alles Gute herkommt, sondern wir bekommen 
Kohle sogar auch von Kanada und von Indien. Das 
ist ein wirtschaftlicher Unsinn, für den aiber unser 
bayerischer Wirtschaftsminister nicht verantwort­
lich ist. 

(:Sehr richtig! in der Mitte) 

Nur ein Wort noch zur Energieversorgung, die 
auch erwähnt worden ist. Es ist richtig: In der 
Energieversorgung steuern wir einem Zustand ent­
gegen, der wirklich beängstigend wird. 

(Sehr gut! ibei der BP) 

Wir haben nun den Zehnjahresplan 'bekommen. Ich 
kann nur sagen: „Spät kommt er, doch er kommt!" 
Das, was in ihm drinsteht, hätte man nämlich zum 
großen Teil schon vor .25 Jahren machen können. 
In den letzten 25 Jahren konnte man Bayern nur 
das Land der verpaßten Gelegenheiten nennen. Man 
hat aus verschiedenen Gründen unterlassen, die 
Ausbauprojekte, die schon vor 25 Jahren möglich 
waren, durchzuführen. Ich will sie hier nicht einzeln 
nennen. Aber das, was jetzt gemacht wird, hätte 
man schon vor 25 J aihren machen können. Erstens 
wäre es billiger gewesen, zweitens hätte man es 
heute da, und drittens bräuchten wir die fehlenden 
Mengen nicht vom Rheinland zu beziehen. 

(Abg. Simmel: Das war aber eure 
uribayerische Regierung!) 

- Aber wir waren nicht verantwortlich, Herr Kol­
lege; darauf möchte ich hier nicht eingehen, sonst 
wirft man uns wieder vor, wir spalten die christ­
liche Front. 

(Große Heiterkeit) , 

Heute wird nur ein Drittel unseres Energie.bedarfs 
mit Wasser erzeugt, und das bei uns im Land der 
weißen Kohle, wo wir ein Land der wenigen Bo­
denschätze sind, während wir Wasser in ausreichen­
der Menge haben. Was hier gebraucht wird, das 
ihat man versäumt. Jetzt geht man daran, jetzt 
kommt der Zehnjahresplan, der 3 Milliarden kostet. 
Bis alles fertig ist, kostet er vielleicht 31

/2 Milliar­
den. Wo wir die herbringen sollen, ist mir schleier­
haft, wenn der Herr Finanzminister schon sagt, 
daß er die 2,3 Millionen nicht herbringen kann. 
Nun ist allerdings der Herr Finanzminister ein 
großer Optimist. Denn er hat uns 750 Millionen 
D-Mark: im außerordentlichen Haushalt vorgezau­
:bert und weiß wahrscheinlich so wenig wie ich, wo 
er diese 750 Millionen D-Mark: herkriegt. Vielleicht 
bringt er auch die 2,3 oder 2,8 Millionen D-Mark 
für die Elektrizitätswirtschaft her. 

Eines möchte ich noch sagen: Mir ist in der Rede 
des Herrn Wirtschaftsministers aufgefallen - und 
ich möchte ein ominöses Wort, wenigstens in unse­
rem Kreise, gebrauchen, nämlich das Wort „Vor­
griff" -: Der Herr Wirtschaftsminister hat von den 
Frachtfragen gesprochen. Wir wissen, daß die 
Frachtfragen für .uns außerordentlich wichtig sind, 
weil wir in Bayern eine sehr ungünstige Stand­
ortlage haben, Revierferne usw. Wir haben in 
diesem Jahr bereits zweimal Frachterhöhungen 
gehabt. Bekanntlich droht, wie man letzter Tage 
gehört hat, eine dritte Frachterhöhung. Und das 
geht alles in erster Linie auf den Buckel unserer 
bayerischen Wirtschaft. Der Herr Wirtschaftsmini­
ster ihat sich „im Vorgriff" schon mit Frachtfragen 
befaßt, weil er nach dem Beschluß des Rechts- und 
Verfassungsausschusses auch der künftige Ver­
kehrsminister sein wird. Ob er als V er kehrs­
minister in Bonn meihr Glück hat als ·als Wirt­
schaftsminister, möchte ich seihr dahingestellt sein 
lassen. Denn wir wollen nicht vom Verkehrsmini­
sterium lassen. 

Wir müssen dem Herrn Wirtschaftsminister sa-. 
gen: Er tut uns aufrichtig leid. Neben dem Finanz­
minister hat. er die schwierigste Position. Wenn die 
Regierungsikoalition diese 'beiden Ministerien auf­
gelöst hätte, hätte man das genau so viel und 
genau so wenig verstehen können wie die Auf­
lösung des Verkehrsministeriums. 

(.kbg. Dr. Korff: Auh!) 

Vielleicht auch deshalb nicht, weil das Wirtschafts­
ministerium von der ÖSU und das Finanzministe­
rium von der iSPD :besetzt ist. Wenn die beiden 
Ministerien verschwinden würden, wäre für die 
Koalition vielleicht ein Punkt verlorengegangen, 
der sie zusammengekleistert :hat. Solche Punkte 
braucht a1ber diese Koalition; bei iihrer geringen 
Homogenität muß sie um jeden Brocken froh sein, 
den sie sich gegenseitig hinwerfen kann. 

(Zuruf des Albg. Kiene) 

- Danke, Herr Kollege Kiene. So kräftige Argu­
mente wie iSie habe ich nicht. 

(Ahg. Dr. Keller: 1Danke für den Unterricht!) 

Ich sage: Der Herr Wirtschaftsminister tut mir 
·leid. In München hat er seine Kalamität mit den 

7 
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Koalitionsfreunden, die, wie wir gehört haiben, der 
Regierung nicht immer ihre Gefolgscha.ft gelieihen 
haben, wobei man allerdings den Versuch gemacht 
hat, dieses Nichtparieren der Koalitionsfreunde der 
Opposition in die Schuhe zu schieben. 

(Heiterkeit bei der J3P) 

In Bonn hat er das Gefrett mit dem Bundeswirt­
schaftsminister. Ich möchte nicht in seiner Haut 
stecken. Das sind alles mildernde Umstände. Wir 
wollen deshalb seinen Etat zwar nicht anerkennen 
- das kann er beim besten Willen nicht von uns 
verlangen-, wir wollen :iihm aber ibe2lilglich seines 
Etats eine wohlwollende Neutralität zeigen. Wir 
wollen uns der Stimme enthalten. 

Wenn mir die Zeit noch blieibe, würde ich noch 
etwas anderes im Telegrammstil sagen, damit uns 
der Herr Wirtschaftsminister nicht sagt: Das ist 
alles bloß negative Kritik, sagt uns doch, was wir 
positiv tun sollen. Ich darf ihm vielleicht sagen, 
was wir fordern und ihm empfehlen möchten: 

1. die Herstellung eines vernünftigen Gleichge­
wichts zwischen Industrie~ und Agrarpolitik - da 
fehlt es nämlich bisher -, 

2. die Unterlassung jeder unnötigen Einmischung 
der öffentlichen Hand - da fehlt es auch; das habe 
ich. vorher nur: 1bei der Elektrizitätsversorgung an­
geschnitten. Man hat sie in den letzten 25 Jahren 
nicht ausbauen lassen, weil sie der bayerische 
Staat in die Hand nehmen wollte, aiber den Wage­
mut nicht aufbrachte; jetzt ist die Zeit versäumt 
und kein Geld vorhanden -, 

3. planmäßige und nachhaltige Anstrengungen 
zur Beseitigung der Ar:beitslosig-keit - daß das ein 
besonders kritisches Kapitel ist, möchte ich nicht im 
einzelnen ausführen-, 

4. __: das haibe ich in der Etatrede vermißt - den 
wirksamen Schutz der mittelständischen Wirtschaft 
gegen Über1belastung und Aussaugung, 

5. gesetzliche Regelung der Zulassung zu Gewer­
ben, insbesondere Aufhebung der unbeschränkten 
Gewerbefreiheit - wir hoffen, daß dazu bald die 
Möglichkeit gegeben ist, daß die Verhandlungen 
üiber die .&ufoüstung uns zum mindesten dieses 
Äquivalent bringen können -, 

(.ö.a.bg. :Steck: J~ nicht :lt!frü.sten!) 
1 

- das darf man nicht sagen, aber wir werden es 
fressen müssen, ob wir wollen oder nicht, 

6. die Schaffung einer demokratischen und föde­
ralistischen Berufs-Standesorganisation des Hand­
werks, 

7. die Wiederherstellung des vernichteten Ver­
trauens des Sparkapitals durch angemessene Auf­
wertung - ich möchte sagen, zugestanden hat sie 
der Bundesfinanzminister, nur tut er sich in der 
Praxis schwer, er hat sie noch nicht vollzogen -, 

8. größte Sparsamkeit in den öffentlichen Haus­
halten - auch da könnte man verschiedenes 
sagen-, 

9. die gesetzliche Erfüllung der berechtigten be­
rufsständischen Wünsche der freien Berufe, 

10. eine Gestaltung der Verkehrstarife - das 
müssen wir dem neuen Herrn Verkehrsminister auf 
den Weg geben; der bisherige Verkehrsminister 
wird dafür kein besonderes Interesse mehr ha­
ben -, welche die durch die periphere Lage und 
die politische und zonale Absperrung Bayerns ver­
ursachte Vorausbelastung der bayerischen Wirt­
schaft besonders in den äußersten Randgebieten be­
seitigt oder jedenfalls wesentlich mildert, 

11. planmäßige Entfaltung und Ausnutzung aller 
Möglichkeiten, Hilfsmittel und Kräfte Bayerns, vor 
allem den raschen Ausbau der Energieunternehmen 
und des Straßennetzes, 

12. die Inangriffnahme und Durchführung .der 
Entwicklung der bayerischen Notstandsgebiete -
also vor allem Rhön, Frankenwald, Jura und Baye­
rischer Wald. 

Wir haben gehört, daß Bayern ein außerordent­
lich kapitalschwaches Land ist und Kapital braucht. 
Im Lande ist nur mehr wenig Kapital vorhanden. 
Es gäbe aber noch einzelne Organisationen, Gott 
sei Dank, die Geld haben. 

(Zuruf) 

Richtig, die Gewerkschaften. 

(Heiterkeit und Sehr gut!) 

Ich habe mir sagen lassen, daß die Gewerkschaften 
heute über rund - staunen Sie, meine Damen und 
Herren! - 800 Millionen verfügen. ·· 

(Lachen bei der SPD - Abg. Kiene: In 
Bayern?) 

-- Die Gewerkschaften. Ich will nicht davon reden, 
v\'.as man mir sonst noch zugeflüstert hat, daß die 
Gewerkschaften beim Kaufhof in München etwas 
Kapital investiert haben. 

(Abg. Dr. Korff: Hört, hört!) 

Ich sage: on dit. 

(Abg. Stock: Dann soll man es nicht sagen, 
wenn man es nicht weiß. Dann ist es eine 

Verdächtigung!) 

- Das ist keine Verdächtigung. Entschuldigen Sie, 
es ist schließlich· kein Verbrechen, wenn die Ge­
werkschaften Geld in der Wirtschaft anlegen. Wenn 
sie das tun, dann sage ich, es ist sehr vernünftig. 
Ich möchte wünschen, daß die Gewerkschaften ihr 
Geld noch weiter in der Wirtschaft anlegen zum 
Vorteil der Gesamtwirtschaft, auch der Arbeiter­
schaft, daß sie zum Beispiel ein paar hundert Mil­
liönchen in den W o h n u n g s b a u stecken. 

(Lachen und Beifall) 

Damit würden sie ein gutes Werk tun. Es würde 
sich auch rentieren. Aber wir können nicht drein­
reden. Es ist Geld' der Gewerkschaften. Wir können 
nur einen Wunsch äußern. Bei der Anlage ihres 
Geldes, glaube ich, werden sie sehr real und privat­
kapitalistisch denken. 

Zum Schluß: Wir haben an dem Wirtschaftsetat 
manches auszusetzen. Manches gefällt uns besser, 
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so die Erhöhung der Kapitalien für die Gewerbe­
förderung, weil wir sie sehr notwendig brauchen. 
Zustimmen können wir dem Etat aus grundsätz­
lichen Erwägungen heraus nicht. Wir werden ihn 
aber auch nicht ablehnen. 

(Beifall bei der BP) 

Pl'äsident Dl'. Hundhamnier: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Schedl. 

Dr. Schedl (CSU): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir, darüber meine Ueber­
raschung zum Ausdruck zu bringen, daß das Hohe 
Haus zuweilen sehr viel Zeit hat, wenn es neben­
sächliche Dinge zu beraten gilt, daß es aber ge­
glaubt hat, bei der Beratung eines außerordentlich 
wichtigen Gegenstands sich in der hierfür zur Ver­
fügung zu stellenden Zeit mehr als beschränken zu 
müssen. 

(Sehr richtig!) 

In. der Debatte haben Fragen angeklungen und 
der Herr Wirtschaftsminister hat uns in seiner Etat­
rede vor Probleme gestellt, die uns viel mehr und 
intensiver beschäftigen müßten, als sie es offenbar 
tun. Ich darf nur auf ein kleines Intermezzo ein­
gehen. Ich meine das f r e u n d s c h a f t 1 i c h e 
S t r e i t g e s p r ä c h zwischen dem Herrn Wirt­
schaftsminister und dem Herrn Finanzminister, des­
sen Zeugen wir alle heute gewesen sind. Dieses 
freundschaftliche Streitgespräch ist das Symptom 
einer Entwicklung, die man mit größter Besorgnis 
verfolgen muß. 

(Sehr richtig!) 

Ich meine die Entwicklung, daß wir uns vielfach 
von grundsätzlichem Denken - bitte, setzen Sie 
grundsätzliches Denken nicht gleich mit Partei­
doktrin! -, von volkswirtschaftlichem Denken weg­
begeben und daß an die Stelle dieser notwendigen 
Überlegungen fiskalische Überlegungen treten und 
sehr häufig fiskalische Gesichtspunkte dort den Aus­
schlag geben, wo volkswirtschaftliche Gesichtspunkte 
allein - oder doch im wesentlichen - die Entschei­
dung beeinflussen und bestimmen sollten. Ist es denn 
nicht etwas Ungewöhnliches, daß wir im Etat des 
Ministeriums für Wirtschaft nur ganz geringe Be­
träge für die Wirtschaft finden, aber auf der ande­
ren Seite einen wesentlich höheren Ansatz - auch 
für wirtschaftliche Zwec..l{e - im Etat der Finanz­
verwaltung! Man kann darüber geteilter Meinung 
sein, ob es zweckmäßig ist, daß ein großer Teil der 
Betriebe, die der Staat hat, vom Finanzministerium 
verwaltet wird. Aber man kann, glaube ich, lang­
sam nicht mehr darüber geteilter Meinung sein, ob 
Wirtschaftspolitik nach finanziellen und fiskalischen 
Gesichtspunkten oder im Einvernehmen mit allen 
übrigen Interessen des Staates nach zunächst volks­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrieben wird. Es 
ist ohne Zweifel falsch, wenn in einer Gemeinschaft 
- und der Staat ist nun einmal eine Gemein­
schaft - die Gewichte nicht richtig verteilt sind, 
wenn sich Schwerpunkte bilden, die alles andere 
überschatten. Es wäre falsch, wenn die Wirtschafts-

verwaltung ein solcher Schwerpunkt wäre. Es ist 
falsch, daß sich ein solcher Schwerpunkt auch an 
anderer Stelle - nicht nur in Bayern und West­
deutschland, sondern weithin - gebildet hat und 
von dort her die Entscheidungen fallen. Die Koordi­
nierung der wesentlichen Faktoren müßte besser 
sein. Auf der einen Seite müßte von der Sache her 
gesehen eine Ausweitung des Aufgabenbereichs er­
folgen, die auf der anderen Seite eine Einschrän­
kung mit sich bringen würde. 

Ich habe es daher bedauert, daß der Personal­
stand des Wirtschaftsministeriums an einem ohne 
Zweifel kritischen Punkt angelangt ist. Würden 
noch stärkere Abstriche gemacht werden, dann 
wären wir nicht mehr in der Lage, vom Staate her 
die Entwicklung zu beobachten und nach volkswirt­
schaftlichen und wirtschaftspolitischen Gesichts­
punkten zu beeinflussen, weil niemand mehr da 
wäre, der ·diese wesentliche Arbeit leistete. Die 
Zahl der leitenden Herren im Wirtschaftsministe­
rium - ich sage es ganz offen - scheint mir etwas 
zu gering zu sein. Ich habe in meinem eigenen, 
sehr bescheidenen Bereich scharf abgebaut, aber 
überall gibt es eine Grenze, und nicht jede Mark, 
die an Gehalt oder sonstwo gespart wird, ist eine 
Einsparung, sondern kann unter Umständen eine 
ungewöhnliche Mehrbelastung für den Staat und 
den Steuerzahler bedeuten. Gleichwohl muß fest­
gestellt werden, daß die Arbeit des Herrn Wirt­
schaftsministers und seines ganzen Amtes hervor­
ragend gewesen ist, obwohl die personellen Mög­
lichkeiten sehr gering waren. Leider läßt es die Zeit 
nur zu, in Stichworten zu sprechen. Setzen Sie 
aber noch einmal die bekannten Schwierigkeiten 
in Rechnung, die wir von Natur aus durch unsere 
Lage haben, so werden Sie mit mir einiggehen, 
wenn ich feststelle, daß die Steigerung der~ Pro­
duktion eine außerordentliche Leistung ist und daß 
allein diese Tatsache uns verpflichtet, dem Herrn 
Wirtschaftsminister für seine Leistung uneinge­
schränkte Anerkennung zu zollen. 

(Zuruf von der FDP) 

- Herr Kollege, ich würde das auch bei einem 
· anderen Wirtschaftsminister sagen, der nicht aus 
unseren Kreisen ist. Wenn jemand etwas geleistet 
hat, so darf man das, glaube ich, ruhig feststellen, 
sogar auch dann, wenn es einmal ein eigener 
Parteifreund sein sollte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Noch 
ein paar Stichworte zur wirtschaftspolitischen 
Situation! Der Herr Wirtschaftsminister hat von 
unserer wirtschaftlichen Kapazität und vom Poten­
tial unserer Arbeitskraft gesprochen. Diese beiden 
Dinge hängen eng miteinander zusammen. Es wird 
eine der schwierigsten Aufgaben für die Zukunft 
werden, das Arbeitspotential in wirtschaftlich 
ausgenutzte Kapazität umzusetzen; denn dazu ge­
hört neben einer schöpferischen Phantasie, neben 
großer Initiative, viel Kraft und anderen Dingen 
auch eine erhebliche Menge Geld. Diese erhebliche 
Menge Geld zu beschaffen, wird voraussichtlich 
ganz große Schwierigkeiten bereiten. Man könnte 
hierüber noch sehr vieles sagen, aber, wie gesagt, 
die Zeit erlaubt nur, die Gedanken in Stichworten 
anzudeuten. 

' 
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Lassen Sie mich noch ein Wort zur Kohlenfrage 
sagen. Es ist nicht so, wie Herr Kollege Drechsel -
der leider nicht da ist - bemerkte, daß der Holz­
mangel durch die Freigabe der Rundholzpreise 
überwunden werden soll. 

Präsident Dr. Hundhammer: .Herr Abgeordneter, 
auch Ihre Redezeit nähert sich dem Ende. 

Dr. Schedl (CSU): Ich glaube, Herr Präsident, ich 
habe noch 2 Minuten. 

Bei der Kohlenversorgung wird es notwendig 
sein, die erfolgreichen Bemühungen fortzusetzen, 
eigene Kohlengrundlagen für die bayerische Wirt­
schaft in Bayern und anderswo zu schaffen. 

Ich käme nun zu meinem letzten Satz. Ich wollte 
zu Ihnen über die Energielage sprechen. Wir haben 
aber vom christlichen Stromhandel her bereits eini­
ges zu dieser Frage gehört. Ich darf Sie also -
nicht abschließend, aber am Ende meiner Rede­
zeit - bitten, dem vorgelegten Haushaltsplan und 
auch den Anträgen zuzustimmen, die der Ausschuß 
für den Staatshaushalt mit vorgelegt hat. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Hohes Haus! Die Be­
sprechung des Etats ist beendet. Einige Fraktionen 
haben ihre Redezeit ausgeschöpft; andere, die noch 
ein paar Minuten zur Verfügung hätten, haben 
darauf verzichtet, davon Gebrauch zu machen. 

Der Herr Staatsminister für Wirtschaft wird noch 
das Schlußwort sprechen. Er hat erklärt, es werde 
nicht lange dauern. Ich schlage deshalb vor, den 
Herrn Staatsminister noch anzuhören. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Seidel, Staatsminister: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Der Vorsitzende des Landes­
ausschusses der Bayerischen Industrie war so 
freundlich, an meinem Geburtstag über den baye­
rischen Rundfunk einen kleinen Kommentar zu 
sprechen. Der Herr Abgeordnete Drechsel hat die­
sen Kommentar zum Ausgangspunkt für Aus­
führungen über die Wirtschaftspolitik im allge­
meinen genommen. Deshalb glaube ich, daß ich zu 
diesem Kommentar ein Wort sagen muß. 

Herr Dr. Se e 1 in g hat seine Ausführungen da­
mals auf Barid gesprochen, und die entsprechende 
Stelle lautete: 

Eine der wichtigsten Aufgaben unseres Wirt­
schaftsministers ist die Vertretung Bayerns im 
Bundesrat in allen die Wirtschaft betreffenden 
Angelegenheiten. In diesem wichtigen födera­
tiven Organ unserer Bundesverfassung hat 
Dr. Seidel bisher eine überaus fruchtbare Ar­
beit für unsere Wirtschaft geleistet. Er war 
·dort die stärkste Stütze der Erhardschen Wirt­
schaftspolitik, die er in ihren Grundlagen auch 
überzeugungsmäßig vertritt. Sein christlicher 
Sinn läßt ihn allerdings auch die Gefahren 
erkennen und bekämpfen, die in ~iner ethisch 
nicht fundierten Freiheit der Wirtschaft liegt. 

Anschließend an den Kommentar von Herrn 
Dr. Seeling hat sich' auch der Vertreter der Gewerk­
schaften meines Geburtstags erinnert und mir 
freundliche Worte gesagt. Deshalb mußte dieser 
Kommentar von Dr. Seeling gekürzt werden, und 
der bayerische Rundfunk hat den Satz weggelassen: 

Sein christlicher Sinn läßt ihn allerdings auch 
die Gefahren erkennen und bekämpfen, die in 
einer ethisch nicht fundierten Freiheit der 
Wirtschaft liegt. 

(Zuruf: Das war nicht anders zu erwarten!) 

Meine Damen und Herren! Mit dieser Einschrän­
kung bekenne ich mich voll zu der Auffassung des 
Herrn Dr. Seeling und ich glaube, daß ich mit die­
ser Auffassung in weiten Kreisen des bayerischen 
Volkes Anklang finde. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Ich glaube auch, daß ein großer Teil der bayerischen 
· Wirtschaft die gleiche Einschränkung, die ich bisher 
in allen meinen Reden und Äußerungen gemacht 
habe, ebenfalls anerkennt. Unsere bayerische Wirt-

. schaft unterscheidet sich wesentlich von jenem Typ 
von Industriellen und wirtschaftenden Menschen, 
die zum Beispiel im „Breitenbacher Hof" in Düssei­
dorf ein- und ausgehen. 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Ein großer Teil der bayerischen Industriellen betritt 
grundsätzlich nicht den „Breitenbacher Hof", wenn 
er in Düsseldorf ist. Das ist ein Zeichen der inneren 
Haltung dieser Industriellen. Aber auch für den 
bayerischen Arbeiter - und darauf haben Herr 
Piehler und Herr Dr. Geislhöringer hingewiesen 
- gilt etwas anderes als für einen Teil der übrigen 
westdeutschen Arbeiterschaft. Im bayerischen Koh­
lenbergbau zum Beispiel haben wir nach dem 
Kriege unter außerordentlich schwierigen Verhält­
nissen sehr rasch die Vorkriegsleistungen, und 
zwar die individuellen Vorkriegsleistungen, wieder 
erreicht. Ich führe das darauf zurück, daß das Ver­
hältnis der bayerischen Arbeitnehmerschaft zur 
bayerischen Arbeitgeberschaft eben ein ganz ande­
res ist als anderswo. 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Die Ursache dieser Haltung ist darin zu suchen, daß 
der christliche Charakter unseres Volkes uns die 
Gefahren erkennen und bekämpfen läßt, die in 
einer ethisch nicht fundierten Freiheit der Wirt-
,...,,:i ........ .c+ 1.: ................. _ 
i.:;:l\,;.LJ.Q..l.LI J..LC5t:=.L.lo 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Lassen Sie mich nun ganz kurz zu einigen Einzel­
problemen Stellung nehmen, die in der Diskussion 
erörtert worden sind. Zunächst zu den Export­
gemeinschaften: Wir beschäftigen uns seit langem 
mit dieser Frage und haben eine Umfrage bei den 
übrigen westdeutschen Ländern veranstaltet, um 
deren Standpunkte und Erfahrungen kennenzu­
lernen. 

Nordrhein-Westfalen hat uns mitgeteilt, „daß fast 
allgemein und selbst in den Bezirken, in denen vor­
wiegend kleine und mittlere Industriebetriebe an­
sässig sind, wenig Meinung für die Bildung von 
Exportförderungsorganisationen bestehe. Es sei 
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nicht ganz einfach", so teilen sie uns von dort mit, 
„die Interessen der zu beteiligenden Industrie­
firmen im Rahmen einer Exportförderungsorgani­
sation genügend aufeinander abzustimmen''. „Vor 
allem", so schließt diese Auskunft, „dürfte die 
Kostenfrage erhebliche Schwierigkeiten bereiten, 
weil eine neue Organisation, die den ganzen Appa­
rat für das Ausfuhrgeschäft erst schaffen muß, Auf­
wendungen notwendig hat, bevor sie funktions­
fähig werden kann." 

Baden dagegen hat berichtet, „daß sich die Tätig­
keit der Badischen Exportarbeitsgemeinschaft Frei­
burg außerordentlich günstig entwickelt habe. Der 
Aufbau der Organisation sei durch ein zinsloses 
Darlehen aus dem Gewerbeförderungsfonds des 
badischen Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit 
ermöglicht worden. Darüber hinaus habe die In­
dustrie- und Handelskammer die Räume und die 
Büroeinrichtung kostenlos zur Verfügung gestellt. 
Die Gemeinschaft finanziere sich durch Vorschüsse 
der beratenen Firmen". 

„In Niedersachsen sind Exportgemeinschaften aus 
prinzipiellen Erwägungen", so wird uns mitgeteilt, 
„nicht gebildet worden." Die Stellungnahme Ham­
burgs ist sehr eindeutig; sie verweist auf den Ex­
porthandel, der über ausreichende Auslands­
beziehungen verfüge und vor allen Dingen in 
Sortimenten durchaus befähigt sei, auch kleinere 
und mittlere Betriebe in das Exportgeschäft einzu­
schalten. 

,Trotz dieser Auskünfte bin ich persönlich der 
Meinung, daß man in Bayern durch Zusammen­
schluß gewisser kleiner und mittlerer Betriebe in 
einer losen Arbeitsgemeinschaft den Export stei­
gern und fördern kann. Es darf aber nicht so wer­
den, daß solche Gemeinschaften Gelder vom Staat 
bekommen und diese Gelder dazu verwenden, 
irgendwelche Leute im Ausland herumfahren zu 
lassen, um angebliche oder wirkliche Export­
geschäfte zu suchen und zu vermitteln. Man muß 
in dieser Frage sehr vorsichtig sein. Es muß sehr 
sorgfältig geprüft werden,. wer die Exportgemein­
schaft bilden soll, welche Personen dahinterstehen 
und vor allen Dingen, welche Personen in das Aus­
land geschickt werden sollen. 

Ich bin der Meinung, daß es sich auch hier um 
einen Zuschuß an „irgendeine" Organisation han­
delt. Herr Piehler tut nicht ganz recht, wenn er 
zwar hier ja, beim Landesfremdenverkehrsverband 
aber nein sagt. 

Der Landesfremdenverkehrsverband muß seine 
Organisation in Ordnung bringen; denn wir brau­
chen eine Organisation, die in der Lage ist, die 
Werbung für C!ie bayerischen Fremdenverkehrs­
gebiete nicht nur regional, sondern auch über­
regional ordentlich und vor allem schlagkräftig 
durchzuführen. Ich habe mich deshalb dafür einge­
setzt, daß für ein Ja,hr, und zwar für das Jahr, in 
welchem der Landesfremdenverkehrsverband nun­
mehr zum Tragen kommt, ein Zuschuß gewährt 
wird, damit er seine Organisation aufbauen kann. 
Sie dürfen sich ·die Arbeit des Landesfremden­
verkehrsverbandes nicht allzu einfach vorstellen. 

Er muß ja die Werbemaßnahmen koordinieren und 
vor allem in allen Fragen, in denen das ganze 
Land Bayern als Fremdenverkehrsland in Betracht 
kommt, eine vernünftige und ordentliche Werbung 
herausbringen. Dazu benötigt er eine Organisation, 
die fürs erste auf die Beine gestellt werden muß. 

Nun ein Wort zu den Tarifbemühungen. Herr 
Dr. Geislhöringer wundert sich, daß ich mich als 
Wirtschaftsminister mit Tariffragen beschäftige. Er 
meinte, das sei wohl ein Vorgriff auf die Möglich­
keit, daß ich auch einmal das Verkehrsressort zu 
besorgen habe. Nein, Herr Dr. Geislhöringer! Ich 
will Ihnen folgendes sagen: Ich habe gar nicht den 
Ehrgeiz, zu meiner Arbeit noch neue Arbeit hinzu­
zubekommen. Ich habe sehr viel Verständnis dafür, 
daß man aus irgendwelchen Überlegungen heraus 
ein bayerisches Ministerium nicht ohne weiteres 
auflösen will. 

Herr Dr. Geislhöringer, ich habe aber eine sehr 
große Sorge. Es ist die, daß ein bayerisches Ver­
kehrsministel'ium nichts anderes als der verlängerte 
Arm der Bundesbahn ist. Dagegen wehre ich mich. 
Deswegen habe ich mich seit Jahren mit Tarif­
fragen beschäftigt. Ich bin bereit, Ihnen die Akten­
stöße hierüber vorzulegen, damit Sie einmal über­
prüfen können, wer in all diesen Fragen die frucht­
barere Arbeit geleistet hat und vor allen Dingen, 
wer die motorische Kraft dafür gewesen ist, daß 
diese bayerischen Tariffragen immer wieder in 
Bonn und bei der Bundesbahn vorgetragen und er­
örtert wurden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Ich will nicht pro domo reden, aber seien Sie über­
zeugt, wenn wir es nicht getan hätten, wären die 
Erfolge, die wir erstritten haben, nicht eingetreten. 

Nun zu diesen Fragen selbst! Ich bin der Mei­
nung, daß folgendes geschehen muß. Die Entfer­
nungsstaffehi des Eisenbahngütertarifs müssen 
grundsätzlich an die durch die politische Grenz­
ziehung eingetretenen Änderungen angepaßt wer­
den. Das ist eine Frage der grundsätzlichen Tarif­
reform. Diese werden wir nicht von heute auf mor­
gen bekommen, es muß aber darauf hingewirkt 
werden, und zwar gegen den Widerstand der Bun­
desbahn, die auf der einen Seite immer wieder den 
Charakter der Gemeinnützigkeit ihres Tarifsystems 
betont, auf der anderen Seite aber mit ihrem Un­
vermögen operiert, den Gemeinnützigkeitscharakter 
des Tarifsystems zu durchbrechen. 

Soweit eine Anpassung des Regeltarifs an diese 
Änderungen nicht möglich ist, müssen die entstan­
denen Härten auf dem Wege von Ausnahmetarifen 
ausgeglichen werden. Dies gilt namentlich hinsicht­
lich des Kohlenbezugs. Die für Schleswig-Holstein 
durch den Küstenkohletarif gewährten besonderen 
Ermäßigungen müssen in gleichem Maße auch den 
übrigen - ich spreche da gar nicht für Bayern 
allein - revierfernen Ländern gewährt werden, 
soweit sie durch die politischen Veränderungen in 
diese mißliche Lage durch den Verlust ihrer nahe­
gelegenen Kohlenbezugsgebiete gekommen sind. 
Hiezu gehört in erster Linie Bayern. 

Hinsichtlich der Besserstellung bE)im Bezug von 
Walzwerkerzeugnissen im Eisenbahngütertarif fol-
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gendes: Auch hier wäre die Gewährung eines Aus­
nahmetarifs notwendig. Die Umwegkilometer, die 
durch die Umfahrung der Ostzone entstehen und 
ab 1. März 1951, soweit die Transporte über die 

r Werra-Talbahn in Frage kommen, entfallen sind, 
müssen vollständig beseitigt werden. 

Das sind im Augenblick die Forderungen, die wir 
gegenüber der Bundesbahn und dem Bundesver­
kehrsministerium erheben und durchzusetzen ver­
suchen. Ich habe hier eine sehr interessante Bear­
beitung dieser Fragen, die am 27. Oktober 1951 an 
den Bundesminister für Verkehr gegangen ist, 
selbstverständlich, Herr Dr. Geislhöringer, im Ein­
vernehmen mit dem bayerischen Verkehrsministe­
rium. Aber derjenige, der aus Bonn zurückgekom­
men ist und, als mein Antrag abgelehnt worden 
ist, gesagt hat: Jetzt muß sofort ein Ausnahmetarif 
beantragt werden, war der bayerische Wirtschafts­
minister. Ich bilde mir nichts darauf ein; denn das 
war meine Pflicht. Aber Sie dürfen mir dann nicht 
vorwerfen, daß ich in ein anderes Ministerium ein­
greife, nur weil Sie eine besondere Liebe für das 
Verkehrsministerium haben. 

Eine andere Frage, die, wie ich glaube, von Herrn 
Dr. Sturm angeschnitten worden ist, ist die Versor­
gung der bayerischen Eisengießereien. Der Gießerei­
verband Bayern hat zusammen mit uns außer­
ordentliche Anstrengungen gemacht, um eine mög­
lichst gute Versorgung seiner revierfernen Mit­
gliedsfirmen zu erreichen. In diesem· Zusammen­
hang ist das Entgegenkommen der Luitpoldhütte 
- ich fühle mich verpflichtet, unsere bayerische 
Luitpoldhütte ausdrücklich zu erwähnen- zu loben, 
die in stärkerem Maße als zuvor für die Versorgung 
der bayerischen Gießereien verantwortlich wurde, 
insbesondere nachdem die westfälischen und 
die hessischen Roheisen-Erzeuger den bayerischen 
Markt nicht mehr im gewohnten Maße bedienten. 
Ich hätte Ihnen, Herr Kollege Drechsel, gerne ein­
mal ein privatissimum sed gratis gelesen über das 
Verhalten der verstaatlichten hessischen Hütten Ul;ld 
über die Auffassungen, die dort bei der Belieferung 
von außerhessischen Betrieben vertreten werden. 
Ich will es hier in diesem Zusammenhang nicht tun. 
Durch Verhandlungen mit der Vöst in Linz ist über­
dies die Einfuhr von Gießereiroheisen aus Öster­
reich möglich geworden. Die Vöst in Linz hat in 
diesem Jahr 1000 Tonnen an den bayerischen Gie­
ßereiverband geliefert und weitere 500 Tonnen wer­
den demnächst erwartet.Nachdem Bayern ohnehin in 
Verhandlungen mit der eisenschaffenden Industrie 
Österreichs wegen Lieferung von Eisen aller Art 
steht, darf erwartet werden, daß auch hinfort Gie­
ßereiroheisen aus Österreich angeliefert wird. Wenn 
ich von bayerischen. Verhandlungen . spreche, _so 
spreche ich von Verhandlungen der eisenverarbei­
tenden und der eisenschaffenden Industrie mit 
der eisenschaffenden Industrie Österreichs, die 
auf die Initiative meines Hauses hin eingeleitet 
wurden. Ich will also nicht mißverstanden wer­
den. Ich habe mir keine staats- oder verfas­
sungsrechtliche Legitimation angeeignet, die ich 
etwa nicht besäße. Ich bin aber der Meinung, daß 

zwei so benachbarte Länder ihre Kapazität ent­
sprechend aufeinander abstimmen und daß sie den 
Markt auf diesem Gebiet etwas ordnen und in ihre 
Hand nehmen sollten. 

Nun das Bohrprogramm! Der Herr Abgeordnete 
Elsen hat gemeint, daß in dieser Frage noch nichts 
geschehen sei. Ich habe bereits in meiner Etatrede 
darauf hingewiesen und kann mitteilen, daß die 
Gesellschaft inzwischen rechtsverbindlich gegründet 
und daß gestern in der ersten Verwaltungsrats­
sitzung von den 500 000 DM bereits über einen Teil­
betrag von, ich glaube, 300 000 DM Beschluß gefaßt 
worden ist. 

(Abg. Elsen: Sehr erfreulich!) 

Die Schwierigkeit lag darin, eine Zersplitterung zu 
vermeiden und mit den 2 Millionen D-Mark, die 
uns zur Verfügung stehen - in diesem Jahr sind es 
500 000 DM -, ein Optimum zu erreichen. 

Zum Fremdenverkehr nur wenige Sätze. Der 
Herr Abgeordnete Geiger ist bei seinen gestrigen 
Ausführungen offenbar mißverstanden worden. 
Trotz verminderter Bettenzahl ist die Kapazitäts­
ausnützung des bayerischen Fremdenverkehrs erst 
bei 60 Prozent angelangt. Der Herr Abgeordnete 
Piehler hat das nicht ganz richtig verstanden. Na­
türlich war in der Hauptsaison die Bettenzahl in 
bestimmten Fremdenverkehrsorten voll ausgenutzt, 
und in manchen Fremdenverkehrs.orten konnte der 
Strom der Reisenden auch gar nicht aufgenommen 
werden. Das Problem liegt aber darin, daß wir nicht 
nur einige wenige besonders bevorzugte Fremden­
verkehrsorte haben, sondern eine ganze Reihe an­
derer, die sowohl in klimatisch'er wie auch in ande­
rer Beziehung mit jenen konkurrieren können, die 
aber nicht so bekannt sind, und daß wir versuchen 
müssen, die Saison auf einen längeren Zeitraum 
auszudehnen. Das ist nur möglich durch eine gute 
Werbung, die auf die Vorteile unserer Fremden­
verkehrsorte beinahe zu allen Jahreszeiten in ent­
sprechender Form hinweist. 

Zum Schluß noch ein Wort zu den Abwanderun­
gen. Ich werde Ihnen die Ziffern bekanntgeben; Sie 
werden sicherlich überrascht sein. Vorn Januar 1948 
bis April 1951 sind nach den Feststellungen des 
bayerischen Statistischen Landesamt~ insgesamt 93 
Betriebe aus Bayern abgewandert; sie beschäftigten 
im Monatsdurchschnitt des letzten Halbjahres vor 
der Abwanderung 3423 Arbeitskräfte. Nun werden 
Sie mich fragen, aus welchen Gebieten diese Be­
triebe denn abgewandert sind, und jetzt kommt die 
Überraschung: Es sind abgewandert aus Oberbayern 
20 Betriebe mit 1059 Beschäftigten, aus Nieder­
bayern 3 mit 18 Beschäftigten, aus der Oberpfalz 11 
mit 240 Beschäftigten, aus Oberfranken 27 mit 711 
Beschäftigten, aus Mittelfranken 9 mit 947 Beschäf­
tigten, aus Unterfranken 12 mit 261 Beschäftigten 
und aus Schwaben 11 mit 187 Beschäftigten. Sie 
sehen also, daß es keineswegs die Grenzgebiete 
sind, die die Masse der abgewanderten Betriebe ge­
stellt haben. 

(Zuruf von der Bayernpartei: Aus Ober­
ifranken 27 Betrieibe!) 
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- Alber mit nur 711 Beschäftigten; das sind Klein­
und Kleinstbetriebe. 

(Abg. Bantele: Die Leute bleiben da!) 

- Ich gebe Iihnen zu, Herr Abgeordneter Bantele, 
daß wir die Sache trotzdem nicht •bagatellisieren 
sollen. Wir müssen alle Anstrengungen machen, um 
diese A1bwerhungen ·ziu verhindern. Aber es hat auf 
der anderen Seite. keinen Sinn, immer wieder in die 
ÖffentlichkeiT hinauszutragen: Die bayerischen Be­
triebe wandern aib. Wir erzeugen dadurch eine 
psychologische Stimmung, 

(Se'hr gut! bei der CSU) 

die für unsere Versuche, neue Betriebe nach Bay­
ern zu bekommen, ·keineswegs günstig sein kann. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
- Abg. Kiene: Es sind auch welche herein-

gekommen!) 

- Es sind eine ganze Reihe von Betrieben herein­
gekommen, und, meine Damen und Herren, ich 
gebe diese 93 Betriebe für zwei oder drei der Be­
trie:be, die wir hereinbekommen haiben, hin, ohne 
überhaupt eine Träne zu vergießen, weil es sich 
bei diesen um Unternehmen 'handelt, die krisenfest 
sind und die ein Mehr von A11beitern beschäftigen. 
Das hindert aber nicht, daß wir versuchen müssen, 
alle Betriebe, die hier ihren Standort haben, bei 
uns in Bayern zu halten. 

Ich ha'be nunmehr Veranlassung genommen, diese 
Frage einmal in den zuständigen Ausschüssen des 
Bundesrats, nämlich im Finanz- und im Wirt­
schaftsausschuß, zu erörtern. Es ist ein Unding, daß 
die westdeutschen Bundesländer sich gegenseitig 
Konkurrenz machen, Agenten in die anderen Län­
der schicken und Versprechungen abgeben lassen, 
um ihre wirtschaftliche rStruktur nach irgendeiner 
Richtung !hin zu veribessern. Das muß geändert 
werden. Bei den Erfahrungen, die wir bisher mit 
der Solidarität anderer Bundesländer gemacht -ha­
ben, habe ich allerdings keine große Hoffnung, daß 
ibei dieser Erörterung sehr viel herauskommt. Aber 
immerhin wird man sich scheuen, in Zukunft diese 
Dinge so offen zu treiben, wie es in der letzten Zeit 
geschehen ist. 

Im übrigen kann ich feststellen, daß ein Teil der 
angesprochenen Firmen die Abwanderung klipp 
und klar abgelelhnt hat. In vielen Fällen verbietet 
auch schon das investierte Kapital eine solche Ab­
wanderung. 

Meine Damen und Herren! Damit haibe ich wohl 
die Punkte herausgegriffen, die in der Diskussion 
am meisten erörtert worden sind. Abschließend 
möchte ich folgendes sagen: Von einigen Diskus­
sionsrednern sind sehr genau die Grenzen gesehen 
worden, die einem Landeswirtschaftsminister ge­
setzt sind. Ich habe versucht, innerhalb dieser Gren­
zen das Mögliche zu tun und zu erreichen. Ich 
werde dieses Bestreben auch in der Zukunft fort­
setzen. 

(Bravo!) 

Ich wäre allerdings dem Hohen Haus dankJbar, 
wenn es sich in der Zukunft ein klein wenig mehr 
mit den Fragen beschäftigen würde, die die baye­
rische Wirtschaft angehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

Präsident -Dr. Hundhammer: Ich schlage dem 
Hohen Haus vor, die Abstimmung erst nach der 
Mittagspause vorzunehmen. - Die Sitzung wird 
jetzt unterbrochen und um 3 Uhr wieder aufge­
nommen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 46 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Hundhammer nimmt die Sitzung 
um 15 Uhr 8 Minuten wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Sitzung ist wie­
der aufgenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Haus­
halt des bayerischen Staatsministeriums für Wirt­
schaft. Hiebei liegen zugrunde die Beilage 1705, Be­
richt des Ausschusses für den Staatshaushalt, und 
der dem Hohen Hause gedruckt vorliegende Haus­
haltsplan (Einzelplan VII). Außerdem liegt eine 
große Zahl von Abänderungsanträgen zu einzelnen 
Punkten des Etats vor, so daß es notwendig ist, bei 
den betreffenden Etatpositionen mit großer Sorgfalt 
vorzugehen. 

Ich rufe zunächst auf das Kapitel 601, Zentrale 
Verwaltung, A, Ministerium. Der Haushaltsausschuß 
beantragt bei Titel 3, Gebühren und Strafen, den 
Ansatz von 100 000 DM auf 130 000 DM zu er­
höhen. Damit ergibt sich folgender Abschluß: 
Summe der Einnahmen 166 000 DM, Summe 
der Ausgaben 3 296 000 DM, Zuschußbedarf 
3 130 ·ooo DM. - Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Ich stelle die Zustimmung äes Hauses.fest. 

Ich rufe auf Kapitel 601 B, Sammelansätze und 
allgemeine Haushaltsausgaben· für den Gesamtbe­
reich des Einzelplans VII. Hier liegen zunächst zu 
Titel 317 Abänderungsanträge vor, und zwar ein 
Antrag Geiger (CSU): 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Haushalt des Staatsministeriums für 
Wirtschaft für das Rechnungsjahr 1951 (Einzel­
plan VII) wird in Kapitel 601 B Titel 317 das 
Wort „Organisation" abgeändert in „Werbe­
organisation". 

Außerdem ein Antrag von Knoeringen, Drechsel 
und Fraktion: · 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Haushalt des Staatsministeriums für 
Wirtschaft für das Rechnungsjahr 1951 (Einzel­
plan VII) wird in Kapitel 601 B die Bezeich­
nung des Titels 317 wie folgt geändert: „Zu­
schuß zur Förderung von Exportgemeinschaf­
ten für Handwerk und Kleinindustrie". 
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Es ist schlecht zu entscheiden, welches der weiter­
gehende Antrag ist. Ich lasse abstimmen über den 
zuerst verlesenen Antrag Geiger, das Wort „Orga­
nisation" abzuändern in „Werbeorganisation". Ich 
bemerke, daß mit der Annahme des ersten Antrags 
naturgemäß der andere Antrag abgelehnt ist. 

(Widerspruch) 

Das ist immer so. Der eine Teil stimmt für den An­
trag, der andere Teil, der nicht zustimmt, würde 
für den Antrag Knoeringen, Drechsel und Fraktion 
stimmen. Damit fällt die Entscheidung. 

Wer dem Antrag Geiger zustimmen will, möge 
sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Das erstere war die Mehrheit. Damit ist 
der Antrag Geiger angenommen, der Antrag 
von Knoeringen, Drechsel und Fraktion abgelehnt. 

Der Ausschuß hat vorgeschlagen, die Bezeich­
nung des Titels 326 zu ändern in „Maßnahmen zur 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft" und den 
Ansatz von 1 200 000 DM auf 3 Millionen D-Mark 
zu erhöhen. 

Hierzu ist außerdem der Vorschlag gemacht wor­
den, die Bezeichnung des Titels zu ändern in „Maß­
nahmen zur Förderung der gewerblichen Wirt­
schaft", im übrigen aber den Ansatz von 
1 200 000 DM entgegen dem Antrag des Ausschusses 
für den Staatshaushalt unverändert zu lassen. 

Ferner liegt ein dritter Vorschlag vor, den Ti­
tel 326 auf 1,3 Millionen D-Mark um 100 000 DM zu 
erhöhen und davon 40 000 DM für Exportgemein­
schaften und 60 000 DM für Zinsverbilligungen an­
zusetzen. 

(Zuruf: Von wem ist der Antrag?) 

- Das ist die Stellungnahme iDr. Seidels, das andere 
war die Stellungnahme des Finanzministeriums. -

. Schiießlich wurde mir soeben noch ein Antrag 
von Knoeringen, Haas und Fraktion überreicht: 

\ 

Das bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft legt dem Bayerischen Landtag eine auf­
gegliederte Liste über die Verteilung der in 
Kap. 601 B Tit. 326 und 332 b angesetzten 
Mittel vor. Ein entsprechender Betrag aus 
Titel 326 ist zum Auf- und Ausbau von hand­
werklichen Fachschulen zu verwenden. 

Ich schlage nun vor, zuerst über die Höhe des' 
Betrags zu entscheiden und dann über den Antrag. 
Haas und Fraktion, der soeben vorgelegt worden 
ist, so daß wir zunächst über den Vorschlag des 
Haushaltsausschusses abstimmen würden. 

(Abg. Schmid: Herr Präsident, dazu beantrage 
ich namentliche Abstimmung!) 

- Es ist namentliche· Abstimmung beantragt. Wer 
unterstützt diesen Antrag? _.,Die Unterstützung 
genügt; damit ist namentliche Abstimmung not­
wendig. Der Klarheit halber gebe ich nochmals fol­
gendes bekannt: Es wird darüber abgestimmt, ob 
dem vom Haushaltsausschuß dem Plenum unter­
breiteten Vorschlag entsprochen werden soll, die 
Bezeichnung. des Titels 326 zu ändern in „Maßnah-

men zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft" 
und den Ansatz von 1 200 000 DM auf 3 Millio­
nen D-Mark zu erhöhen. 

Wer dem Vorschlag des Haushaltsausschusses bei­
tritt, also mit Ja stimmt, gibt die blaue Karte ab, 
wer ihn ablehnt, die rote Karte, und wer sich der 
Stimme enthält, stimmt mit der weißen Karte. 

Die Abstimmung beginnt. 

(Die Abgeordneten aller Fraktionen winken 
mit den blauen Karten - Große Heiterkeit 
- Abg. Kiene: Da können wir uns doch die 

namentliche Abstimmung sparen! 
Unruhe) 

Ich bitte um Ruhe! Es ist beschlossen, daß 
namentlich abgestimmt wird; die namentliche Ab­
stimmung wird durchgeführt. Die Frau Abgeord­
nete Zehner beginnt mit der Verlesung der Namen. 

(Folgt Namensaufruf) 

Das Alphabet wird wiederholt. -

Die Abstimmung ist geschlossen. Wir unterbre~ 
chen die Sitzung auf einige Minuten zur Feststel­
lung des Abstimmungsergebnisses. -

(Die Sitzung wird kurz unterbrochen) 

Die Sitzung ist wieder aufgenommen. Es wurden 
abgegeben 180 Stimmen; davon lauten auf Ja 174 
und auf Enthaltung 6 Stimmen. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: 

Dr. Ankermüller, Bachmann Georg, Bachmann 
Wilhelm, Bantele, Bauer Georg (EHE), Bauer Georg 
(BP), Baumeister, Dr. Baumgartner, Baur Anton,. 
Dr. Becher; Beier, Bezold, Bielmeier, Bitom, Bit­
tinger, Dietl, Donsberger, Dotzauer, Drechsel, Eber-· 
hard, Dr. Eberhardt, Dr. Eckhardt, Eder, Dr. Ehard, 
Eichelbrönner, Eisenmann, Elsen, Elzer, Engel,. 
Ernst, Euerl, Falk, von Feury, Dr. Fischbachet, . 
Dr. Fischer, Förster, Frank, Dr. Dr. Franke, von und 
zu Franckenstein, Frenzel, Freundl, Frühwald, Gärt­
ner, Gaßner, Gegenwarth, Geiger, Dr. Geislhörin­
ger, Göttler, Gräßler, Greib, Dr. Gromer, Günzl, 
Dr. Haas, Haas, Hadasch, Hagen Georg, Haisch, 
von Haniel-Niethammer, Hauffe, Haußleiter, Heigl, · 
Helmerich, Hettrich, Hillebrand, Högn, Dr. Hoegnet,. 
Höllerer, Hofmann Engelbert, . Huber Sebastian, 

, Dr. Dr. Hundhammer, Dr. Jüngling, Junker, Karl,. 
Dr. Keller, Kerber, Kiene, Klammt, Klotz, 
von Knoeringen, Knott, Köhler, Körner, Dr. Ko­
larczyk, Dr. Korff, Kramer, Kraus, Krehle, Krüger, 
Kunath, Kurz, Dr. Lacherbauer, Lallinger, Lang, 
Lanzinger, Laumer, Lechner Hans, Lechner Josef,. 
Dr. Lenz, Lindig, Dr. Lippert, Loos, Luft, Lutz, Maag, 
Dr. Malluche, Meixner, Mergler, Michel, Mittich, 
Müller Christian, Nagengast, Narr, Nerlinger, Öp 
den Orth, Ortloph, Ostermeier, Piechl, Pfeffer, 
Piehler, Piper, Pittroff, Pösl, Prandl, Priller, 
Dr. von Prittwitz und Gaffron, Puls, Rabenstein,. 
Reichl, Riediger, Röll, Roßmann, Ritter von Ru­
dolph, Saukel, Dr. Schedl, Scherber, Dr. Schier,. 
Dr. Schlägl, Schmid, Schmidramsl, Dr. Schönecker,. 
Schreiner, Dr. Schubert, Schuster, Dr. Schweiger, 
Sebald, Seibert, Sichler, Simmel, Si~tig, Dr. Soen­
ning, Stain, Stegerer, Sterzer, Stock, Stöhr, Stren-
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kert, Strobl, Strohrhayer, Dr. Strosche, Dr. Sturm, 
Thanbichler, Thellmann-Bidner, Thieme, Ullrich, 
Walch, Dr. Weigel, Weinhuber, Weishäupl, Wölfel, 
Wolf Franz, Wolf Hans, Dr. Zdralek, Zehner, Zilli­
biller. 

Mit Ich enthalte mich stimmten die Abgeordne­
ten: Bauer Hannsheinz, Gabert, Dr. Guthsmuths, 
Ospald, Dr. Seidel, Zietsch. 

Damit ist Titel 326 mit der neuen Bezeichnung 
„Maßnahmen zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft" und mit einem Ansatz von 3 Millio­
nen D-Mark gemäß dem Antrag des Haushaltsaus­
schusses genehmigt. Die gegenteiligen Vorschläge 
entfallen damit. 

Ich möchte es aber für richtig halten, über den 
Antrag von Knoeringen, Haas und Fraktion erst 
abzustimmen, wenn auch der Titel 332 b verab­
schiedet ist, weil er im Antrag von Knoeringen, 
Raas und Fraktion mit erwähnt ist und eine Rolle 
spielt. 

Der Ausschuß hat weiterhin beantragt, bei Ti­
tel 328 „Zuschuß für das Institut für Wirtschafts­
forschung" den Ansatz von 200 000, DM auf 
300 000 DM zu erhöhen, mit der Maßgabe, daß die 
Zahlung von 100 000 DM entfällt, soweit die vom 
Bundeswirtschaftsministerium aus allgemeinen und 
aus ERP-Mitteln an da·s Ho-Institut geleisteten Zu­
schüsse über den Gesamtbetrag von 250 000 DM 
hinausgehen. 

Wer diesem Vorschlag beitritt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Ich danke. Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Bei einer­
Stimmenthaltung angenommen. 

Ferner s@h.lägt der Haushaltsausschuß vor, den 
Titel 332 in Titel „332 a" umzubenennen und einen 
n e U e n Titel 332 b „Maßnahmen zur Förderung 
des Fremdenverkehrs" mit einem Ansatz von 
500 000 DM einzusetzen. Dazu waren noch vorge­
legen der Standpunkt, der vom Finanzministerium 
vertreten wurde, diese Erhöhung nicht vorzuneh­
men, und ein Vermittlungsvorschlag, den Betrag 
nur in einer Höhe ;von 200 000 DM einzusetzen. Wir 
stimmen auch hier zunächst über den Vorschlag des 
Haushaltsausschusses ab. 

Wer diesem Vorschlag beitritt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Auch in diesem Fall ist der 
Vorschlag des Haushaltsausschusses angenommen. 

Wir kommen damit zu folgender Gesamtabglei­
chung auf Grund der gefaßten Beschlüsse für das 
Kapitel 601 B: 

Summe der Einnahmen 
Summe der Ausgaben 
Zuschußbedarf 

20 000 DM 
4496 600 DM 
4 476 600. DM. 

'Es erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so be­
;schlossen. 

Nunmehr lasse ich abstimmen über den ·Antrag 
, von Knoeringen, Haas und Fraktion, den ich ein­

;gangs verlesen habe. 

(Zurufe: Bitte noch einmal verlesen!) 

- Der Antrag lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Das bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft legt dem Bayerischen Landtag eine auf­
gegliederte Liste über die Verteilung der in 
Kap. 601 B Tit. 326 und Tit. 332 b angesetzten 
Mittel vor. 

Ich würde folgende Änderung der Textierung 
vorschlagen: „Das bayerische Staatsministerium 
für Wirtschaft wird beauftragt, dem Bayerischen 
Landtag ... vorzulegen." -

Ein entsprechender Betrag aus Titel 326 ist 
zum Aus- und Aufbau von handwerklichen 
Fachschulen zu verwenden. 

Wer diesem Antrag beitreten will, wolle sich vom 
Platz erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist angenom­
men. 

Ich rufe auf Kapitel 601 C, Verwaltungskosten 
zur Bereinigung der Kriegsfolgelasten (ehern. Re­
parationsämter). 

Einnahmen sind hier nicht vorgesehen, so daß 
die Summe der Ausgaben in Höhe von 290 000 DM 
zugleich den Zuschußbedarf darstellt. - Es erhebt 
sich kein Widerspruch. Ich stelle die Zustimmung 
des Hauses fest. 

Ich rufe auf Kapitel 604 A, Oberbergamt und 
Bergämter. Nach den Ausschußbeschlüssen soll die 
Summe der Einnahmen mit 17 500 DM und die 
Summe der persönlichen Ausgaben mit 468 500 DM 
unverändert bleiben. 

Bei den sächlichen Ausgaben beantragt die Frak­
tion der. SPD, bei Titel 220 „Aufwendungen im 
Interesse' der Grubensicherheit und zur Fortbil­
dung von Betriebsangehörigen der bergbaulichen 
Unternehmungen" den Betrag von 1 500 DM um 
48 500 DM auf 50 000 DM zu erhöhen. Wer diesem 
Vorschlag beitritt, wolle sich vom Platz erheben. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Besteht die Möglich­
keit, zu diesem Antrag das Wort zu nehmen?) 

- Die besteht nicht; die Debatte ist geschlossen. 

(Abg. Dt. Lacherbauer: Der Antrag ist erst 
jetzt bekannt geworden!) 

- Das ist ein Irrtum. Der Antrag lag längst vor 
und war auch bei der Debatte schon vorgelegen. Es 
ist keine neue Sache. · 

(Abg. Dr. Baumgartner: Darf ich bitten, den 
Antrag noch einmal zu verlesen?) 

- Der Antrag lautet: 

Bei Titel 220 „Aufwendungen im Interesse der 
Grubensicherheit und zur Fortbildung von 
Betriebsangehörigen der bergbaulichen Unter­
nehmungen" wird der Betrag von 1500 DM 
um 48 500 DM auf 50 000 DM erhöht. 

Wer diesem Antrag beitritt, wolle sich vom Platz 
erheben. 

(Zuruf von der SPD: Für die bayerische 
Jugend! - Gegenruf: Ist Sache der Berg­

werksleitungen!) 
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- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - Der Antrag ist angenommen. 

(Beifall bei det SPD) 

Damit erhöht sich die Gesamtsumme der Ausgaben 
für Kapitel 604 A auf 612 600 DM und der Zuschuß­
bedarf auf 595 100 DM. - Ich stelle die Zustim­
mung des Hauses fest. 

(Unruhe) 

- Meine Damen und Herren! Ich möchte doch 
dringend um Aufmerksamkeit bitten. Sie können 
von mir nicht verlangen, daß ich jeden Antrag und 
jeden Beschluß zweimal verlese, wie ich das jetzt 
zweimal hintereinander getan habe. 

Es folgt Kapitel 604 B, Geologisches Landesamt. 
Hier e11gibt sich folgender A!bschluß: 

1Summe der Einnahmen 
Summe der Ausgaben 
Zusch ußbedarf 

21000 DM 
615 000 .DM 
594 000 DM. 

- ~eh stelle die :CUstimmung des Hauses hierzu fest. 

Für das Gesamtkapitel 604 ergibt sich folgender 
Albschluß: 

1Summe der Einnaihmen 
Summe der AusgaJben 
Zuschußbedarf 

38 500 DM 
1227 600 DM 
1189100 DM. 

- Ich stelle die Zustimmung des Hause1s fest. 

Ich rufe auf Kapitel 605, Wirtschaftsverwaltung 
bei den Kreisregierungen (Fachkräfte). Auch hier 
schlägt der Ausschuß unveränderte Annahme vor. 
Kapitel 605 schließt ab mit: 

Summe der Einnahmen 
1Summe der Ausgialben 
Zuschußbedarf 

149 000 DM 
l ·558 500 DM 
1409 500 DM. 

Es erhe1bt sich kein Widerspruch; ich stelle .die Zu-
stimmung des Hauses !fest. , 

Damit sind alle Einzelkapitel des Einzelplans VII 
genehmigt. Es ergi'bt sich auf Gruhd dieser Einzel­
genehmigu,ngen folgende Abgleichung des Gesamt­
haushalts Einzelplan VII: 

Summe der Einnahmen 
Summe der Ausgwben 
Gesamtzuschußibedarf 

373 500 DM 
10 868 700 DM 
10 495 200 DM. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hauses, die 
dem Einzelplan VII mit der von mir auf Grund der 
vorhin gefaßten Einzelbeschlüsse 1bekanntgegebenen, 
nunmehr feststehenden Gesamtabgleichung zustim­
men wollen, sich vom Platz zu erheben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. -1Stimmenthaltungen? -
Ich stelle fest, daß Einzelplan VII bei einer Anzahl 
von Stimmenthaltungen 1angenommen ist. 

Den Mitgliedern des Hauses liegen ferner vor 
eine Anlage A ~u diesem Haushaltsplan, Ausweis 
der planmäßigen Beamten, eine Anlage B, Ausweis 
der außerplanmäßigen Beamten, und eine Anlage C, 
A•usweis der nichtibeamteten Hilfskräfte. Der Haus­
haltsausschuß schlägt vor, diese Anfägen unver­
ändert zu genehmigen. - Es erihe'bt sich kein 
Widerspruch. Ich stelle die Zustimmung des Hauses 
auch zu diesen Anlagen fest. 

Damit ist die Beratung des Hausihalts des baye­
rischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Einzel­
plan VII, abgeschlossen. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Wir kom­
men zu den Berichten des Ausschusses für sozial­
politische Angelegenheiten unter Punkt 4. 

Hierzu ist von dem Herrn Kollegen von Knoerin­
gen angeregt worden, das Verfahren der Bericht­
erstattung etwas zu verkürzen und zu vereinfachen, 
um die umfangreiche Tagesordnung - es sind 
immerihin noch mehrere Seiten - abschließen zu 
können. .Es wird vorgeschlagen, folgendermaßen 
vorzugehen: Die Berichterstatter Ülber die Aus­
schußverhand1ungen sollen sich auf die Wiedergabe 
des ursprünglich gestellten Antrags und des Be­
schlusses, der im Ausschuß gefaßt wurde, beschrän­
ken; soweit nicht besondere Gründe vorliegen und 
ein anderes Verfahren verlangt wird. Ich bitte also, 
bei den Punkten der Tagesordnung, wo von irgend­
einem Mitglied des Hauses aus besonderen Grün­
den eine eingehendere Berichterstattung verlangt 
wird, sich ibeim Aufruf des betreffenden Punktes 
zum Wort zu melden und dementsprechend' Antrag 
zu stellen. 

Zunächst rufe ich auf: 

Bericht des Ausschusses für sozialpolitische An­
gelegenheiten zum Antrag der Abgeordneten 
Bantele und Genossen, Dr. Fischer, Demeter, 
Dr. Strosche und Rabenstein betreffend Schaf­
fung einer Zentralstelle zur Bearbeitung von 
Heimkehrerfragen (Beilagen 1071, 1250) 

·Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Weis­
ihäupl; ich erteile ihm das Wort. 

Weishäupl (:SPD), Berichterstatter: ß:err Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
sozialpolitische Angelegeniheiten behandelte am 
24. August 1951 den Antrag der A!bgeordneten Ban­
tele und Genossen, Dr. Fischer, Demeter, Dr. Stro­
sche und Rabenstein betreffend Schaffung einer 
Zentralstelle zur Bearbeitung von Heimkehrer­
fragen. Der Antrag, den Sie auf Beilage 1071 finden, 
hat folgenden Wortlaut: 

Der Landuaig wolle 'beschließen: 

Die !Staatsregierung wird ersucht, im Bereich 
eines Staatsministeriums eine Stelle ~u schaffen, 
die .ausschließlich mit der Bear<beitung aller 
d'ie Heimkehr betreffenden Fragen betraut 
wird. 

Der B e r ich t er s t a t t e r brachte einen Abände­
rungsantrag- ein, dem der Ausschuß für sozialpoli­
tische Angelegenheiten zustimmte. Dieser Abände­
rungsantrag, der zugleich den Beschluß des Aus­
schusses für sozialpolitische Angelegenheiten dar­
s,tellt, lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zu über­
prüfen, oib die Notwendigkeit besteht, eine Zen­
tralstelle für die Bearlbeitung aller die Heim­
kehr betreffenden Fragen zu errichten. 

Der Beschluß wurde einstimmig gefaßt. Ich bitte, 
ihm bei1zutreten. 

{Bravo! 1bei der SPD) 
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Präsident Dr. Hundhammer: Zu dieser Materie 
ist zum Wort gemeldet der Herr hbgeordnete 
Hadasch; ich erteile ilhm das Wort. 

Hadasch (FDP): Meine 1Damen und Herren, Holhes 
Haus! Der vorliegende Antrag stand schon viermal 
auf der Tagesordnung und konnte bisiher nicht be­
handelt werden. Leider brat sich in der Zwischen­
zeit das Heimkehrerproblem n'icht gelöst, sondern 
es besteht weiter. Ich darf vielleicht doch kurz 
etwas dazu sagen. 

Es hat in weitesten K'.reisen befremdet, daß die­
sem ersten Antrag, den sehr viele Kollegen dieses 
Hauses unterschrieben halben, im Ausschuß sozu­
sagen die Knochen gebrochen worden sind, das 
iheißt, daß Ihnen der Ausschuß jetzt einen Antrag 
zur Annaihme empfiehlt, der eigentlich fast gar 
nichts sagt. Der erste Antrag war klarer; er lautete: 

Die Staatsregierung wird ersucht, im Bereich 
eines Staatsministeriums eine Stelle zu schaf­
fen, die ausschließlich mit der Bearbeitung 
aller die Heimke!hr betreffenden Fragen be­
traut wird. 

Der jetzige Antrag heißt: 
Die Staatsregierurrg wird ersucht, zu über-

prüfen, oh die Notwendi:gkeit besteht, ... usw. 

Wenn Sie diesen Antrag annehmen, so geschieht in 
Wirklichkeit gar nichts, sondern es wird dann erst 
etwas geprüft, was eigentlich schon längst geprüft 
worden ist. 

Ich darf Ihnen, ehe Sie über den Antrag abstim­
men, einige Zahlen sagen, damit jeder di'e Möglich­
keit hat, sich. über die Bedeutung des Heimkehrer­
problems an sich klar zu werden. Vom 29. Oktober 
1.946 bis zum 31. Mai 1951 sind allein in Bayern 
222 881 Heimkelhrer ·zurückgekehrt. Dalbei sind die 
Heimkehrer vor dem 29. Oktober 1946 nicht mit 
erfaßt. Am 31. Mär.z dieses Jahres befanden sich 
noch 11879 1Soldaten nachweisbar in Gefangenschaft. 
223 036 ehemalige Wehrmachtsangehörige und 
19 163 Zivilpersonen werden heute noch als vermißt 
regi!stri:ert. Von dieser erschreckenden Zahl der 
Vermißten sind 45,9 Prozent verheiratet und 34 Pro­
zent Väter minderjäihriger Kinder. Allein in Bayern 
werden also über 1/2 Million Menschen vom Heim­
kehrerproblem direkt erfaßt· und betroffen. 

Angesichts dieser Za1hlen wird es Nmen klar sein, 
daß dieses Problem, das ja ein individuelles ist, 
nicht von einem Amt und nicht von einer Behörde 
aus gelöst werden kann, weil es eben Einzelschick­
sale sind, Hunderttausende von Einzelschicksalen 
der Heimkehrer, die eine andere Lage vorfinden. 
Aus diesem Grund ist aus diesen Kreisen heraus 
eine starke Heimkehrerorganisation entstanden, die 
die Heimkehrerfragen individuell zu lösen versucht. 
Allein in Bayern bestehen sechs Bezirksverbände 
des Heimkehrerve:ribandes mit 130 Kreisvereinen 
und 780 Ort·svereinen. Es bestehen a1so allein in 
Bayern .zirka 900 Di:enststellen des Heimkeihrerver­
bandes, die die individueile Betreuung der Heim­
kehrer durchführen, an die sich der einzelne Ka­
merad wenden kann und wo er Rat und Hilfe fin­
det. Diese 900 Dienststellen, die bereits ehrenamt­
lich für den Staat, für die Allgemeinheit arbeiten, 

wollen nun einen Kopf halben. Sie wollen in einem 
Ministerium eine Stelle geschaffen wissen, mit der 
sie in Verbindung stehen und mit der sie arbeiten 
können, damit sie nicht wie heute von einem Mini­
sterium ZIUm anderen geschickt werden, weil bis 
heute noch nicht feststeht, wer die einzelnen Pro­
bleme bear·beitet. 

Das Erstaunliche ist, daß sich bei der Behandlung 
im Ausschuß der anwesende Regierungsvertreter 
positiv für eine interministerielle Ressortstelle für 
Heimkehrerfragen ausgesprochen hat. Der Regie­
rungsvertreter selbst sprach sich also .bereits dafür 
aus, daß eine solche Stelle .geschaffen wird. Die Be­
!hauptung des Herrn Abgeordneten Weishärupl im 
Ausschuß, das Landesversorgungsamt habe bereits 
eine solche Stelle, stimmt nicht ganz; denn das 
Lan!desvernorgungsamt befaßt sich nur mit einem 
Teil dieser !Probleme, a1ber nicht mit allen. Es be­
faßt sich nicht mit der Sicherung des früheren Ar­
beitsplatzes, nicht mit dem Arbeitsschutz und nicht 
mit Zuzug und Wohnraumbeschaffung, sondern nur 
mit den Entla-ssungS'geldern und der Ülbergangshilfe. 
Mit wesentlichen Teilen, die gerade die Heimkehrer 
besoll!ders brennend interessieren, befaßt sich diese 
Stelle noch nicht. · 

Wenn wir die beantragte Stelle schaffen, so ent­
stehen uns keine Mehl'kosten. Wir verlangen nicht, 
daß man etwas hinstellt, wofür die Mittel nicht vor­
handen sillld, sondern wir verlanrgen nur den guten 
Willen, eine Stelle vorzusehen, bei der im Gegen­
teil die Arbeit verschiedener Ministerien zusam­
mengezogen wird, die also personell sogar Einspa­
rungen bringt und nicht eine Aufblährung des Appa­
rats. Den guten Willen sollten wir diesen Kreisen 
wlriklich zeigen. Das Heimke!hrerpro1blem ist da. 
Im Ausschuß ist ein nicht gerade schönes Wort ge­
fallen. Man hat dort gesagt: Es gilbt Kreise, die 
wollen den Dauerheimkehrer schafüen. Das ist nicht 
wahr. Gerade der Heimkehrerverba:nid und die ihm 
nahestehenden Kreise versuchen alles, um das 
Heimke!hrerproblem möglichst schnell zu lösen. Die 
Schaffung dieser Dienststelle soll erreichen, daß 
wir mindestens in ein bis zwei Jahren kein Heim­
kehrerprdblem mehr harbe:p.. 'Heiute hatben wir es 
noch und des!halb muß heute etwas geschehen, 
damit wir es schneller lösen können. 

Es werden, wie gesagt, keine Mittel dafür be­
nötigt. Ich darf zum Abschluß nur das eine sagen: 
Die heute aus der Kriegsgefangenschaft zurück­
kehrenden Staatsbürger, die Vertreter der Kriegs­
generation, sind die wichtigsten Träger kommen­
der politischer Entscheidungen. Sie sind die aktiv-: 
sten Kreise unseres Volkes, die wir nun wieder für 
die Demokratie gewinnen müssen. Diese Menschen 
kommen aus einer verzweifelten Lage und betrach­
ten alles sehr kritisch, wenn sie jetzt fünf Jahre 
nach Kriegsende zurückkehren. Die ersten Berüh­
rungspunkte, die die Heimkehrer haben, sind die 
Behörden, die Ämter, die Stellen usw. Deshalb ist es 
für uns sehr wesentlich, ihnen ihre Lage zu erleich­
tern und alles zu tun, damit der erste Eindruck, 
den sie von dem neuen Staat haben, ein günstiger 
ist; 

(Zuruf von der SPD: 'Sie sind zwei Jahre 
zu spät daran!) 



792 Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 

(Hadasch [FDP]) 

denn sie sollen ja letztlich Träger dieses Staates 
werden. 

Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag, der ursprüng­
lich gestellt war und den ich jetzt als Abänderungs­
antrag wieder aufnehme, zuzustimmen, damit wir 
alles tun, um das Heimkehrerproblem zu lösen, und 
damit nicht das bittere Wort wahr wird, das einige 
Heimkehrer geprägt haben, indem sie sagten: Wir 
sind nicht Spätheimkeihrer, sondern wir sind Zu­
spätheimkehrer. 

(Bravo! in der Mitte und bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Fischer. 

Dr. Fischer (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie, daß auch ich einige 
Worte zu dem Problem der Errichtung einer ein­
heitlichen Zentralstelle für die Regelung der Heim­
kehrerfragen spreche! Die Heimkehrer und nicht 
nur deren offizieller Verband, der Heimkehrerver­
band, haben seit Jahren den Wunsch geäußert, eine 
solche einheitliche Stelle zu schaffen. Nicht deshalb, 
weil den Heimkehrern überhaupt daran gelegen 
wäre, irgendeine neue Institution ins Leben zu 
rufen, sondern deshalb, weil sich in den letzten 
Jahren doch ergeben hat, man komme mit den ver­
schiedenen Stellen, die heute ohne zentrale Leitung 
die Heimkehrerfragen behandeln, nicht richtig vom 
Fleck. Es ergeben sich immer wieder Überschnei­
dungen, die bei der Vielheit dieser Stellen und der 
einschlägigen Fragen nicht zu vermeiden sind. 

Die Schwierigkeiten des Heimkehrers und seiner 
Behandlung liegen doch darin, 'daß es sich einmal 
um viele Hunderttausende von Heimkehrern han­
delt, auch von Spätheimkehrern. Dazu kommen 
deren Angehörige, dann die vermißten Soldaten 
und deren Hinterbliebene. Hinzu tritt die Verschie­
denheit der Lebensschicksale der Heimkehrer und 
vor allem die lange Dauer der Abwesenheit der 
einzelnen früheren Soldaten. Aus diesen verschie­
denen Gesichtspunkten heraus müssen sich zwangs­
läufig Schwierigkeiten und Zweifel bei der Be­
handlung der Heimkehrer ergeben. Ferner ist die 
berufliche Verschiedenheit der Heimkehrer zu be­
rücksichtigen. Wir haben es mit jungen, älteren 
U:nd alten Leuten, mit Angehörigen der verschie­
densten Berufe zu tun. Und alle wollen nun, wenn 
sie in die Heimat zurückgekehrt sind, auch einheit­
lich behandelt werden. Sie wollen vor allem nicht 
erleben, daß sie von einer Stelle so und von der 
anderen Stelle anders beraten werden. Ich denke 
hier an Fragen, wie sie mein Herr Vorredner schon 
angeführt hat, des Zuzugs, der Wohnraumbeschaf­
fung, der Sicherung des früheren Arbeitsplatzes, 
an das Gesetz gemäß Artikel 131 der Bonner Ver­
fassung, an die Frage der Heimkehreramnestie, die 
durchaus noch nicht endgültig entschieden ist, ob­
wohl eine Reihe von Gerichtsentscheidungen vor­
liegen, die für die Heimkehrer günstig sind, an die 
Frage der Zulassung zu freien Berufen, der Be­
rücksichtigung bei Prüfungen, der Ausbildung und 
der zeitlichen Einreihung in die Stelle, die der 

Heimkehrer hätte, wenn er nicht so lange inKriegs­
gefangenschaft gewesen wäre. Lassen Sie mich auf 
die Ärzte, die Lehrer, die Studierenden, die Refe­
rendare verweisen! Zur Regelung aller dafür ein­
schlägigen Fragen ist bis heute eine Reihe von 
Ministerien und anderen Stellen zuständig, so das 
Landespersonalamt, das Finanzministerium, das 
Arbeitsministerium, das Justizministerium und das 
Innenminsterium. Es wäre doch außerordentlich 
zweckmäßig und würde vor allem "auch eine Be­
ruhigung für die Heimkehrer und ihre Angehöri­
gen bedeuten, wenn sie wüßten, daß in Bayern so, 
wie es auch in anderen Ländern - soweit ich 
unterrichtet bin - bereits geschehen ist, eine ein­
heitliche zentrale Stelle zur Regelung aller Heim­
kehrerfragen besteht. 

Mit der Schaffung der neuen Stelle, die wir und 
mit uns - das darf ich wohl sagen - alle Heim­
kehrer anstreben, soll kein neuer Apparat aufge­
zogen werden. Das hat mein Herr Vorredner schon 
ausgeführt. Es sind auch keine neuen Mittel not­
wendig. Durch sie soll die berufliche und seelische 
Eingliederung des Heimkehrers in die Heimat 
reibungsloser und mit geringeren Schwierigkeiten 
vor sich gehen. Ich glaube, wenn wir diesen Ge­
sichtspunkt besonders herausstellen und berück­
sichtigen, wird es auch Ihnen, meine Damen und 
Herren, nicht allzuschwer fallen, den ersten Antrag 
anzunehmen, den wir gestellt haben, der heute als 
A b ä n d e r u n g s a n t r a g vorliegt, und den 
zweiten Antrag abzulehnen, der nichts anderes be­
deutet als eine sehr ungute Verwässerung des ersten 
Antrags. Ich bin auch der Meinung: Nachdem der 
vom Ausschuß angenommene verwässerte Antrag 
bereits vom 24. August datiert, hätte die Regierung 
bis heute schon Zeit gehabt, sich zu überlegen, oh 
die Notwendigkeit zur Schaffung einer solchen 
Stelle besteht. Die Notwendigkeit, mindestens die 
Zweckmäßigkeit muß bejaht und kann nicht be-
stritten werden. · 

Deshalb bitte ich Sie nochmals, die Stelle so, wie 
sie alle Heimkehrer wünschen und beantragt haben, 
auch tatsächlich zu genehmigen. 

(Beifall bei CSU, BHE und FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Bantele. 

Bantele (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Auch ich möchte für den ersten Antrag 
sprechen. Er findet seine Begründung in der Not, 
die in hundertfachen Klagen an uns herangetragen 
wird. Seine Formulierung hat er in eingehenden 
Besprechungen erfahren, bei denen sich die Herren. 
Vertreter aller Fraktionen einmütig zu ihr. bekannt 
haben. Was mich veranlaßt, jetzt um Ihre Stimme· 
für den ersten Antrag zu bitten, ist die Tatsache,. 
daß wir · den Heimkehrern das Gefühl nehmen 
müssen, als ob sie vergessen seien und im Status. 
der Rechtlosigkeit leben. Es ist nicht schön, wenn 
ein Mann, der vier oder fünf Jahre in Rußland 
dieses Elend mitgemacht hat, nun daheim von 
Dienststelle zu Dienststelle herumgereicht wird 
und nirgends Erhörung für seine Not findet. Ich 
erwähne nur ein Beispiel: Eine Stadt hat es zuwege-
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gebracht, einem schwerkriegsbeschädigten Assessor 
vorsorglich zu bestreiten, daß er überhaupt Soldat 
und in Kriegsgefangenschaft war, nur um die Ent­
scheidung hinauszuziehen, ob sie ihn, den sie im 
Jahre 1939 angestellt hatte, wieder einstellen soll. 

(Abg. Dr. Keller: Wer war denn das?) 

So geht das. Der Heimkehrer muß das Gefühl 
haben, daß er 'vergessen ist. 

(Abg. Dr. Keller: Wer war denn das?) 

- Das können pie im Heimkehrerblatt genau nach­
lesen. 

Ich möchte nicht viele Worte machen, sondern 
nur ein Wort des Innenministers von Nordrhein­
Westfalen zitieren. Der Herr Präsident möge mir 
gestatten, einige Zeilen vorzulesen. - Sie lauten: 

„Die moralische Verpflichtung eines jeden von 
uns, den Heimkehrern zu helfen, darf sich 
nicht auf eine Äußerung des Mitgefühls be­
schränken .. Wir müssen vielmehr tatkräftig 
zugreifen, um diesen durch das Schicksal hart 
angefaßten Männern und Frauen das Einleben 
und Einfügen in geordnete Lebensverhältnisse 
wieder zu ermöglichen. Ich erwarte daher, daß 
die Spätheimkehrer 

- um die handelt es sich auch bei uns -

mit ihren Wünschen und Anliegen b e v o r -
zu g t behandelt werden und ihnen unverzüg­
lich mit Rat und Tat geholfen wird.'" 

Der Erlaß schließt mit der Aufforderung, auch 
in den Gemeinden usw. so zu verfahren. 

Wenn ich eine Bitte aussprechen darf: Meine Da­
men und Herren, verfahren Sie ebenso! Sie voll­
bringen eine demokratische Tat. Denn gerade die 
Spätheimkehrer sind politisch anfällig. Wenn wir 
sie weiter vernachlässigen, tragen wir stark dazu 
bei, sie dem Radikalismus in die Arme zu treiben. 
Ich bitte um die Annahme unseres ersten Antrags. 

(Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Redner ist 
der Abgeordnete Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (BHE): Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Ich möchte eingangs feststellen, daß 
ich eigentlich sehr erstaunt war, als ich sah, wie 
ein Antrag, der über alle Fraktionen hinweg und 
vor allem aus jenem Personenkreis entstanden ist, 
der sich aus Heimkehrern, also Schicksalsgefährten, 
zusammensetzt, im Ausschuß in eine derartig „ver­
wässerte" Form umgebogen wurde, daß es nun im 
Ausschußantrag heißt: „ ... zu überprüfen, ob die 
Notwendigkeit besteht .. .'' Ich möchte nur wieder­
holen, was schon gesagt wurde: Daß eine Notwen­
digkeit besteht, das haben die vielen Hunderte und 
Tausende von Heimkehrern, insbesondere die Spät­
heimkehrer, tatsächlich festgestellt. Wenn diese 
Notwendigkeit nicht bestanden hätte, hätten sie 
sich wohl nicht in ihrem unpolitischen Verband zu­
sammenschließen, an die Sprecher der politischen 

Parteien her·antreten und diese auf eben diese Not­
wendigkeit hinweisen müssen. 

(Abg. Dr. Keller: So ist es!) 

Im übrigen müssen wir uns darüber klar sein, daß 
der Kreis der Heimkehrer, insbesondere der Spät­
heimkehrer, zweifellos ein über alle Parteien hin­
weggreifender Kreis ist, daß seine Nöte und Sor­
gen zwar ein zeitbedingtes Problem darstellen, 
aber immerhin ein Problem, dessen Lösung nicht 
nur sozial-, sondern auch - wie schon angedeutet 
wurde - staatspolitisch für die Zukunft und den 
Aufbau unserer Demokratie äußerst wichtig ist. 
Wir sind der Meinung, daß - genau wie auf dem 
Sektor der Heimatverjagten - auch auf diesem 
Sektor einer Not- und Übergangszeit gewisse Not­
und Übergangslösungen, meinetwegen Ausnahme- -­
lösungen, sowohl legislativer wie exekutiver Art 
erforderlich sind. Hier ist eine solche, geboren aus 
der Erkenntnis heraus, daß es notwendig ist, eine 
solche Stelle zu schaffen, nicht um eine neue Or­
ganisation aufzuziehen, nicht um vielleicht dem 
Staat irgendwelche Mehrausgaben aufzubürden, 
sondern um die Bewältigung der diesen Kreis be­
treffenden Probleme schneller, übersichtlicher und 
organisatorisch besser zu gestalten. Deshalb ist es 
notwendig - und ich darf mich dem Chor der Bitt­
steller anschließen, die vor mir gesprochen haben-, 
auf den u r s p r ü n g 1 i c h e n Antrag zurückzu­
greifen, um letztlich diesen Personenkreis, den wir 
vor dem Gefühl des Entrechtetseins und eines un­
sinnigen Opfers bewahren müssen, das er zweifel­
los für uns gebracht hat, in unseren jungen Staat 
einzubauen und ihm das Gefühl zu geben, daß wir 
ihm auch mit der kleinsten Maßnahme die Ach..: 
tung zollen, die ihm gebührt, weil er für uns alle 
große Opfer gebracht hat. 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt"· der Abge­
ordnete Weishäupl. 

Weishäupl (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte mir lediglich erlauben, 
einige Meinungen auszuräumen, die hinter dem ver­
änderten Beschluß des sozialpolitischen Ausschusses 
vermutet werden. 

Es ist bei weitem nicht so, als wollte der sozial­
politische Ausschuß die Wünsche der Heimkehrer 
nicht berücksichtigen lassen. Der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Bantele und Genossen war aber da­
von ausgegangen, daß v,i=rmutlich keine Heimkeh­
rerstelle besteht. Tatsache ist, daß im Zuge der 
Durchführung des Heimkehrergesetzes, eines Bun­
desgesetzes, im Bereich des Landesversorgungsamts 
Bayern eine zentrale Heimkehrerstelle errichtet ist, 

(Abg. Bantele: Ohne Kompetenz!) 

die zur Zeit mit einem Referenten, zwei Regie­
rungsinspektoren und Schreibkräften besetzt ist. 
Den sachlichen Bedenken des Herr Kollegen Ban­
tele ist entgegenzuhalten: Wenn heute ein Flücht­
ling eine Wohnung will, dann bleibt es ihm nicht 
erspart, zum Wohnungsamt zu gehen, obwohl im 
Innenministerium ein gesonderter Sektor der 
Flüchtlinge vorhanden ist. Wenn der Flüchtling 
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oder der Kriegsbeschädigte einen Arbeitsplatz ver­
mittelt erhalten will, dann bleibt es ihm nicht er­
spart, beim Arbeitsamt nachzusuchen, sich registrie­
ren und den Arbeitsplatz auch vermitteln zu lassen. 
Ich ließ mir jedenfalls berichten, daß die Beschwer­
den der Heimkehrer bei weitem nicht so groß sind, 
·wie sie geschildert wurden. Mir gab immerhin der 
Referent im Landesversorgungsamt die Auskunft, 
daß eine sehr enge und gute Zusammenarbeit mit 
allen staatlichen und kommunalen Verwaltungen 
hergestellt worden ist. 

Der letzte Redner hat davon gesprochen, daß die 
Errichti,mg dieser Stelle der besondere Wunsch der 
Heimkehrerorganisation sei. Nichts zu sagen gegen 
diese Heimkehrerorganisation; wenn aber behaup­
tet wird, sie sei unpolitisch, dann gestatte ich mir 
- mit Zustimmung des Herrn Präsidenten - doch 
einige Auszüge aus Protokollen und Berichten zu 
verlesen, die die Tendenz des Vorsitzenden, dieses 
Heimkehrerverbandes - nichts gegen die Mitglie­
der dieses Heimkehrerverbandes und seine Or­
gane! - klar erkennen lassen. Ein früherer Staats­
sekretär im bayerischen Ministerium hat in einer 
Aktennotiz über Ausführungen dieses Vorsitzenden 
unter anderem folgendes niedergelegt: 

(Zuruf: Welcher Staatssekretär?) 

- Es handelt sich um Herrn Staatssekretär Dr. Grie­
ser. Die Aktennotiz ist vom 21. August 1950 und 
wurde anläßlich einer Veranstaltung in Landshut 
niedergelegt. Sie gibt sehr zu denken. Es heißt da 
unter anderem: 

„Der zweite Teil seiner Ausführungen - ge­
meint ist Fischer - war eine Hetzrede. Er lobte 
die Kraft und Dynamik des Ostens·, warf dem 
Westen Schwäche, Unfähigkeit und Untätigkeit 
vor, verunglimpfte die Parlamente und die 
Parteien und warf die Frage auf, ob nicht die 
Heimkehrer eine eigene Partei gründen müß­
ten." 

Mir liegt auch ein Protokoll über die Landes­
tagung dieser Heimkehrerorganisation vor - unter 
anderem sind die Namen genannt: Haußleiter von 
der Deutschen Gemeinschaft, Generaloberst Gräbe, 
Herr Nehring, der Herausgeber des „Scheinwer­
fers" usw. -, in dem es beispielsweise heißt: 

„Zusammenfassend - so führte damals Fischer 
aus - möchte ich Iihnen sagen: Vevzichtet auf 
den Bayerischen Landtag, geht aber in die Ge­
meinde- und Kreisvertretungen und macht von 
da aus gleich den Sprung in den Bundestag. 
Daß wir einer neuen Partei nahestehen, werden 
wir selbstverständlich erst in letzter Stunde 
vor den Wahlen bekanntgeben. Eine Form hie­
für wird sich finden." 

Ich darf vielleicht auch noch auszugsweise auf 
den Bericht der „Neuen Zeitung" anläßlich der Ge­
samttagung hinweisen, die in Bonn stattgefunden 
hat: 

„Dann kam eine Rede des neuen Vorsitzenden 
des Heimkehrerverbandes August Fischer, in 
der die Forderungen der Heimkehrer formu-

liert wurden. Fischer formulierte sie so und 
verband sie mit solch ausgesprochen demagogi­
schen Angriffen auf die parlamentarische De­
mokratie, daß ein Gedankensprung zu Goeb­
bels-Kundgebungen mehr als naheliegen mußte. 
Auch das ist eine Feststellung, 

- so schreibt die Zeitung -

die alle an dieser Veranstaltung beteiligten 
parlamentarischen Kreise einhellig getroffen 
haben." 

Insoferne möchte ich die Ausführungen eines der 
Herren Vorredner widerlegen, daß diese Vereini­
gung bezüglich der Person Fischers .unpolitisch sei. 

(Abg. Bantele: Das ist sie, genau wie der VdK!) 

- Der VdK ist unpolitisch. Das kann ich beweisen, 
weil sich die Vorstände ganz anders zusammen­
setzen. Ihr Herr Bundestagsabgeordneter Panzinger 
oder der Herr Abgeordnete von Bamberg Dr. Etzel 
sind hervorragende Mitglieder unserer Organisa­
tion. Hervorragende Funktionäre aller politischen 
Parteien sind paritätisch an unseren Vorständen be­
teiligt. Das kann ich Ihnen versichern, und dafür 
garantieren schon die aktiven Kräfte. Die Heim­
kehrer sind im großen und ganzen mit der jetzigen 
Lösung innerhalb des Landesversorgungsamtes zu­
frieden. 

(Abg. Bantele: Nein!) 

Da aber auch im sozialpolitischen Ausschuß gewisse 
Bedenken über die Art der Organisation in diesem 
Landesversorgungsamt zum Ausdruck gekommen 
sind, haben wir sehr wohl eingesehen, daß es zweck­
mäßig wäre, die Organisation der vorhandenen Zen­
tralstelle daraufhin zu überprüfen, ob sie die ihr 
gestellten Aufgaben lösen kann. Jedenfals möchte 
ich feststellen - ich glaube, das auch im Sinne der 
Mitglieder des sozialpolitischen Ausschusses zu 
tun -, daß Sie uns den Vorwurf eines verwässer­
ten Abänderungsantrags ersparen können. Es war 
unser guter Wille, das Beste zu -tun. Das geht auch 
aus den Ausführungen Ihres Herrn Fraktionskol­
legen Nerlinger hervor, der wörtlich gesagt hat, 
daß mit dieser Zentralstelle praktisch nichts erreicht 
werden würde. Sie würde nur die Verwaltung ver­
größern, und die Heimkehrer würden praktisch 
doch keine Arbeitsplätze erhalten, weil dafür nun 
einmal die Arbeitsverwaltung mit den Einrichtun­
gen der Arbeitsämter zuständig ist. Ich sehe nicht 
ein, warum man dem Wunsch des sozialpolitischen 
Ausschusses hier nicht stattgeben soll. Wenn Sie 
eine solche Zentralstelle schaffen wollen, dann müs­
sen Sie diese auch den Kriegsbeschädigten und an­
deren Interessentengruppen zugestehen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Lippert. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie mir, daß ich als stell­
vertretenderVorsitzender des sozialpolitischen Aus­
schusses ein paar Bemerkungen zu der Frage mache. 
Es darf nicht der Eindruck erweckt werden, als 
hätte der sozialpolitische Ausschuß die Lage der 
Heimkehrer und insbesondere die der Spätheim-
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kehrer verkannt, wie es vielleicht da und dort die 
Darstellungen vermuten lassen. Wir waren genau 
unterrichtet über die beweglichen Klagen der Heim­
kehrer_ Uns hat aber folgende Überlegung geleitet: 
Soll tatsächlich bei dem an sich schon großen 
Apparat neuerdings wieder eine Stelle geschaffen 
werden? Wir haben die Erwartung ausgesprochen, 
daß der bestehende Verwaltungsapparat in der Lage 
sei, die Angelegenheit mit zu übernehmen. Es ist 
allerdings bedauerlich, daß es die Regierung bis 
heute verabsäumt hat, dies durch die Tat zu bewei­
sen. Wäre das geschehen, dann hätten wir bei dem 
Antrag zur Tagesordnung übergehen können. Heute 
stehe ich allerdings auf dem Standpunkt, daß wir 
dem ersten Antrag tatsächlich den Vorzug geben 
~üssen, weil es in der Zwischenzeit so kam, wie wir 
es nicht wünschten. Nach wie vor hege ich die 
Hoffnung, es werde und müsse gelingen, innerhalb 
der bestehenden Verwaltung Sonderabteilungen 
einzurichten, so daß man dem ersten Antrag zu­
stimmen könnte, ohne damit eine neue Stelle zu 
schaffen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt Herr Ab­
geordneter Hadasch. 

Hadasch (FDP): Meine Damen und Herren! Die 
Rede, die Herr Kollege Weißhäupl hier gehalten 
hat, war ungeheuer aufschlußreich; denn bisher 
zählte er immerhin zu den Vorsichtigen, die selten 
irgendwie so deutlich Farbe bekannt haben, wie 
er es jetzt getan hat. Er hat die Tribüne des Hohen 
Hauses benutzt, um Angriffe gegen den Heim­
kehrerverband und dessen ersten Vorsitzenden zu 
starten, gegen die ich mich auf das entschiedenste 
verwahren möchte. 

(Sehr richtig! bei der BP) 

Ich darf Ihnen das eine sagen: Sie haben den 
Hauptvorwurf nicht erwähnt, Herr Abgeordneter 
Weishäupl, nämlich den, daß der Heimkehrerver­
band noch nicht von dem überparteilichen VdK ge­
schluckt worden ist. Das ist das einzige! Es ist mir 
ein Rätsel, wie jemand, der so im Glashaus sitzt, 
mit Steinen werfen und von Überparteilichkeit 

/ eines Verbandes sprechen kann. 

(Abg. Dr. Strosche: Bravo!) 

Der erste Vorsitzende des Heimkehrerverbandes, 
Herr August Fischer, hat vor einigen Monaten oder 
Wochen im Bundeshaus in Bonn seine proklamato­
rische Rede für den Heimkehrerverband gehalten, 
und zwar unter dem Beifall auch der führenden 
Kreise der SPD. In der ersten Reihe saß Herr Vize­
präsident Carl~ Schmid. Dort hat er gezeigt, wie 
sehr es ihm politisch am Herzen liegt, diese Gene­
ration für die Demokratie zu gewinnen. Wir können 
keinen größeren Fehler begehen, als den Holz­
hammer aus der Schublade zu holen und alle Heim­
kehrer gewissermaßen als Neofaschisten zu be­
zeichnen und sie so vor den Kopf zu stoßen. Das 
ist eine falsche Rechnung. 

(Erregte Zurufe von der SPD) 

Diese Rechnung geht nicht auf. Es ist doch unmög­
lich, ein solches Problem dadurch lösen zu wollen, 
daß man aus irgendwelchen Quellen drei bis vier 
Sätze eines Mannes zitiert, die er im Laufe von 
zwei Jahren vielleicht irgendwo einmal gesprochen 
hat und die sinnentstellend sein müssen. So etwas 
kann man nicht als Argumente heranziehen. Man· 
müßte doch dem Heimkehrerverband auch etwas 
Positives gegenüberstellen. Wenn man das tut, Herr 
Abgeordneter Weishäupl, dann hätten Sie eines 
nicht vergessen dürfen: Sie hätten sagen müssen, 
wie viele positive Kfäfte im Heimkehrerverband 
stecken, wie sich Hunderte und Tausende von uns 
im Heimkehrerverband bemühen, in den Kreisen 
der Heimkehrer für die Demokratie zu werben und 
zu arbeiten und wie tatsächlich ein überparteiliches 
Gremium entstanden ist, in dem Kollegen aller 
Parteien, die hier vertreten sind, aktiv sind. Ich 
darf Ihnen noch eines sagen: Auch die SPD hat vor 
der Wahl 30 Kandidatenstellen dem Heimkehrer­
verband zur Verfügung gestellt. Die SPD hat 
damals erklärt: Bitte sehr, auch von der SPD die 
größte Zahl der Kandidatenstellen für den Heim­
kehrerverband! Dann aber kann man heute nicht 
mehr in dieser Form argumentieren. 

(Abg. Raas: Sie wollen keine Verwaltung, 
sondern Geld haben!) 

- Halten Sie die Heimkehrer nicht für so materia­
listisch, daß sie nur Geld haben wollen. Dadurch 
unterscheiden sie sich Gott sei Dank von sehr vielen 
ander-en Kreisen. Sie wollen nicht nur Ge1d0 haben,_ 

(Abg. Dr. Keller: Bravo!) 

Alles läßt sich nicht für Geld machen. Ihr (zur 
SPD) rechnet ununterbrochen in kapitalisfischen 
Zahlen; es gibt aber auch Werte, die nicht mit Geld 
zu bezahlen sind, und um die geht es in erster 
Linie den Heimkehrern. 

(Weitere erregte Zurufe von der SPD) 

Herr Abgeordneter Weishäupl hat weiter gesagt, 
diese Stelle sei im Heimkehrergesetz vorgesehen. 
Dazu darf ich Ihnen erklären, daß das Heimkehrer­
gesetz überhaupt nicht von einer Behörde durch­
zuführen gewesen wäre. In der Praxis ist es nur 
von diesen 900 Dienststellen des Heimkehrerver­
bandes durchgeführt worden, die sich draußen um 
den Einzelnen gekümmert haben und die, wie ich 
vorhin schon sagte, für den Staat, für die Behörden 
und für die Allgemeinheit Unerhörtes leisteten. 
Diese 900 Dienststellen, die nicht um Geld, sondern 
ehrenamtlich und aus Idealismus draußen für die 
Heimkehrer arbeiteten, wollen nun einen Kopf 
haben, und zwar, wenn ich das ganz offen sagen 
darf, einen Kopf in einer Ministerialbürokratie, die 
ihnen etwas mehr Verständnis entgegenbringt wie 
jener Herr, den Sie vorhin zitierten. Ein Staats­
sekretär, der gegen einen Verband so voreingenom­
men ist, wie es aus dem von Ihnen vorhin geschil­
derten Zitat hervorgeht, wird keine fruchtbare 
Arbeit leisten können. 

(Abg. Raas: Sie haben ihn nicht gekannt!) 

- Ich kenne die Dinge schon! 

(Erneuter Widerspruch von der SPD) 
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Es mag Ihnen vielleicht peinlich sein, daß ich die 
Dinge zu genau kenne. Heute kommt - -

(Abg. Kiene: Sie kennen ihn nicht!) 

- Ich kenne ihn! Aber es kommt heute darauf an, 
daß eine Stelle geschaffen wird - und gerade dar­
auf sollte der Landtag achten -, an deren Spitze 
ein Mann steht - -

(Zurufe von der SPD: Hadasch!) 

- Ich falle aus! Sie brauchen keine Angst zu haben; 
ich gehe nicht in die Bürokratie. Mir gefällt es in 
der Legislative viel zu gut. Wir brauchen aber 
einen Mann, den wir nur mit einem auszustatten 
haben: Er muß den guten Willen haben und den 
Geist, das Heimkehrerproblem möglichst bald zu 
lösen. 

Ich bitte Sie, schaffen Sie eine Stelle, durch die 
das Problem gelöst wird! 

(Beifall bei der FDP und BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt Herr Ab­
ge011dneter Dr. Fiseher. 

Dr. Fischer (OSU): Meine Damen und Herren! Ich 
bin der Meinung, man kann diese Angelegenheit 
durchaus in Ruhe lösen. Es gi'bt !keinen Zweifel 
dar.über, daß jeder Angehörige dieses Parlaments 
den Heimkehrern helfen wi:ll. Jeder ist bestrebt, 
von seinem Standpunkt' aus das Beste zu tun. Es 
wäre verfehlt, i11gentd jemandem oder gar einer 
ganzen Partei dieses Hestreiben und den guten Wil­
len aibzusp11echen. Auch ich.bedauere einen Teil der 
Aus:führungen rdes Herrn Kollegen Weishäupl. Ich 
glaube, es wäre ibesser gewesen, er hätte sich auf 
die sachliche Frage an sich ·beschränkt und nicht 
irgendwelche Personen 'hereingezogen. Ich kenne 
Herrn ·August Fischer schon einige Zeit und bin 
genau informiert. Als der Heimkehrerverband 
gegründet wurde, ging es manchmal - ich war 
oft in solchen Versammlungen - ziemlich stür­
misch zu. Es wurden manchmal geradezu un­
e11:ßüHbare ·Forderungen gestellt. Wir haiben uns 
aber immer wieder in die Versammlungen begeben 
und allmählich erreicht, daß ein durchaus sachlicher 
Ton zuta,ge trat, dem man zustimmen konnte. 

Vor ungefähr 1zehn Tagen hatte ich Gelegenheit, 
den iheute schon verschiedentlich zitierten Herrn 
Aug'U!st Fischer in Regensburg vor einer großen 
Heimkehrerv·ersammlung sprechen zu hören. Es 
waren schätzungswei'Se tausend Menschen anwe­
sen'd. Ich habe sofort zu rden Herren aus allen Par­
teien, die um mich waren, gesagt: Das war eine 
staatspolitisch durchaus wertvolle, staatserhaltende 
Ansprache. Ich glaube, es !hat keinen Sinn, die rein 
sachliche Frage, ob dLe ZentralsteUe errichtet wer­
den soll, nun mit irgemiwelchen Animositäten, 
deren Ursachen ich nicht untersuchen will, gegen­
über einer Person 1zu verquicken. Ich weiß auch, 
·daß Herr Kollege Weishäupl bestimmt nichts da­
gegen hat, wenn den Heimkehrern genau so gehol­
fen wi11d wie den Kdegsibeschädigten, die unserer 
Hilfe ebenso bedürfen. 

Es wurde gesagt, daß eine Stelle beim Landes­
versorgungsamt in München die Betreuung habe. 
Ich bitte aiber zu bedenken, idaß es sich nicht um 
eine oibere oder oberste Stelle handelt. Es fohlen 
ihr die Befugnisse, die einer ministedellen Stelle 
ohne weiteres .zugestanden würden. Ich bezweifle, 
Olb diese Stel1e beim Landesversorgungsamt in der 
Lage ist, alle Fragen richtig so zu koordinieren, wie 
es unbedingt notwenrdig wäre. Der Herr stellver­
tretende Vorsitzende des sozialpolitischen Ausschus­
ses hat offerubar bei der entsche1denrden Beratung 
des Ausschusses auch für den zweiten Antrag ge­
stimmt, heute aber auf Grund der De'batte e;rklärt, 
er sei nunmehr auch dafür, zum ersten Antrag 
zurückzukehren, der als Abänderungsantrag einge­
bracht wurde, da die Mängel bis heute nicht beho­
ben sind, Mä~gel, die auch vom Herrn Kollegen 
Weishäupl nicht bestritten werden. 

Ich bitte Sie, nicht nur im Namen des Heimkeh~ 
rerver.bandes, sondern auch im Namen der Heim­
kehrer und deren Ange'hör:i!gen, diesem Aibände­
rungsantrag zuzustimmen. >Sie vergeben sich damit: 
nichts, Sie belasten den Staat mit nichts. Der Antrag 
ist ein Zeichen unserer Verbundenheit mit den 
Heimkehrern. 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat der 
Herr Albgeordnete Weishäupl. 

Weishäupl '(SP1D): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich möchte nur die E11klärung abgeben, 
daß ich, wie sicherlich auch aus dem Protokoll fest­
gestellt werden kann, mit ·keinem Wort etwas gegen 
die Heimkehrer oder gegen irgendwelche Mitarbei­
ter im Heimkoorervei;band gesagt hatbe. Ich habe 
nur deshalb, weil von einem unpolitischen Verband 
gesprochen wurde, mir erfaubt, das rzu zitieren, was 
aus Protokollen und Berichten hervorgeht. Ich 
glaube, das muß mir von allen Mitgliedern dieses 
Hohen Hauses 'bestätigt werden. 

(A!bg. Dr. Baumgai:'tner: Woher haben Sie ~· 
die Protokolle?) 

- Herr Kollege Dr. iBaumgartner, ich gebe Ihnen 
gerne die Möglichkeit, diese Protokolle einzusehen. 
Sie können sich davon iiJber0zeugen, daß sie echt 
sind. 

Aber, meine Kollegen und Kolleginnen, es geht: 
doch darum: Ist den Heimkehrern cfamit geholfen, 
wenn eine Zentralstelle geschaffen wird, ohne einen 
Pfennig Geld mehr auszugeben? Ich behaupte, daß 
es in der Praxis auf Grund der sachlichen Gliede­
rung der Verwaltungsibe'hörden überhaupt nicht 
möglich ist, von einer oibersten Zentralstelle aus 
alle diese Fragen, die ·einen Mensclien im sozialen 
Sektor ·betreffen, 1zu lösen. Aus diesem Grunde 
haben wir so a·bgestimmt. Ich glaube, der einzige 
Redner, der ·uns richtig verstanden hat, war der 
Herr Kollege Dr. Lippert. Er muß auch zugeben·; 
daß im so•zialpolitischen Ausschuß diese Probleme 
von uns sehr ernsthaft iütberlegt wurden und daß, 
wir uns darüiber klar waren, daß eine Vberprüfung 
des jetzigen Zustandes stattfinden muß, weil ver­
mutet werden kann, daß die jetzige Organisation 
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nicht ausreicht . .&ber alle diese Probleme in einer 
Zentralstelle zusammenzufassen, wird sicherlich 
nicht gelingen. 

Im ü1brigen darf ich Herrn Kollegen Hadasch 
erwidern, ich kann den Herrn Staatssekretär 
Kr e ih 1 e als Zeugen dafür anrufen, daß gerade 
der Veriband, der hier mit ·zu Unrecht angegriffen 
wurde, nämlich der VdK, deshalb, weil der Heim­
kehrerverband ursprünglich infolge der Konkur­
renz des Herrn Blatt auf sehr schwachen Füßen 
gestanden hatte, wie Sie wissen, die Heimkehrer­
:hilfe im Auftrag des bayerischen Arbeitsministe­
riums nicht nur durchgeführt, sondern auch mit­
finanziert hat. Es sind also. rein soziale und sach­
liche Erwägungen, die •uns dazu gebracht haben, 
im sozialpolitischen Ausschuß einen Abänderungs­
antrag anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es fo1gt der Herr 
Abgeordnete Stock. 

Stock {SPD): Meine Damen und Herren! Ich will 
mich nicht in diesen Streit der Meinungen irgend-· 
wie einmengen. Als Parlamentarier atber verstehe 
ich das eine nicht: Im sozialpolitischen Ausschuß 
wurde ein Antrag abgeändert, und dieser hbände­
rungsantrag wurde dann einstimmig angenommen. 
Der Herr Präsident hat eingangs gesagt, daß die 
Anträge, die in den Ausschüssen einstimmige An­
nahme gefunden ihaben, s c h n e 11 üiber die Bühne 
gehen sollen. Nun diskutieren wir hier üiber einen 
einstimmig gefaßten Ausschußbeschluß schon über 
eine Stunde. Glauben Sie, daß das eine V e r ein -
fach u n g unserer parlamentarischen Arbeit ist? 
Glauben :Sie, daß füe mit !ihrer Arbeit hier im 
Landtag fertig werden, wenn Sie sich im Ausschuß 
nicht so klar äußern, daß ein Antrag im Plenum 
wirklich schnell ütber die Bühne laufen kann? Ich 
habe nichts dagegen, aber ich glauibe, Sie haben 
schon sehr oft in der Zeitung gelesen, was draußen 
im Land darü1ber gesagt wird. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Krehle. 

Krehle, Staatssekretär: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Es ist nicht so, daß bisher für die Heimkehrer 
nichts geschehen wäre. Wir haben im Landesver­
sorgungsamt eine derartige Zentralstelle. Wir haben 
·auch draußen bei den Versorgungsämtern Stellen, 
die sich der Heimkehrer annehmen. Aber die Zen­
tralstelle beim Landesversorgungsamt und die Stel­
len bei den Versorgungsämtern können natürlich, 
wie Herr Abgeordneter Weishäupl mit Recht fest­
gestellt hat, den Wohnungsämtern und den anderen 
Verwaltungsstellen nichts dreinreden. Sie können 
den Heimkehrern nur helfen, soweit ihnen durch 
das Heimkehrergesetz dazu die Möglichkeit gegeben 
ist, also in Bezug auf das Entlassungsgeld und die 
Bekleidung. Unsere Versorgungsämter haben fer­
ner sehr enge Verbindungen zu den Arbeitsämtern. 
Es ist uns immerhin gelungen, den größten Teil 
der Heimkehrer auch in Brot und Arbeit zu brin-

gen. Ich gebe zu, daß heute noch etwas über 8000 
Heimkehrer ohne Brot und Arbeit sind. Das ist 
nicht darauf zurückzuführen, daß es sich um Heim­
kehrer handelt, sondern auf die allgemeine Arbeits­
marktlage. Wir sind durchaus bereit, in unserer 
Verwaltung zu überprüfen, ob eine Möglichkeit 
besteht, den Heimkehrern in noch einfacherer und 
besserer Form zu helfen. Ich glaube aber auch, daß 
Sie mit der Schaffung einer neuen Spitzenstelle gar 
nichts erreichen. Ich würde Ihnen vorschlagen: Be­
auftragen Sie die Staatsregierung, die heute vor­
handene Organisation zu überprüfen und nach 
Möglichkeit dafür zu sorgen, daß die Betreuung 
der Heimkehrer in noch besserer Form erfolgt! 

Ich will mich nicht in den Streit einmischen, ob 
der Heimkehrerverband politisch oder unpolitisch 
ist. Ich weiß nur aus meiner Tätigkeit als bayeri­
scher Arbeitsminister, daß wir am Anfang mit den 
Heimkehrerorganisationen sehr schwer zurecht ge­
kommen sind. Ich brauche nur an den Namen Blatt 
zu erinnern. Ich glaube, mein früherer Staats­
sekretär Dr. Gries er ist über jeden Vorwurf 
erhaben, daß er nicht alles getan hätte, um den 
Heimkehrern zu helfen. 

(Starker Beifall) 

Aber ich stelle bei dieser Gelegenheit fest, Herr 
Staatssekretär Dr. Grieser hat nicht nur die Ver­
anstaltung in Landshut, sondern auch diejenige in 
Rosenheim, auf der Herr August Fischer gesprochen 
hat, zusammen mit dem dortigen Bürgermeister 
verlassen, weil dieser in unflätigster Weise die 
Staatsregierung angegriffen hat. 

(Hört, hört! links) 

Präsident· Dr. Hundhammer: Der Herr Minister­
präsident hat das Wort. 

Dr. Ehard, Ministerpräsident: Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Ich darf mir eine 
kurze Bemerkung erlauben. Es ist gegenüber dem 
Herrn Staatssekretär Dr. G r i e s er eine sehr un­
schöne Bemerkung gefallen, und zwar in dem Sinn, 
als wäre das ein Mann, der kein soziales Verständ­

.nis hätte und nicht etwa für die Heimkehrer alles 
getan hätte. 

(Abg. Dr. Franke: Das ist der Dank für sein 
ganzes Leben!) 

Ich halte mich für verpflichtet, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, für Herrn Staatssekre­
tär Grieser hier eine Ehrenerklärung abzugeben. 

(Lebhafter Beifall bei CSU und SPD) 

Ich glaube, kein Wort zu viel zu sagen, wenn ich 
behaupte: Suchen Sie noch einmal einen solchen 
Mann, der ein ganzes Leben für die soziale Aufgabe 
geopfert hat. 

(Zustimmung vor allem bei der CSU) 

der mit einem unerhörten Verständnis, mit einer 
unerhörten Erfahrung, aber auch mit dem Her -
z e n für diese Sache eingetreten ist' bis in sein 
höchstes Lebensalter! 

(Sehr gut! bei der CSU) 
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Ich glaube, einem solchen Mann müßte man nicht 
nur dankbar sein, sondern es würde keinem scha­
den, ihm nachzueifern. 

(Starker Beifall bei CSU und SPD. -
Abg. Stock: Unerhört, so etwas!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen zur 
Abstimmung. 

(Zuruf des Abgeordneten Hadasch) 

- Wir sind in der Abstimmung, Herr Abgeordne­
ter; Sie hätten sich vorher zu Wort melden müssen. 

(Abg. Hadasch: Zur -Abstimmung!) 

- Zur Abstimmung, bitte! 

Hadasch (FDP): Ich stelle den Antrag, den ur­
sprünglichen Antrag, der auf Beilage 1071 abge­
druckt ist, zur Abstimmung zu stellen, und be­
antrage n am e n t 1 i c h e Abstimmung. 

(Zurufe) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist namentliche 
Abstimmung beantragt. Ich frage, wer diesen An­
trag unterstützt. - Es sind mehr als 30 Abge­
ordnete; die Abstimmung erfolgt namentlich. 

(Abg. Raas: Wo soll de;r Landtag hinkommen, 
wenn es so weitergeht! Dann beantragen wir in 
Zukunft über alle Anträge namentliche Ab­
stimmung. So ein Theater! - Weitere Zurufe 

und Unruhe) 

- Hohes Haus! Ich bitte, Ruhe und Aufmerksam­
keit zu bewahren und nicht die Arbeit noch mehr 
zu verzögern. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dabei liegt zu­
grunde der Antrag auf Beilage 1250, also der Aus­
schußantrag. Es wird abgestimmt mit Ja, Nein 
oder „Ich enthalte mich". Sollte der Ausschußantrag 
abgelehnt werden, dann ist darüber zu befinden, ob 
damit der Antrag auf Beilage 1071 angenommen 
ist. - Es wird so verfahren. 

Wer dem Antrag auf Beilage 1250 - das ist der 
vom Ausschuß einstimmig empfohlene Antrag -
zustimmt, gibt die blaue Karte mit Ja ab; wer da­
gegen, also für den ursprünglichen Antrag auf Bei­
lage 1071 stimmen will, gibt die rote Karte mit 
Nein ab; im übrigen ist für Enthaltungen die weiße 
Karte zu verwenden. 

Die Abstimmung beginnt. -

(Abg. Meixner: Zur Abstimmung!) 

- Die Abstimmung ist schon im Gang. 

(Abg. Meixner: Es ist aber doch nur beantragt, 
über den ersten Antrag namentlich abzustim­
men! - Abg. Stock: Nein, über den Ausschuß-

antrag muß abgestimmt werden!) 

- Wir befinden uns bereits in der Abstimmung. -

(Folgt Namensaufruf) 

Das Alphabet wird wiederholt. -

Die Abstimmung ist geschlossen. Die Sitzung 
wird zur Feststellung aes Ergebnisses auf wenige 
-Minuten unterbrochen. 

(Die Sitzung wird von 16 Uhr 55 Minuten bis 
17 Uhr unterbrochen) 

Die Sitzung ist wieder aufgenommen. 
An der Abstimmung haben sich 178 Mitglieder 

des Landtags beteiligt. Davon haben mit Ja .99, 
mit Nein 76 Abgeordnete gestimmt; enthalten haben 
sich 3 Abgeordnete*). 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: Dr. Anker­
müller, Bachmann Georg, Bachmann Wilhelm, 
Bauer Hannsheinz, Baumeister, Baur Anton, Beier, 
Bitom, Bittinger, Dietl, Donsberger, Drechsel, Eber­
hard, Eder, Dr. Ehard, Eichelbrönner, Elsen, Elzer, 
Euerl, von Feury, Förster, von und zu Francken- -
stein, Dr. Dr. Franke, Frenzel, Gabert, Geiger, Gött­
ler, Gräßler, Greib, Dr. Gromer, Günzl, Dr. Gt~.ths­
muths, Raas, Hagen Georg, von Haniel-Nietham­
mer, Hauffe, Heigl, Hettrich, Hillebrand, Högn, 
Dr. Hoegner, Hofmann Engelbert, Huber, Dr. 
Dr. Rundhammer, Junker, Karl, Kiene, von Knoe­
ringen, Körner, Kramer, Kraus, Krehle, Krüger, 
Kunath, Kurz, Dr. Lacherbauer, Laumer, Lindig, 
Loos, Lutz, Maag, Meixner, Michel, Mittich, Müller 
Christian, Nagengast, Narr, Op den Orth, Ospald, 
Pfeffer, Piechl, Piehler, Piper, Pittroff, Prandl, Pril­
ler, Dr. von Prittwitz und Gaffron, Röll, Ritter von 
Rudolph, Scherber, Dr. Schlögl, Schmid, Dr. Schu­
bert, Sebald, Sichler, Sittig, Stock, Strenkert, Strobl, 
Thanbichler, Thieme, Walch, Weishäupl, Wimmer, 
Wölfel, Wolf Franz, Dr. Zdralek, Zehner, Zillibiller. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten: Bantele, 
Bauer Georg (EHE), Bauer Georg (BP), Dr. Baum­
gartner, Dr. Becher, Bezold, Bielmeier, Dotzauer, 
Dr. Eberhardt, Dr. Eckhardt, Eisenmann, Engel, 
Ernst, Falk, Dr. Fischbacher, Dr. Fischer, Frank, 
Freundl, Frühwald, Gärtner, Gaßner, Gegenwarth, 
Dr. Geislhöringer, Dr. Raas, Hadasch, Haisch, Hauß­
leiter, Helmerich, Höllerer, Dr. Jüngling, Dr. Keller, 
Kerber, Klammt, Klotz, Knott, Köhler, Dr. Kolar­
czyk, Dr. Korff, Lallinger, Lang, Lanzinger, Lech­
ner Hans, Lechner Johann, Dr. Lenz, Dr. Lippert, 
Dr. Malluche, Mergler, Ortloph, Ostermeier, Puls, 
Rabenstein, Dr. Raß, Reichl, Riediger, Roßmann, 
Saukel, Dr. Schedl, Dr. Schier, Schmidramsl, Dr.Schön­
ecker, Schreiner, Schuster, Dr. Schweiger, Seibert, 
Simmel, Dr. Soenning, Stain, Sterzer, Dr. Strosche, 
Dr. Sturm, Thellmann-Bidner, Ullrich, Weggartner, 
Weinhuber, Wolf Hans. 

Mit „Ich enthalte mich" stimmten die Abgeord­
neten: Luft, Nerlinger, Stegerer. 

Damit ist der Ausschußantrag angenommen. Es 
erübrigt sich somit jede weitere Abstimmung in 
dieser Sache. 

Der ganze Vorgang gibt mir Veranlassung zu 
zwei Bemerkungen. 

Ich möchte ausdrücklich darauf aufmerksam ma­
chen, daß E n t s eh u 1 d i g u n gen eingebracht 
werden müssen, wenn der betreffende Abgeordnete 

*) s. Berichtigung Seite 812. 



Bayerischer Landtag~ 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 799 

(Präsident Dr. Hundhammer) 

weggeht, und daß ich keine nachträglich vorgetra­
genen Entschuldigungen mehr annehmen werde. 

(Sehr richtig!) 

Davon bitte ich ausdrücklich Kenntnis zu nehmen. 

Zum zweiten darf ich darauf hinweisen, daß wir 
noch eine Tagesordnung mit mehr als 50 Punkten 
zu erledigen haben. Bei der Beratung des Gegen­
standes, über den wir jetzt namentlich abgestimmt 
haben, wurde von zwei oder drei Rednern darauf 
hingewiesen, daß dieser Punkt zum· viertenmal auf 
der Tagesordnung steht. Ich möchte das Hohe Haus 
dringend bitten, S e 1 b s t d i z i p 1 i ri zu üben, 

(Sehr gut!) 

und zwar sowohl beim Antragstellen wie auch beim 
Reden. 

(Abg. Meixner: Insbesondere beim Antrag­
stellen!) 

Es hat gar keinen Sinn, hier Reden zum Fenster 
hinaus zu halten. 

(Allgemeiner Beifall) 

Dabei verkenne ich nicht die Bedeutung des Gegen­
standes, über den wir beraten haben. Ich glaube 
aber, die Entscheidung hätte auch in wesentJich 
kürzerer Frist getroffen werden können. 

Ich rufe auf Ziffer 4 b der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für sozialpolitische An­
gelegenheiten zum Antrag des Abgeordneten 
Dr. Soenning und Fraktion betreffend Sicher­
stellung einer ausreichenden Versorgung der 
K1·ankenhäuser (Beilagen 111i3, 1447). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Kunath; 
ich erteile ihm das Wort. 

Kunath (SPD), Berichterstatter: Hohes Haus! Der 
sozialpolitische Ausschuß hat sich in seiner Sitzung 
vom 11. September 1951 mit dem Antrag des Ab­
geordneten Dr. Soenning und Fraktion betreffend 
Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung der 
Krankenhäuser beschäftigt. Nach einer eingehenden 
Debatte kam der Ausschuß zu folgendem Antrag: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, zu un­
tersuchen, ob die Krankenhäuser Bayerns eine 
ausreichende stationäre Versorgung der Bevöl­
kerung gewährleisten, und zwar in Hinsicht auf 

1. die Anzahl der vorhandenen Krankenbetten, 
besonders für Tuberkulose- UJ:l.d Infektions­
kranke, 

2. eine zeitentsprechende hygienische und me­
dizinische Einrichtung, 

3. eine ausreichende Anzahl vollverantwort­
licher Ärzte und Hilfsärzte, 

4. eine ausreichende Besetzung mit Pflegeper­
sonal und Hilfskräften, z. B. Laboranten, 
Röntgenassistenten usw. 

Ich bitte Sie, diesem einstimmig gefaßten Be­
schluß des Ausschusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhaminer: Zum Wort hat sich 
gemeldet der Herr Abgeordnete Junker; ich erteile 
ihm das Wort. 

Junker (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Es tut mir leid, daß ich mich trotz der 
Ermahnung des Herrn Präsidenten zum Wort mel­

.den muß. Der Bayerische Landtag il:iat in seiner 
letzten Sitzung bereits einen ähnlichen Beschluß 
für die staatlichen Krankenihäuser gefaßt. Dieser 
Beschluß war vertretbar, weil es sich dabei um 
Dinge handelt, die den Staat und damit auch den 
Landtag direkt angehen. Es erscheint mir aber 
schwer verständlich - bei der Person des Antrag­
stellers, der als Vater des Ärztestreiks, des Streiks 
der freien Berufe bekannt ist, ist das allerdings 
nicht üiberraschend -, daß mit derart1g tiefgreifen­
den Untersuchungen und Überprüfungen in die 
privaten Krankenhäuser und in die Krankenhäuser 
der Selbstvei·waltungskörper eingegriffen werden 
soll. Ich glaube, der Selbstverwaltung wird ein 
schlechter Dienst erwiesen, wenn tatsächlich, wie 
das hier im Antrag steht, die einzelnsten Einzel­
heiten ausgeschnüffelt würden. Ich kann mir auch 
nicht vorstellen, daß der Staat auf Grund seines 
Informationsrechts derartig umfangreiche Erhebun­
gen 1bei den Selbstverwaltungskörpern pflegen 
·könnte. Daß er das bei den privaten Krankenhäu­
sern nicht kann, ist mir klar. Ich glaube also, daß 
wir uns diesen Antrag doch überlegen müssen, und 
bitte Sie, i1hm nicht zuzustimmen; denn es steht 
wohl fest, daß es zur Zeit jedem Krankenhausträ­
ger und vor allem jedem .Selbstverwaltungskörper 
eine große Üeberwindung kostet, daß Mut dazu ge­
hört und daß es ein Opfer bedeutet, üheI'haupt ein 
Kran!kenhaus zu errichten. 

(Sehr richtig!) 

Sie haben hier tatsächlich viel guten Willen zu be­
weisen und große finanzielle Opfer zu bringen. 
Wenn wir aber nun hier von Staats wegen hinein­
schnüffeln und noch herausbringen wollen, ob nun 
tatsächlich jede Stelle einer Hilfskraft, eines Pfle­
gers, eines Laboranten oder Röntgenassistenten 
usw. auch so besetzt ist, wie das vielleicht der Mar­
burger Bund oder sonstige Ärztegruppen wünschen, 
überspannen wir die Staatsaufsicht, die ja zum 
großen Teil übe!'haupt nicht gegeben ist. Ich bitte 
daher das Hohe Haus, diesen Antrag ab z u 1 e h -
nen. · 

(Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es· folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Soenning. 

Dr. Soenning (FDP): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es tut mir außer­
ordentlich leid, daß ich mich zum Wort melden 
muß, ich werde mich aber ganz kurz fassen. Dem 
Herrn Abgeordneten Junker ist ein Mißverständnis 
unterlaufen. Bei dem Antrag, den wir vor 14 Tagen 
behandelt ha1ben, hat es sich darum gehandelt, ob 
bei den staatlichen Krankenhäusern, also bei einem 
veI'hältnismäßig sehr kleinen Kreis von Kranken­
anstalten, der hauptsächlich die Universitätsklini­
ken umfaßt, die lßesetzung mit Ärzten entsprechend 
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ist. In der Presse und auch sonst kommt immer und 
immer wieder zum Ausdruck, daß die Verhältnisse 
an unseren Krankenanstalten den heutigen Bedürf­
nissen nicht entsprechen. Nachdem leider gerade 
das Gesundheits- und Krankenhauswesen außer­
ordentlich verzettelt ist und verschiedenste Stellen 
dafür zuständig sind, ist es meines Erachtens im 
Interesse der Volksgesundheit dringend erforder­
lich, wenigstens eines zu tun, nämlich von oberster 
Stelle aus einmal zu prüfen, ob die Verhältnisse 
heute tatsächlich entsprechend 13ind oder nicht. Es 
ist ja auch nicht so, wie der Herr Abgeordnete 
Junker meint, daß wir den Gemeinden oder Ko­
stenträgern etwas befehlen wollen, sondern wir 
wollen zunächst einmal nur feststellen, wo die Not 
am größten ist, sei es in Bezug auf Krankenbetten, 
in Bezug auf Ärzte oder sonstige Krankenhausan­
gestellte, so daß man dann sagen kann, da und da 
müssen Mittel zur Verfügung gestellt werden. Aus 
diesem Grunde 1bitte ich Sie, meine verehrten Da­
men und Herren, den Antrag anzunehmen. 

(Albg. Meixner: Welche Mittel denn?) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt 'der Herr 
Abgeordnete Ktmath. 

Kunath (SPD), Berichterstatter: Ich habe dem 
Wunsche des Herrn Präsi'denten entsprechend kurz 
iberichtet. Hätte ich ausführlicher berichtet, hätte es 
keine Mißdeutung gegeben. Tatsächlich sind ja die 
Gesundheitsämter heute schon angewiesen, Über- · 
pl'üfungen vo!'zunehmen. Der Antrag will nur er­
neut anregen, bei den Krankenhäusern nach·zu­
sehen, ob sie tatsächlich sachlich, beruflich und 
qualitativ auf der Höhe sind, ob das, was durch 
den Krieg versäumt wurde, nachgeholt wurde. Sie 
können sich darauf verlassen, daß sich alle Parteien 
im sozialpolitischen Ausschuß dessen bewußt wa­
ren, daß hier nicht irgendwie Eingriffe in die 
SelJbstverwaltung erfolgen sollen. Wir wissen ganz 
genau, daß sich die Gemeinden und Kreise da nicht 
bevormunden lassen; denn sie sind ja für ihre 
Krankenhäuser sel'bst verantwortlich. Ich bitte Sie 
al:so trotz aller Bedenken dem Antrag zuzustimmen. 

{Abg. Eberhard: Dann ist der Antrag unsinnig.) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
.AJhgeordnete von Franckenstei!l1. 

von und zu Franckenstein (CSU): Hohes Haus! 
Ich möchte Sie gleich dem Kollegen Junker bitten, 
dem Antrag nicht zuzustimmen. Unsere Kranken­
häuser draußen ·werden im allgemeinen von den 
Patienten gerne aufgesucht, weil sie dort eine viel 
persönlichere Pflege haben als in den großen Kran­
kenanstalten. Schütteln Sie da nur ruhig den Kopf! 
Wenn Sie bloß beratend wirken wollen, sehe ich 
nicht ein, was das für einen Wert haben sollte. Das 
ist dann eine unnötige Ausgabe. Wenn Sie aber 
befehlend wirken wollen, geht das gegen die 
Serbstverwaltung, und es werden infolge der Aus­
gaben, die dann gemacht werden müßten, vielleicht 
manche Krankenhäuser zum Schaden der Patienten 
nicht mehr mitkommen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen zur 
A'bstimmung. Sie haben den Bericht des Ausschus­
ses vernommen. 

Wer dem Ausschußbeschluß zustimmen will, 
wolle sich _vom Platz erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Das ·erste war die Mehrheit. Es ist 
im Sinne des Ausschußantrags beschlossen. 

Es dürfte zweckmäßig sein, Ziffer 4 c mit der 
Beratung der Punkte 13 a und b der Tagesordnung, 
zu verbinden, die die gleiche Materie betreffen. -
Das Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf Ziffer 4 d der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für sozialpolitische An..: 
gelegenheiten zum Antrag der Abgeordneten 
Hagen Lorenz, Ospald und Fraktion betreffend 
Verabschiedung des Gesetzes über die Schaf-. 
fung von Mindestarbeitsbedingungen (Beilagen 
1059, 1707). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Müller;, 
ich erteile ihm das Wort. 

Müller (>SPD), Berichterstatter: Hohes Haus,. 
meine. Damen und Herren! In seiner 15. Sitzung 
hat sich der sozialpolitische Ausschuß mit dem An­
trag der Abgeordneten Hagen Lorenz, Ospald und 
Fraktion betreffend Verabschiedung des Gesetzes. 
über die Schaffung von Mindestarbeitsbedingungen 
befaßt. Berichterstatter war ich selbst, Mitbericht­
erstatter der Herr Abgeordnete Strenkert. 

Der Antrag liegt Ihnen auf Beilage 1059 vor. Er 
lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, mit 
aller Dringlichkeit beim Bund dahingehend zu 
wiTken, daß das im Entwurf vorliegende Ge­
setz über die „Schaffung von Mindestarbeits­
bedingungen" 1baldigst verabschiedet wird., 

Nach einer eingehenden Aussprache wurde der 
Antrag einstimmig angenommen. Das Hohe Haus 
wird ersucht, dem Beschluß ebenso ei•nstimmig bei­
zutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu diesem Punkt 
liegen keine Wortmeldungen vor. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Wer dem Vorschlag des Ausschusses auf Zustim­
mung beitritt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich 
danke. Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltung? - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Ich rufe auf Ziffer 5 a der ·Tagesordnung: 

Be1·icht des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zum Antrag der Abgeordneten 
Lechner Hans, Hantele und Fraktion betreffend 
Aufhebung des Landtagsbeschlusses vom 3. Juni 
1949 bezüglich der Forstrechte 

und 

Kerber und Genossen betreffend Aufhebung· 
der Verordnung vom 30. Juli 1937 zur Förde­
rung der Nutzholzgewinnung (Beilagen 206, 
517, 1437). 



Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, dep. 22. November 1951 801 

(Präsident Dr. Hundhammer) 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Früh­
wald; ich erteile ihm das Wort. 

(Abg. Kerber: Zur Geschäftsordnung!) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kerber. 

Kerber (CSU): Wegen der Wichtigkeit des Punk­
tes möchte ich um einen ausführlichen Bericht 
bitten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist ausführliche 
Berichterstattung beantragt. Ich bitte den Herrn 
Berichterstatter, uns eingehend zu informieren. 

Frühwald (BP), Berichterstatter: Hohes Haus, sehr 
verehrte Damen und Herren! In seiner 18. Sitzung 
befaßte sich der Ausschuß· für Ernährung und 
Landwirtschaft mit dem Antrag der Abgeordneten 
Lechner Hans, Bantele und Fraktion auf Beilage 
206, der folgenden Wortlaut hat: 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Beschluß des Landtags vom ~. Juni 1949 
(Beilage 2542) betreffend Forstrechte und die 
gemäß ·dieses Beschlusses ergangene Verord­
nung der Ministerialforstabteilung vom 4. Juli 
J.949 Nr. F 6443 werden aufgehoben. 

2. Der Status der zwischen dem bayerischen 
Staat und den Forstberechtigten abgeschlos­
senen privatrechtlichen Verträge und gericht­
lichen Vergleiche ist bindend. 

Mit diesem Antrag wurde gleichzeitig ein Antrag 
des Abgeordneten Kerber und Genossen folgenden 
Wortlauts verbunden: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, 

1. die Verordnung vom 30. Juli 1937 zur Förde­
rung der Nutzholzgewinnung aufzuheben, 

2. die Neuregelung der Forstrechte unter Berück­
sichtigung der in den Rechten verankerten 
Werte und der heutigen volkswirtschaftlichen, 
insbesondere der forst- und holzwirtschaft­
lichen Belange, durch ein neues Gesetz fest­
zulegen. 

Der Ausschuß für Ernährung und Landwirtschaft 
hat sich mit der Materie sehr eingehend beschäftigt. 

Nach dem der B e r i c h t e r s t a t t e r die An­
träge verlesen und begründet hatte, erklärte der 
M i t b e r i c h t e r s t a t t e r , daß nach der Ver­
ordnung von 1937 - § 11 Absatz 1 - die Holz­
n'.utzungsrechte auf den Bezug anderer Holzarten 
oder Holzsorten umzuwandeln sind. Die Ablösung 
der Holznutzungsrechte sei nach der angefochtenen 
Verordnung in folgenden ·Fällen möglich: a) wenn 
die Umwandlung nicht möglieh ist, b) wenn der Be­
rechtigte die Umwandlung ablehnt, c) auf Antrag 
des Verpflichteten oder des Berechtigten, soweit 
die Holznutzungsrechte über _den eigenwirtschaft-
1ichen Bedarf des Berechtigten hinausgehen, 
d) gegen den Willen der Beteiligten, wenn die Ab­
lösung notwendig ist, um die Deckung des Holz­
bedarfs sicherzustellen. 

Der· Berichterstatter ging dann auf die 
Stellungnahme der Staatsregierung ein, insbeson­
dere auf die darin angeschnittene Frage, ob die 
Verordnung von 1937 Bundesrecht geworden ist. 
Diese Frage wurde mit der Begründung verneint, 
daß ein Recht, welches einen Gegenstand der kon­
kurrierenden Gesetzgebung des Bundes betrifft, 
selb~t bei Vorliegen der Voraussetzung des Arti­
kels 125 des Grundgesetzes nur dann Bundesrecht 
werde, wenn auch die Voraussetzungen des Arti­
kels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erfüllt seien. 

Der V o r s i t z e n d e hielt es für notwendig, in 
der Frage der Holznutzungsrechte endlich eine 
Klärung herbeizuführen. Man werde dazu eines 
großen Gesetzeskomplexes bedürfen, in dem die ge­
samte Forstrechtsfrage geregelt wird. 

Der Antragsteller Lech n er erklärte, die Forst­
rechte seien in der Mehrzahl auf notariellen Ver­
trägen begründet und lägen zum Teil schon 130 
Jahre und •mehr zurück. Dasselbe sagte auch der 
Mitantragsteller Ban t e 1 e. Dieser wies auf Q.ie 
geschichtlichen Grundlagen der Holznutzungsrechte 
hin und betonte, die Abfindung sei doch so vorge­
nommen worden, da_ß man sie rechtlich nicht ver­
treten könne. 

Der Antragsteller Kerb er bemerkte, sein An­
trag basiere auf derselben Grundlage wie der An­
trag Lechner und Bantele. Er wolle erstens be­
zwecken, daß die Verordnung von 1937 aufgehoben 
wird, und zweitens, daß in einem neuen Forstrecht 
die Belange der Forstberechtigten weitgehend be­
rücksichtigt werden. Die Verordnung von 1937 
habe eine Ablösungmöglichkeit mit dem 15- bis 
25fachen Jahresbetrag festgelegt. Bei denjenigen, 
die darauf hereingefallen sind, sei wohl nichts 
mehr zu machen. 

Der Abgeordnete B a u m e i s t e r erinnerte an 
die Verhandlungen im früheren Landtag über die 
Frage des Holznutzungsrechts. Damals sei man zu 

· 80 Prozent der Auffassung gewesen, daß die Nut­
zungsrechte als Eigentumsrechte zu erachten sind. 
Schon 1949 habe man mit der Vorlage eines neuen 
Forstgesetzes gerechnet. Leider sei dies bis jetzt 
noch .nicht Wirklichkeit geworden. 

Der Abgeordnete Pr i 11 er bestätigte, daß sich 
die Holzrechtler nach dem Landtagsbeschluß von 
1949 zufrieden geäußert hätten. Inzwischen hätten 
sie sich nun organisiert und träten mit weiteren 
Forderungen hervor. Solange keine Neuregelung 
bestehe, müsse man sich schon sehr überlegen, ob 
man den Landtagsbeschluß aufheben will. 

Der Vorsitzende gab folgende statistische 
Zahlen bekannt: Die Zahl der an den Forstrechten 
Beteiligten beträgt insgesamt 30 363, und zwar in 
619 Gemeinden. An Vergünstigungen sind 2 685 
Personen beteiligt. Vom Staatswald sind 498 116 
Hektar mit Forstrechten belastet, während 298 453 
Hektar unbelastet sind. Vom Privatwald sind 
450 49ß Hektar mit Holzrechten und 15 515 Hektar 
mit Vergünstigungen belqstet. 

(Abg. Dr. Lippert: Kürzer bitte, wesentlich 
kürzer!) 

Weiter teilte der Vorsitzende mit, daß die Ein­
nahmen aus dem gesamten Staatsforst im vergan-
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genen Jahr 139125 000 DM betrugen, während die 
Belastung 2 649 000 DM ausmachte. Man brauche 
sich also nicht vorzustellen, daß es sich um Dinge 
handelt, die praktisch nicht geregelt werden kön­
nen. 

Auch Herr Regierungsdirektor M ü 11 e r hat. sich 
noch in die Aussprache eingeschaltet 

(Ungeduldiger Zuruf) 

und darauf berufen, daß das Finanzministerium die 
Entscheidung des bayerischen Verfassungsgerichts­
hofs habe abwarten wollen; diese habe aber gerade 
in der entscheidenden Frage keine Klärung ge..: 
bracht. 

Auf die Frage des Vorsitzenden, ob die Staats­
regierung die Aufhebung des Landtagsbeschlusses 
von 1949 für günstig halte, erwiderte Regierungs­
direktor Müller, dieser Beschluß sei ausdrücklich 
zugunsten der Nutzungsberechtigten ergangen; nur 
die verpflichteten Waldbesitzer hätten sich darüber 
beklagen können. 

Vom Mitberichterstatter gefragt, ob die Vollzugs­
bekanntmachung zum Landtagsbeschluß von 1949 
nach seiner Ansicht nicht gegen die Verordnung 
von 1937 sei, erklärte Regierungsdirektor Müller, 
es bestehe kein Anlaß zu dieser Annahme, nachdem 
der Verfassungsgerichtshof festgestellt habe, daß 
sie nicht gegen die Verfassung verstößt. , 

Auf die Frage des B e r i c h t e r s t a t t er s, ob 
durch eine Aufhebung der Verordnung von 1937 der 
alte Rechtszustand wieder hergestellt würde, er­
widerte Regierungsdirektor Müller, man werde 
dann auf die Möglichkeiten des alten Forstgesetzes 
bezüglich der alten Holznutzungsrechte zurückgrei­
fen müssen. Diese Frage sei noch genauer zu 
prüfen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte Sie, zum Schluß zu kommen. 

(Abg. Dr. Lippert: Ja, ich glaub's auch!) 

Frühwald (BP), Berichterstatter: Es wurde noch 
sehr viel über diese ganze Angelegenheit debattiert. 

(Zuruf: Das glauben wir gern!) 

Der Ausschuß kam zu folgendem Beschluß: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, mit 
einem Gesetzentwurf zur Aufhebung der Voll­
zugsanweisung vom 4. Juli 1949 und der Ver­
ordnung vom 30. Juli 1937 zur Förderung der 
Nutzholzgewinnung einen Gesetzentwurf zur 
Regelung der Forstrechte bis zum 1. Dezem­
ber 1951 vorzulegen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag des Aus­
schusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort hat der 
Herr Staatsminister für Ernähr.ung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Herr Präsident, Ho­
hes Haus! Zu dem Antrag des Ausschusses für Er-

nährung und Landwirtschaft vom 10. September 
darf ich folgendes feststellen: Das Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat schon im April 1950 einen Entwurf für ein 
Forstrechtsgesetz fertiggestellt und den übrigen Mi­
nisterien zugeleitet. Gegen diesen Entwurf haben 
einige Ministerien Bedenken erhoben. Diese müs­
sen auch im Interesse der Forstberechtigten über­
prüft werden. Das Finanzministerium, das an dem 
Gesetzentwurf maßgebend interessiert ist, weil 
seine finanziellen Auswirkungen bedeutend sein 
können, muß sich n,och äußern. 

Es erschien auch notwendig, den Ausgang des 
Antrags des Ökonomierats Stegmann beim bayeri­
schen Verfassungsg·erichtshof auf Feststellung der 
Verfassungswidrigkeit der Verordnung zur Durch­
führung des Vierjahresplans vom 18. Oktober 1936, 
der Verordnung zur Förderung der Nutzholzgewin­
nung vom 30. Juli 1937 und des Beschlusses des 
Bayerischen Landtags über den Vollzug der Ver­
ordnung zur Förderung der Nutzholzgewinnung 
vom 2.Juni 1949 abzuwarten. Der bayerische Verfas­
sungsgerichtshof hat in seiner öffentlichen Sitzung 
vom 14. Juli 1951 entschieden und lediglich einige 
Bestimmungen der Verordnung vom 30. Juli 1937 
sowie einige Bestimmungen der Bekanntmachung 
meines Ministeriums vom 4. Juli 1949 als verfas­
sungswidrig erklärt. Im übrigen hat der Verfas­
sungsgerichtshof festgestellt, daß die angefochtenen 
Bestimmungen keine Grundrechte der bayerischen 
Verfassung verfassungswidrig einschränken. 

Die Erwartung, daß die Entscheidung des Verfas­
sungsgerichtshofs auch darüber Ausführungen ent­
halten würde, ob die Verordnung vom 30. Juli 1937 
Bundesrecht geworden ist oder nicht, hat sich nicht 
erfüllt. Der Verfassungsgerichtshof stellt in seinem 
Urteil ausdr-U.cklich fest, daß die maßgebende Ent­
scheidung darüber, ob die Verordnung vom 30 .. Juli 
1937 heute Bundesrecht geworden ist, im Streitfalle 
nicht ihm, sondern dem Bundesverfassungsgerichts­
hof zustehe. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Land-
. wirtschaft und Forsten vertritt die Auffassung, daß 
diese Verordnung grundsätzlich Bundesrecht gewor­
den sei, weil ein dringendes Bedürfnis für eine 
übergebietliche Regelung der Nutzholzgewinnung 
bestehe. Dagegen vertritt die bayerische Staats­
regierung die Auffassung, daß ein Recht, das einen 
Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung des 
Bundes betrifft, selbst bei Vorliegen der Voraus­
setzungen des Artikels 125 des Grundgesetzes nur 
dann Bundesrecht werde, wenn auch die Voraus­
setzungen des Artikels 72 Absatz 2 des Grund­
gesetzes erfüllt seien, wenn also ein Bedürfnis nach 
einer bundeseinhei tlichen Regelung bestehe. Ein 
solches Bedürfnis sei aber beim Forstrecht nicht 
gegeben. Derartige Rechte seien in Deutschland vor 
1933 durchwegs nach Landesrecht geregelt worden. 

Das Landwirtschaftsministerium wird erneut ver­
suchen, durch Verhandlungen mit dem Bundesmini­
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten zu einer Klärung zu kommen. Die bayerische 
Staatsregierung wird alles tun, um den Gesetzent­
wurf beschleunigt vorlegen zu können. Das Land-



..,., ·----------·----
' 

Bayerischer Landtag - 53. Sitzung. Donnerstag, den 22. November 1951 803 

(Dr. Schlögl, Staatsminister) 

wirtschaftsministerium wird denselben nach den 
Ä"ußerungen der anderen Ministerien nochmals über­
arbeiten. Bei der großen Bedeutung des Gesetzent­
wurfs erwartet der bayerische Bauernverband eine 
nochmalige Anhörung. 

Die dargelegten Gründe zwingen mich, das Hohe 
Haus zu bitten, den Vorlagetermin angemessen zu 
verlängern. Der überarbeitete Gesetzentwurf wird 

·voraussichtlich 85 Artikel enthalten und die Ge­
setzesbegründung etwa 100 Schreibmaschinenseiten 
umfassen. Ich bitte daher, zu beschließen, daß der 
Entwurf baldmöglichst vorzulegen ist. 

Außerdem, meine Damen und Herren, darf ich 
noch um etwas bitten: Im Beschluß des Ausschusses 
ist auch von der Aufhebung der Vollzugsanweisung 
vom 4. Juli 1949 die Rede. Wenn der Bayerische 
Landtag diese Vollzugsanweisung heute aufheben 
würde, würde ein Vakuum entstehen, das heißt, es 
würde ein Beschluß gefaßt weFden, der nicht im 
Interesse der Forstrechtler gelegen wäre. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 
Ich bitte daher unter allen Umständen, daß dieser 

Passus aus dem Antrag herausgenommen wird. 

P1·äs.ident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung der Herr Abgeordnete Kiene! 

Riene (SPD): Nach dieser Erklärung des Herrn 
Staatsministers ersuche ich das Hohe Haus, den An­
trag noch einmal in den Ausschuß zurückzuverwei-
sen. 

(Abg. Hagen Lorenz: Sehr richtig!) 

Die Folgen, die aus der jetzigen Formulierung ent­
stehen würden, wären allzu weittragend. Ich möchte 
nicht auf den Stoff selbst eingehen, sondern nur 
den Herrn Vorsitzenden des Ausschusses bitten, 
meine Bitte zu unterstützen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung der Herr Abgeordnete Dr. Baumgartner. 

Dr. Baumgartner (BP): Meine Damen und Her­
ren! Auf c:lie Ausführungen des Herrn Staatsmini­
sters hin möchte ich vorschlagen, daß wir einen 
anderen Termin für die Vorlage des Gesetzes be­
stimmen, etwa den 1. März oder den 1. April 1952. 
Bis dahin können die zuständigen Gremien, der 
Bauernverband, die Ministerien, die Staatsregie­
rung und der Ministerrat zu dem Gesetz Stellung 
nehmen, ebenso der Bayerische Senat. 

Wir warten schon seit 1806 auf eine anständige 
Regelung dieser Frage und haben in Bayern schon 
jahrzehntelang Zeit gehabt, sie zu regeln, und sie 
ist noch nicht geregelt worden. Ich möchte daher 
das Hohe Haus jetzt dringend bitten, noch ein paar 
Monate Geduld zu haben und die Angelegenheit 
ordnungsgemäß zu regeln. Ich möchte den Herrn 
Kollegen Kiene bitten, damit einverstanden zu sein, 
wenn wir in unserem Antrag, den wir heute hier zu 
beschließen haben, vorschlagen, daß die Staatsregie­
rung ersucht wird, den Gesetzentwurf bis zum 
1. April 1952 vorzulegen und -daß wir im Landwirt­
schaftsausschuß nicht in eine Sachdebatte eintreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der H'err Abge­
ordnete Kiene hat vorgeschlagen, die Materie an 
den Landwirtschaftsaussch uß zurückzuverweisen; 
der Herr Abgeordnete Dr. iBaumgartner hat sich 
dagegen ausgesprochen. 

Wer dem Vorschlag Kiene beitritt, wolle sich 
vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
pro'be. - Das letztere ist die Mehrheit. Die Materie 
wird jetzt hier behandelt. Zum Wort ist gemeldet 
der Herr Abgeordnete Kerber. 

(Abg. Kiene: Ich bitte ums Wort) 

Kerbe1· (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Da der Antrag nicht an den Ausschuß zu­
rückgeht, sondern heute behandelt wird, gestatte 
ich mir, einiges hierzu zu sagen. Wenn auch die 
Zeit schon etwas vorgeschritten ist, glaube ich doch, 
daß wir uns in Anbetracht der Bedeutung, die den 
Forstrechten zukommt, eingehender mit dieser An­
gelegenheit befassen sollten. 

In der letzten Zeit wurde in diesem Hohen Hause, 
sei es in den .A!usschüssen oder in den Fraktionen, 
sehr viel über Rechte aller Art gesprochen, aber 
zu meinem großen Leidwesen habe ich feststellen 
müssen, daß der Eigentumsbegriff bei all diesen 
ReChten - seien es Gemeindenutzungsrechte, sei es 
das Ortschaftsvermögen usw. - kolossal verwäs­
sert wird und wir starke Bedenken hegen müssen,. 
ob die Betreffenden wieder zu ihrem Recht und zu 
ihrem Eigentum kommen werden. Deshalb möchte 
ich heute grundsätzlich da'Z'll Stellung nehmen. 

In der Berichterstattung wurde bereits betont, 
daß man meinen Antrag, der sich gegen die Ver­
ordnung vom Jahre 1937 zur Förderung der Nutz­
hoJzgewinnung richtet, mit dem Antrag Bantele 
uhd Lechner Hans, der den Landtagsbeschluß von 
1949 aufgehoben wissen will, nur aus Zweckmäßig­
keitsgründen zusammengelegt hat, weil wir der 
gleichen Auffassung sind und das gleiche wollen, 
nämlich den Forstrechtlern zu ihrem Recht, ja zu 
ihrem Eigentum· zu verhelfen. 

Wenn ich mich in meinem Antrag nicht für die 
Aufhebung des Landtagsbeschlusses vom Jahre 
1949 aussprach, so deshafö, weil ich es für außer­
ordentlich gefährlich halten würde, diesen Be­
schluß aufzuheben, solange die Verordnung vom 
Jahre 1937 besteht. Es würde bedeuten, daß die 
Rechtler etwas verlieren, und deshallb muß dieser 
Beschluß so lange bestehen bleiben, bis das neue 
Forstgesetz in Bayern in Kraft tritt. bas Krebs­
übel, das Grundübel ist die Göringsche Reichsver­
ordnung vom Jahre 1937. Auf Grund dieser Ver­
ordnung wurde den Bauern nicht mehr das Holz 
in natura gegeben, sondern die Bauern mußten sich 
mit einer kläglichen jährlichen Abfindung in Geld 
zufrieden geben. Das bedeutet doch einen großen 
Eingriff. Wir alle, von der linken bis zur rechten 
Seite dieses Hauses, wissen, daß diese Verordnung 
nur deshalb erlassen wurde, weil der Krieg in Aus­
sicht stand und die Rüstung betrieben wurde. Wir 
wollen aber doch - und deshalb müssen wir uns 
eingehend damit befassen - das .Recht, das Eigen­
tum - -

(Abg. Dr. Lippert: Es handelt sich ·heute 
ibloß um die Verlegung des Termins!)" 
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- Ich habe die Auffassung, daß viele Mitglieder 
des Hohen Hauses nicht wissen, um was es bei den 
Forstrechten geiht, 

(Widerspruch) 

und daraus erklären sich Abstimmungen, die Hals 
über Kopf erfolgen, und hinterher ist es zu spät. 
Deshalb möchte ich mich heute dazu äußern; es 
wird ja in diesem Haus so viel gesprochen, auch 
über Dinge, die vielleicht nicht so wichtig sind. Die 
ganze Landbevölkerung, die ganzen Rechtler war-

. ten darauf, daß wir eingehend Stell.JUng nehmen, 
und deshalb will ich· schildern, wie die Dinge 
liegen. 

Ich ha!be Akten bei mir, die. Ihnen bestätigen' 
werden, daß es sich bei den Forstrechten um Eigen­
tum handelt; Wenn man draußen versucht, zu er­
fahren, wie die ReChte entstanden sind, dann wird 
man finden, daß sie auf 300 bis 400 Jahre zurück­
gehen und daß sie in der Zeit entstanden sind, wo 
die Herrschaftsbesitzungen aru.fgeteilt wurden. Da­
mals haben die Landwirte den Waldgrund nicht 
kostenlos erhalten, sondern ich kann Ihnen auf 
Grund der Akten nachweisen, daß sie 2000 oder 
2900 Gulden dafür bezahlt haben. Es ist daher 
Eigentum, und Eigentum muß letzten Endes Eigen­
tum bleiben. Der Waldbesitz wurde also aufgeteilt; 
wo gleich eine Parzellierung stattfand, sind die 
Verhältnisse in OrdDIUng un1d wir haben uns nicht 
mehr damit zu befassen. Aber im großen und gan­
zen, hauptsächlich in Mittelschwaben und Süd­
schwaben ist ein Gemeinschaftswald entstanden. 
Die Bauern gingen hinaJus in den Wald, sie haben 
Holz geschlagen, wie es ihnen gefiel, es wurde nicht 
mehr aufgeforstet und so wur:de RaUJbbaru getrie­
ben. Als dann allmählich das Hok: zum Rohstoff 
und zum wichtigen Grundstoff für die Papierindu­
strie wurde und die Bautätigkeit andere Formen 
annahm, hat der Staat gesaigt: Ihr Bauern wollt 
doch nicht mehr als euer jährliches Nutzholz und 
das euch zrustehende Brennholz. 

(Abg. Kurz: Das ist. bei uns genau so!) 

- Ich weiß, bei euch unten ist es genau so. - Also, 
der Staat hat erklärt: Ich kaufe euch diesen Wald 
ab und gebe euch dafür ein Recht. Der eine bekam 
drei Ster, der andere vier Ster - hier steht es 
geschrieben - rund so sind diese Rechte entstanden. 
:Sie wurden zum Teil im Grundbuch eingetragen 
und den Einheitswerten zugemessen, müssen also 
heru.te noch 'Versteuert werden, es muß die Sofort­
hilfe daraus bezahlt werden usw. Ich weiß, daß wir 
in Bayern 97 verschiedene Rechte ha1ben; alle sind 
etwas anders gelagert, aber im großen und ganzen 
gehen sie auf das gleiche 'hinaus, nämlich auf den 
Eigentumsbegriff. Ich hoffe und erwarte, daß das 
im neuen Forstgesetz geregelt wird, und ich bin 
auch dafür, Herr Kollege J3aumgartner, daß man 
jetzt nicht länger zögert, damit Dinge vermieden 
werden können, wie wir sie befürchten. Der Ent­
wurf liegt ·bereits, wie ich hörte, in der Schublade 
des Ministeriums und es bedarf keiner großen 
Arbeit, um ihn uns im Ausschuß bis zum 1. Dezem­
ber zU:r Behandlrung vorzulegen. 

Ein weiteres möchte ich anfügen. Man spricht im­
mer darüber, ob diese Verordnung von 1937 Bun­
desverordnung geworden ist. Automatisch sind alle 
Reichsverordnrungen Bundesverordnungen gewor­
den; aber ich möchte Sie davor warnen,· das Forst­
recht als Bundessache zu erklären, ich möchte da­
vor warnen, heute üiberhaupt zu fragen: Ist es eine 
Bundesverordnung? Ich habe die große Befürch­
tung, daß, wenn man heute in Bonn fragt, dann 
der Bund erklärt: Selbstverständlich, das ist Bun­
dessache! So werden wir eines Taiges ein deutsches 
Forstgesetz bekommen und das letzte, der Wald, 
wird uns in Bayern auch noch genommen . 

(Sehr richtig! bei der BP) 

So ist die Situation. Der Vorsitzende der IHO, das 
ist die Interessengemeinschaft der Holzberecl).tigten, 
hat mir heute erklärt, daß wir uns gar nicht mit 
der Verordnung von 1937 befassen müßten, denn 
Göring habe bereits im Jahre 1940 diese Verord­
nung wieder aufgehoben. Aber die Bürokratie hat 
sich nicht daran gehalten und bis heute ist das 
Gesetz so durchgeführt worden. Wir, die Landwirte 
und die Forstrechtler, erwarten, daß das neue 
Forstgesetz nicht etwa so ausfällt, daß die Rechte 
mit dem 18fachen Ja:hresertra;g abgefunden werden 
können. Wenn mir jemand etwas schuldig ist und 
er sagt, ich gebe dir den Zins für 18 Jahre, dann ist 
die Sache erledigt, so ist das doch ·ein eigenartiger 
Rechtsibegriff, der stark an den Osten anklingt. Da­
mit können wir uns nicht befreunden. Wir sind uns 
dessen bewußt, daß man heute in An!betracht der 
wirtschaftlichen Bedeutung des Holzes Nutzholz 
nicht mehr· zu Brennlholz ,zersägen kann, ~ber wir 
müssen verlangen, daß der Staat sich dazu be­
quemt, den Rechtlern entweder einen Gemein­
schaftswald zu geben - und damit sind die Rechte 
aufgehoben - oder aber den Mehrerlös, der jetzt 
dem Staate zufließt, ausschließlich den Nutzungs­
berechtigten :<?ugute kommen zu lassen. 

Im Ausschuß hat ein Redner erklärt, man könne 
es heute nicht verantworten, daß die Bauern das 
Holz bekommen, es müsse der Volkswirtschaft zu­
geführt werden. Nein, es ist ganz gleich, ob der 
Staat das Holz der Volkswirtschaft zuführt oder 
ob der Bauer das tut, nur mit dem Unterschied, daß. 
die Einnahmen aus diesem Recht dann dem gehö­
ren, dein sie wirklich zustehen. 

Schließlich möchte ich noch sagen, daß keine 
andere Regelung erfolgen darf, es sei denn, der 
Berechtigte ist damit einverstanden. Seien wir uns 
dessen 1bewußt, daß wir ein Rechtsstaat sind und 
die Pflicht rund die Aufga1be haiben, für Recht zu 
sorgen, auch wenn es dem Staat nicht immer ge­
fällt. 

(Beifall bei der CSU und BP) 

Präsident Dr. Rundhammer: Als nächster Red­
ner spricht Herr Abgeordneter Dr. Baumgartner. 

Dr. Baumgartner (BP}: Ich wollte mit meinem 
Antrag nicht bezwecken, daß jetzt eine Debatte los­
bricht, und ich möchte dringend bitten, das, was 
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wir zu diesem Problem zu· sagen haben, nicht jetzt, 
sondern bei der Gesetzesberatung vorzubringen. 
Ich beantrage daher, dem Ausschußantrag zuzu­
stimmen, nur mit der Änderung, daß statt 1. De­
zember 1951 gesetzt wird: 1. April 1952. 

Präsident Dr. Hundhammer: Nach der Geschäfts­
ordnung können die bisher gemeldeten Redner 
nicht ohne weiteres zu einem Verzicht auf ihre 
Wortmeldung gezwungen werden. Ich möchte aber 
fragen, ob die weiteren drei Redner bereit sind, 
ihrerseits auf das Wort zu verzichten und, wie jetzt 
der Herr Abgeordnete Dr. Baumgartner vorge­
schlage.n hat, die sachlichen Ausführungen aufzu­
schieben, bis der Gesetzentwurf vorliegt und zur 
Beratung steht. 

Als erster Redner ist gemeldet H;err Kollege 
Stain. 

(Abg. Stain: Ich möchte wenigstens zum 
Abänderungsantrag sprechen!) 

- Herr Kollege Stain hat einen Ab ä n der u n g s­
a n trag gestellt. Ich verlese diesen Abänderungs­
antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, bis zum 
1. April 1952 einen Gesetzentwurf zur Rege­
lung der Forstrechte vorzulegen. 

Dieser Antrag enthält inhaltlich dasselbe, was im 
Ausschußbeschluß steht, nur läßt er die Aufhebung 
der Vollzugsanweisung vom 4. Juli 1949 und der 
Verordnung vom 30. Juli 1937 weg. 

Stain (BHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es ist doch ein U n t e r s c h i e d zwischen 
dem Ausschußantrag und meinem Abänderungs­
antrag. Herr Kollege Kerber hat eben betont, daß 
es nicht gut wäre, wenn man, bevor ein neues 
Forstgesetz in Kraft tritt, die Verfügung von 1949 
aufheben würde, und er hat dies als Teillösung 
immerhin beantragt. Ich habe eigentlich vermißt, 
daß er diese Formulierung dann auch noch in die 
Form eines Antrags gebracht hätte. Die Anweisung 
von 1949 regelt nämlich die Härten, die die Ver­
ordnung aus dem Jahre 1937 zweifellos gebracht 
hat. Es ist doch so - die Ausschußverhandlungen, 
die Berichterstattung und vor allem die Worte des 
Herrn Kollegen Kerber haben es bewiesen -, daß 
es sich hier um ein grundlegendes Problem sowohl 
der Rechtsprechung wie auch der bayerischen Land­
wirtschaft handelt. Vor allem ist bei den Ausschuß­
verhandlungen immer wieder betont worden, daß 
auf der einen Seite jahrhundertealte Rechte in Be­
tracht kommen und daß auf der anderen Seite diese 
Rechte da und dort vielleicht umgewandelt worden 
sind. Es gibt Gebirgsorte, in denen die Rechte von 
den ursprünglich Berechtigten anteilsmäßig Frem­
den übertragen wurden. Während es früher ein 
Notdurftsrecht war, beispielsweise das Brennholz­
recht, haben wir immerhin heute schon Erscheinun­
gen anderer Art und deswegen halten wir es für 
so notwendig, daß ein Gesetz hier eine Regelung 

trifft. Es war 1937 zweifellos nur ein Versuch, hier 
mit einer Regelung einzugreifen, es war nur eine 
Brücke zu einer Regelung, die. einmal kommen muß. 
Es ist nun einmal so, daß wir in Bayern Einzelhöfe 
haben, die zwischen 2 und 827 Raummeter Brenn­
holz pro Jahr bekommen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Wissen wir!) 

- Ich nehme diese Bestätigung gerne zur Kenntnis, 
möchte aber doch dringend bitten, heute nicht ein 
Präjudiz zu schaffen, indem man durch einen Land­
tagsbeschluß die Verordnung von 1937 und die An­
weisung von 1949 außer Kraft setzt, bevor wir ein 
Forstgesetz haben; ich halte es für richtig, diese ' 
Verfügung erst außer Kraft zu setzen, wenn das 
Forstgesetz vor uns liegt und wenn wir es ge­
nehmigen können. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Steht ja im Ausschuß­
antrag darin! Sie haben vollständig umsonst 

gesprochen!) 

- Herr Kollege, es steht darin, daß die Verordnung 
von 1937 und die Vollzugsanweisung von 1949 
außer Kraft gesetzt werden und daß ein Gesetz­
entwurf vorgelegt werden soll.· 

(Abg. Dr. Baumgartner: Gleichzeitig! - „Und" 
heißt gleichzeitig!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich glaube, es ist 
richtig, wenn wir die Debatte jetzt abbrechen. 

Herr Kollege Stain, Sie haben anscheinend den 
Ausschußbeschluß nicht richtig gelesen. 

(Abg. Stain: Selbstverständlich!) 

Es heißt: Die Staatsregierung wird beauftragt, mit 
einem Gesetzentwurf zur Aufhebung usw. einen 
Gesetzentwurf zur Regelung der Forstrechte vor­
zulegen, also beides gleichzeitig! 

Stain (BHE): Herr Präsident, das ist mir voll­
kommen klar. Aber wenn ich heute einen Gesetz­
entwurf vorlege und er genehmigt wird, so braucht 
man bekanntlich erst Ausführungsbestimmungen, 
und wir haben dann immerhin eine Zeit, wo die 
Verfügungen wohl außer Kraft gesetzt sind, aber 
keine Übergangsbestimmungen vorliegen, die so 
lange gelten, bis das Gesetz tatsächlich in Kraft ist. 
Wenn also das Forstgesetz sowieso all diese Reg~­
lungen bringen soll, wozu brauchen wir dann erst 
noch zu beschließen, daß die und jene Verfügungen, 
die sich dann wiederum im Gesetz erledigen, erst 
einmal außer Kraft gesetzt werden? Begehen wir 
doch hier keinen Fehler, sondern schaffen wir eine 
klare Tatsache, indem wir die Staatsregierung er­
suchen, das Gesetz zu dem festgesetzten Termin 
vorzulegen! Dann ergibt sich schon vorher in den 
Ausschußverhandlungen all das von selbst, was Sie 
haben wollen, nämlich die Abänderung der Ver­
ordnung von 1937 beziehungsweise deren Auf­
hebung und vor allem auch die Behandlung der 
Vollzugsanweisung von 1949. Ich halte es doch für 
das Richtigste, wenn wir hier einfach so argumen­
tieren und die Staatsregierung ersuchen, zum Ter­
min vom 1. April 1952 das Forstgesetz vorzulegen. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Ist., der Herr Abge­
ordnete Lechner bereit, auf das Wort zu verzichten? 

Lechner Hans (BP): Ich verzichte. 

Präsident Dr. Hundhammer: Er verzichtet. 
Herr Abgeordneter Kiene! 

Kiene (SPD): Ich muß leider etwas zu der Sache 
sagen, Herr Präsident. Der Antrag ist nicht glück­
lich gefaßt. Meine Bedenken im Ausschuß waren 
doch richtig. Es handelt sich hier um zwei Tat­
bestände: einmal um die Aufhebung der Vollzugs­
anwe~sung gemäß unserem Landtagsbeschluß; das 
Brennholz nur für den Eigenbedarf und in nutz­
holzuntauglichen Sorten zu gewähren. Ein solcher 
Gesetzentwurf kann vorgelegt werden. Aber nicht 
vorlegen kann der Herr Staatsminister unserem 
Haus einen Gesetzentwurf zur Aufhebung der Nutz­
holzverordnung von 1937, weil sie eine Bundesvor­
schrift ist; die muß in Bonn aufgehoben werden. 

Anscheinend haben die Herren Kollegen die Bei~ 
lage 1815 nicht gelesen, in der der Herr Staatsmini­
ster mitteilt, daß zu dem Antrag Strauß und Ge­
nossen im Verfassungsausschuß des Bundestags 
darüber gesprochen wurde, daß die Nutzholzver­
ordnung von 1937 grundsätzlich Bundesrecht ge­
worden ist und daß nach wie vor ein dringendes 
Bedürfnis für eine übergebietliche Regelung der 
Nutzholzgewinnung besteht. Denken Sie doch an 
den Nutzholzmangel von heute, der ungefähr die 
gleiche Situation schafft wie 1938 bei der Auf­
rüstung. 

Es besteht also wahrscheinlich nicht die Möglich..­
keit, daß der Abschnitt I der ·Nutzholzverordnung 
aufgehoben wird. Dagegen besteht die Wahrschein­
lichkeit, daß der Abschnitt II, nämlich die Ablösung 
von Nutzholzrechten usw., .der landesgesetzlichen 
Regelung übertragen wird. Ich war ja von Anfang 
an der Auffassung, wir müssen den Antrag noch 
einmal gründlicher besprechen. Ich glaube, ich habe 
doch recht gehabt. Ich darf also vorschlagen, den 
Antrag in der vorliegenden 'Form wegen der be­
stehenden rechtlichen Bedenken nicht anzunehmen. 

(Abg. Stain: Nochmals an den Ausschuß 
verweisen!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen nun­
mehr zur Abstimmung; die Rückverweisung an den 
Ausschuß ist schon abgelehnt worden. · 

Zunächst lag ein Antrag Stain vom 7. November 
1951 vor, der zurückgezogen ist. An seine Stell~ tritt 
der neue Abänderungsantrag Stain, vom Heutigen 
datiert. Ich lasse zunächst über den Abänderungs­
antrag Stail1 abstimmen und hernach eventuell über 
den Ausschußantrag. 

Wer dem Abänderungsantrag Stain beitritt, wolle 
sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Das ist die Mehrheit. Der Abänderungs­
antrag Stain ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Aus­
schußantrag auf Beilage 1437, über den berichtet 
und auch debattiert worden ist. 

(Zurufe: Termin!) 

Wer dem Ausschußantrag mit der Terminsände­
rung „1. April 1952" an Stelle von „1. Dezember 
1951" beitreten will, der wolle sich vom Platz er­
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Ich möchte die Herren, die bei 
keiner Abstimmung aufgestanden sind, fragen, w·o­
für sie stimmen. 

(Abg. Dr. Keller: Sehr richtig! - Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, wir müssen doch ein­
mal mit dem Zustand ein Ende machen, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

daß sich Abgeordnete bei keiner Abstimmung 
äußern. 

(Abg. Dr. Keller: Man muß wissen, was man 
will!) 

-Auch das Präsidium muß wissen, was gewollt isk 
So geht es nicht auf die Dauer. 

Ich wiederhole die Abstimmung. Ich frage Sie 
noch einmal: Wer stimmt für den Ausschußantrag? 
Der wolle sich vom Platz erheben. - Wer stimmt 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? 
Danke; jetzt ist es klar, 

(Abg. Dr. ~eller: Warum nicht gleich so?) 

Ich möchte dringend bitten, das Präsidium nicht in 
die Zwangslage zu versetzen, daß es die Abgeord­
neten, die sich bei keiner Frage vom Platz erheben, 
namentlich fragt, wie sie stimmen wollen. 

(Sehr richtig!) 

- Der Ausschußantrag ist mit der Terminsände­
rung angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 5 b der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zum Antrag des Abgeordneten 
Bitom und Genossen, Euerl und Genossen, . 
Gärtner, Puls und Stain betreffend Vorlage 
eines Gesetzentwurfs zur Regelung der Rechts­
verhältnisse der durch Errichtung von Trup­
penübungsplätzen vertriebenen Bauern (Bei­
lagen 1379, 1459). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Haisch; 
ich erteile ihm das Wort. 

Haisch (CSU), Berichterstatter: Der Ausschuß 
für Ernährung und Landwirtschaft hat sich in sei­
ner 20. Sitzung am Dienstag, den 18. September 
1951, unter dem Vorsitz des Herrn Abgeordneten 
Baumeister mit dem Antrag der Abgeordneten 
Bitom und Genossen, Euerl und Genossen, Gärtner, 
Puls und Stain betreffend Vorlage eines Gesetz­
entwurfs zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
durch Errichtung von Truppenübungsplätzen ver­
triebenen Bauern befaßt. Berichterstatter war 
meine Person, Mitberichterstatter war der Abge- ' 
ordnete Köhler. 

Der Antrag lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
wegen beschleunigter Vorlage eines Gesetzes 
vorstellig zu werden, das die Rechtsverhältnisse 
der von ihrer Heimatscholle vertriebenen Bau­
ern durch neu zu errichtende Truppenübungs­
plätze (wie Hohenfels) regelt. 
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Der B er i c h t e r s t a t t e r verwies auf den vor­
ausgegangenen Bericht des Ministeriums über 
Hohenfels und unterstützte den Antrag, zumal 
man nicht wisse, wann wieder eine derartige Kata­
strophe über einen G.ebietsteil in Bayern herein­
brechen werde. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r schloß sich die­
ser Stellungnahme an. 

Der Antrag wurde vom Ausschuß einstimmig an­
genommen. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Beschluß ebenfalls 
einstimmig beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Ausschußbeschluß beitritt, wolle sich 
vom Platz erheben. - Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 5 c der .Tagesordnung: 

Bericht des Ausschuss~s für Ernährung und 
Landwirtschaft zum Antrag der Abgeordneten 
Baumeister und Genossen, Bittinger und Ge­
nossen, Dr. Baumga1·tner, Frühwald und Elzer 
betreffend Abstandnahme von der Herab­
setzung der Zuschüsse für die Zwischenunter­
künfte der aus Hohenfels umzusiedelnden 
Bauern (Beilage 1603). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Früh­
wald; ich erteile ihm das Wort. 

Frühwald (BP), Berichterstatter: Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Im Ausschuß für 
Ernährung und Landwirtschaft wurde der vor­
liegende Antrag besprochen und in folgender Fas­
sung einstimmig angenommen: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, das 
Bundesministerium der Finanzen zu ersuchen, 
die aus Besatzungskosten versprochenen Zu­
schüsse für die Zwischenunterkünfte der aus 
Hohenfels umzusiedelnden Bauern nicht auf 
3000 DM herunterzusetzen, sondern in Höhe 
von 5000 DM zu belassen. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Ausschußbeschluß 
beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Wer dem Ausschußbeschluß beitritt, wolle sich 
vom Platz erheben. - Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 5 d der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zum Antrag des Abgeordneten 
Haisch betreffend Versorgung Bayerns mit 

. Importgetreide (Beilage 1604). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Bau­
meister; ich erteile ihm das Wort. 

Baumeister (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ernährungs-

ausschuß hat sich; in seiner 21. Sitzung am Diens­
tag, den 9. Oktober 1951, mit einer Vorlage eines 
neuen Verteilungsplans des Bundesernährungs­
ministeriums befaßt. Nachdem. der Bayerische 
Landtag durch seinen Beschluß vom 21. Juni 1951 
schon über die Neuverteilung der Versorgung mit 
Importgetreide beschlossen hatte, faßte der Ernäh­
rungsausschuß einsti_mmig folgenden Beschluß: 

Die Staatsregierung wird ersucht, unter Be­
rücksichtigung des Landtagsbeschlusses vom. 
21. Juni 1951 (Beilage 953) beim Bundesmini­
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten den Vorschlag des bayerischen Land­
wirtschaftsministeriums zu unterstützen, da­
mit das Land Bayern bei der Versorgung mit 
Importgetreide nicht benachteiligt wird. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß des Er­
nährungsauss.chusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt mir nicht vor. 

Wer dem Vorschlag des AusschUsses für Ernäh­
rung und Landwirtschaft beitritt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Der Antrag ist einstimmig an­
genommen. 

Ich rufe auf Ziffer 5 e: 

Bericht des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft zum Antrag des Abgeordneten 
Eisenmann und Genossen betreffend Befähi­
gungsnachweis bei Kauf und Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Betriebe (Beilagen ·608, 
811). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Eisen­
mann selbst. 

Dieser Fall gibt mir vorweg Anlaß, auf die Be­
stimmung hinzuweisen, daß der Antragsteller nicht 
selber Berichterstatter sein soll. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das liegt so weit zu­
rück, Herr Präsident, daß ich es nicht ändern 

konnte!) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Eisenmann. 

Eisenmann (BP), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine .Damen und Herren! Der Antrag ist 
vor gut einem halben Jahr gestellt und noch im 
Juni vom Landwfrtschaftsausschuß · verabschiedet 
worden. Seit dieser Zeit ist der Antrag d.adurch 
übe.rholt, daß das Landwirtschaftsministerium die­
sen Gesetzentwurf bereits ausgearbeitet hat. Der 
Antrag ist wegen meiner Abwesenheit bis heute 
zurückgestellt worden. 

Da der Gesetzentwurf bereits fertiggestellt und 
der Antrag und damit auch die Beschlußfassung 
überholt ist, ziehe ich den Antrag zurück. 

Präsident Dr. Hundhammer: Damit ist dieser 
Punkt erledigt . 

Ziffer 6 a der Tagesordnung betrifft einen An­
trag Dr. Lippert betreffend Wiedereinführung von 
Titeln. Der Antragsteller selber hat gebeten, den. 
Antrag zurückzustellen; er will ihn in anderer 
Form nochmals einbringen. 
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Ich rufe auf Ziffer 6 b der Tagesordnung: 
Bericht des Ausschusses für Rechts- und Ver­
fassungsfragen zum Antrag des Abgeordneten 
Dr. Lippert betreffend Geltendmachung von 
Ansprüchen gemäß § 6 Absatz 3 des Entschä­
digungsgesetzes (Beilagen 1032, 1576). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
,Dr. Zdralek; ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Zdralek (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, Hohes Haus, meine Damen und Herren! Der 
Rechts-, und Verfassungsausschuß hat sich am 
1. Oktober 1951 mit dem Antrag des Herrn Abge­
ordneten Dr. Lippert auf Beilage 1032 befaßt: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, die Er­
stattung ihrer Ansprüche nach § 6 Abs. 3 des 
Entschädigungsgesetzes vom 12. August 1949 
beim Bund unverzüglich geltend zu machen. 

Der Ausschuß hat folgende Abänderung der Fas-
sung beschlossen: · 

Die Staatsregierung wird beauftragt, die Er­
stattung ihrer Ansprüche aus dem Entschädi­
gungsgesetz vom 12. August 1949 beim Bund 
und den Ländern geltend zu machen. 

Ich bitte um Zustimmung. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort ist nie­
mand gemeldet. 

Wer dem Vorschlag des Ausschusses für Rechts­
und Verfassungsfragen Zl).stimmt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Der Antrag ist einstimmig an­
genommen. 

Ich rufe auf Ziffer 7 der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Grenzlandfragen 
zum Antrag der Abgeordneten Bitom und Ge­
nossen, Baumeister und Genossen, Bantele 
und Genossen und Wolf Hans betreffend Frei­
gabe der Mittel für das kurzfristige Sanie­
rungsprogramm (Beilage 1499). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Sich­
ler; ich erteile ihm das Wort. 

Sichler (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Grenzlandfragen beschäftigte sich am 18. Septem• 
ber 1951 mit der Notlage des Bayerischen Waldes, 
und zwar vor allem mit dem Notstandsgebiet -des 
Arbeitsamtsbezirks Cham. Berichterstatter war 
meine Person, Mitberichterstatter Herr Kollege 
Eder. 

Der Berichterstatter führte aus, daß der 
Arbeitsamtsbezirk Cham im Januar 1951 die größte 
Arbeitslosenziffer im Bundesgebiet mit 34,1 Pro­
zent gegenüber einem Durchschnitt von 17 ,2 Pro­
zent aufwies und daß weiterhin die Arbeitslosen­
ziffer im Amtsbezirk Cham auch noch an zweiter 
Stelle nach dem Landkreis Deggendorf am höch­
sten ist. Ferner wies der Berichterstatter darauf 
hin, daß in dem Notstandsgebiet Cham bis jetzt 
27 Betriebe stillgelegt und bei 35 Betrieben Ent­
lassungen vorgenommen wurden. Im Ausschuß 

ging man auch auf die nicht besonders erfreulichen 
schulischen Verhältnisse ein. 

Der Berichterstatter erinnerte ferner daran, daß 
am 16. März 1951 im Deutschen Bundestag ein 
interfraktioneller Antrag folgenden Wortlauts ein­
stimmig angenommen wurde: 

In Ausführung des einstimmigen Beschlusses 
des Deutschen Bundestags vom 18. Januar 1950 
- Nr. 95, 348 Ziffer 2 der Drucksachen - wer­
den zur Behebung von wirtschaftlichen und 
kulturellen Notständen in den Grenzgebieten 
in den Einzelplänen des Bundeshaushalts Mit­
tel in Höhe von insgesamt lOOMillionenD-Mark 
zur Verfügung gestellt. 

Der Berichterstatter ·bemerkte dazu, daß es be­
dauerlicherweise insbesondere der Herr Bundes­
finanzminister Schäffer fertiggebracht habe, diese 
100 Millionen D-Mark in einer Kabinettssitzung 
auf 25 Millionen D-Mark zu kürzen. Auch der Herr 
Regierungsvertreter Hellweg bestätigte dies und 
gab ergänzend bekaIJ.nt, daß die Mittel aus dem 
25-Millionen-Fonds so lange nicht ausgegeben wer­
den, bis die Länder ihren Verpflichtungen aus der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer nachgekom­
men sind. 

Der Mit b e r i c h t er s tat t e r Eder bestätigte 
die Ausführungen des Berichterstatters und wies 
ganz besonders auf die katastrophale Lage der 
Wasserversorgung in den Notstandsgebieten des 
Bayerischen Waldes hin. 

Nach verschiedenen Äußerungen der Kollegen 
des Grenzlandausschusses brachte der Abgeordnete 
Bitom nachstehenden Antrag ein, den sämtliche 
Mitglieder unterzeichneten und der auch einstim­
mig angenommen wurde: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim 
Bund mit allem Nachdruck darauf hinzuwirken, 
daß durch umgehende Freigabe der Mittel für 
das kurzfristige Sanierungsprogramm der völ­
lige Ruin der Notstandsgebiete des bäyerischen 
Grenzlandes verhindert wird. 

Ich bitte, dem Beschluß des Ausschusses beizu­
treten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Vorschlag des Ausschusses zustimmt, 
wolle sich vom Platz erheben. - Der Ausschuß­
antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 a der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag der Abgeordneten 
Dr. Soenning und Genossen betreffend Linien­
führung der Autobahn München-Lindau (Bei­
lagen 1289, 1492). 

Mir wird mitgeteilt, daß gebeten wird, den An­
trag zurückzustellen. 

'Herr Antragsteller! 

Dr. Soenning (FDP): I!fti habe nichts gesagt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Bericht­
erstatter bittet um Zurückstellung. Dann setzen 
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wir den Gegenstand morgen nochmals auf die 
Tagesordnung. Der Berichterstatter möge aber in 
solchen Fällen seinen Wunsch klar zum Ausdruck 
bringen. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 b der Tagesordnung: 
Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag des Abgeordneten Ban­
tele betreffend Wiedereinführung der frühe­
ren Kennzeichen für die bayerischen Kraft­
fahrzeuge (Beilagen 1279, 1493). 

Berichterstatter über die Verhandlungen des 
Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr ist der 
Abgeordnete Frenzel. Ich erteile ihm das Wort. 

Frenzel (SPD), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirt­
schaft und Verkehr befaßte sich in seiner ·21. Sit­
zung vom 20. September 1951 mit dem Antrag des 
Abgeordneten 'Bantele 1betreffend Wiedereinführung 
der früheren Kennzeichen für die bayerischen 
Kraftfahrzeuge. Der Antrag, der auf Beilage 1279 
zu finden ist, hat folgenden Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 
Die Staatsregierrung wird ersucht, 1beim 

·Bund dahin zu wirken, daß für die bayeri­
schen Kraftfahrneuge die Kennzeichennummer 
„II A" ff. wie vor 1945 wieder eingeführt wird. 

Uber diesen Antrag, für den der Afögeordnete 
Frenzel Berichterstatter und der Abgeordnete Mit­
tich .Mitberichterstatter war, entspann sich eine 
selhr rege Diskussion, aus welcher hervorging, daß 
das gegenwärtig vom Bund vorbereitete Gesetz 
über die Neuorganisierung der Kennzeichen-Num­
mern der Kraftfahrzeuge runmöglich angenommen 
werden könne, weil, wenn ein Unglück passiere, 
niemand feststellen könne, wer der Betreffende 
war und welche Nummer der Wa:gen trug. Es 
wurde aus diesem Grunde dann der Abänderungs­
antrag des Berichterstatters angenommen, der fol­
genden Wortlaut hat: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bund 
dahin :;,u wirken, daß für die bayerischen 
Kraftfahrzeuge die Kennzeichen-Nummern, wie 
sie vom bayerischen Staatsministerium für 
Ver>kehrsangelegenheiten ausgearbeitet wur­
den, eingeführt werden. 

Der Ausschuß ihat diesen Antrag einstimmig an­
genommen. Ich bitte das Hohe Haus, dem Aus­
schußibeschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhamme1·: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Es wird über die Beilage 1493 ab­
gestimmt. 

Wer i'hr die Zustimmung erteilt, wolle sich vom 
Platz eriheben. - Ich danke. Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Stimmenthaltungen? - Herr Abge­
ordneter Dr. Lache!"bauer, darf ich fragen, wie Sie 
abstimmen? 

Dr. Lacherbauer (CSU): Herr Präsident, ich darf 
darauf verweisen: Ich bin einarmig und habe mich 
beim Aufstehen nicht ganz erheben können. Ich 
stimme selbstverständlich für den Antrag. 

-~~~~~~~~~~~ 

Präsident Dr. Hundhammer: Dann ist der Antrag 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 c der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Freundl und Geiger 
betreffend Einbeziehung von E:i:zeugnissen der 
bayerischen Porzellanindustrie in den Waren­
katalog zur Aufwandsteuer (Beilage 1435). 

Zur Geschäftsordnung der Herr Abgeordnete 
Geiger. 

Geiger (CSU), Antra.gsteller: Meine Damen und 
Herren! Das Aufwandsteuergesetz ist vom Bundes­
tag abgelehnt worden. Infolgedessen ist dieser An­
trag gegenstandslos geworden. Er wird von den 
Antragstellern zurückgezogen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Antra:g ist 
zurückgezogen. 

Ich rufe nunmehr auf die Zi::5fer 8 d der Tages-
ordnrung: 

Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkeh1· zum Antrag der Abgeordneten 
D1·. Lippert und Fraktion und Bezold und 
Fraktion betreffend Kohlenversorgung der 
bayerischen Ziegelindustrie (Beilagen 1382, 
1495). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Piehler. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Piehler (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der A<bgeordneten Dr. Lip­
pert und Fraktion und Bezold und Fraktion betref­
fend Kohlenversor>gung der bayerischen Ziegel­
industrie (Beilagen 1382 und 1495) wurde in der 
21. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr vom 20. September 1951 ohne Debatte in 
folgender Fassung einstimmig angenommen: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, alles zu 
unternehmen, um zur Erhaltung der Arbeits­
plätze von rund 12 000 Ziegeleiarbeitern sowie 
zur Vermei:dung von drohenden Störungen in 
der Bauwirtschaft der bayerischen Ziegelindu­
strie noch für September und die folgenden 
Monate eine entsprechende Kohlenquote zu 
sichern. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß bei­
zutreten, obwohl er schon überholt ist, weil der 
September bereits verflossen ist. 

(A1bg. Dr. ·Baumgartner: Der Antrag wurde im 
August als Dringlichkeitsantrag ei~gereicht!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zu dem Zwischen­
ruf möchte ich bemerken: Wenn die Inflation der 
Anträge nicht so groß wäre, wäre eine rechtzeiti-
gere Erledigung möglich. · 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
zustimmt, wie er laut Beilage 1382 vorliegt, möge 
sich vom Platz erheben. - Die Annahme ist ein­
stimmig. 
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Ich rufe auf die Ziffer 8 e der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag der Abgeordneten Ban­
tele, Gegenwarth, Dr. Sturm, Pittroff und Sim­
mel betreffend Berücksichtigung des ober­
fränkisch-oberpfälzischen Raumes beim Bau 
der Autobahn Nürnberg-Frankfurt (Beilagen 
748, 496). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mittich. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Mittich (BHE), Berichterstatter: Hohes Haus! Der 
Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr befaßte sich 
in seiner Sitzung vom 20. September 1951 mit dem 
Antrag der Abgeordneten Pittroff, Bauer Hanns-. 
heinz und Genossen, Eberhard und Genossen, Ban­
tele, Roßmann (BP), Riediger, Simmel (BHE), 
Dr. Eberhardt und Genossen betreffend Weiter­
führung der Autobahnstrecke Lanzendorf-Bam­
berg (Beilage 748). Berichterstatter war der Abge­
ordnete Mittich, Mitberichterstatter der Abgeord­
nete Bantele. Der Antrag lautete: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, beim 
Bund darauf hinzuwirken, daß als vordring­
liche Maßnahme die zum Teil schon fertig­
gestellte und vorbereitete (fertige Brücken) 
Autobahnstrecke Lanzendorf bei Bayreuth­
Bamberg, von der Autobahn Hof a. d. Saale­
München abzweigend, ausgeführt wird. Für das 
ganze nordostoberfränkische Wirtschafts- und 
Industriegebiet ist dieser Autobahnbau als Ost­
westverbindung von existenzsichernder Be­
deutung. 

Dieser Antrag wurde dann wie folgt abgeändert: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Bun­
desverkehrsministerium nachdrücklich dafür 
einzutreten, 

1. daß in die Planung und den Bau der Autobahn 
Nürnberg-Würzburg-Frankfurt gleichzeitig 
die Planung und der Bau einer Autobahn­
strecke aus dem oberfränkisch-oberpfälzischen 
Raum (Berneck-Lanzendorf als Abzweigstelle) 
nach dem Westen einbezogen wird; 

2. daß dem Straßenbauamt - Autobahn Nürn­
berg - die erforderlichen Mittel für die Pla­
nung und für die Erstellung der Verkehrswirt­
schaftspläne zugeteilt werden. 

Die Ziffer 1 dieses Antrags wurde mit 15 gegen 
8 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen, die Ziffer 2 
mit allen Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen ange­
nommen. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Beschluß. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Wer dem Ausschußvorschlag auf 
Beilage 1496 zustimmt, möge sich vom Platz er­
heben. - Der Antrag ist einstimmig angenom­
men. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 f der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses . für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag des Äbgeo~dneten Piehler 
betreffend Verteilung von Bundesmitteln für 
den Ausbau und die Unterhaltung der Bundes­
straßen und Autobahnen (Beilage 1497). 

Berichterstatter ist· der Abgeordnete Dr. Schedl. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Scheql (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Aus Anlaß einer län­
geren Debatte über Autobahnen und Bundesstraßen 
stellte der Herr Abgeordnete Piehler in der 21. Sit­
zung des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr 
vom 20. September 1951 folgenden Antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, dafür ein­
zutreten, daß bei der Verteilung von Bundes­
mitteln für den Ausbau und die Unterhaltung 
der Bundesstraßen und Autobahnen die Ge­
samtlänge dieser Straßen in den einzelnen 
Ländern mit berücksichtigt wird. 

Der Ausschuß hat den Antrag einstimmig ange­
nommen. Ich empfehle Ihnen, dem Ausschuß­
beschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt .nicht vor. 

Wer dem vom Berichterstatter wiedergegebenen 
Ausschußbeschluß beitritt, möge sich vom Platz 
erheben. - Danke. Die Annahme ist einstimmig er­
folgt. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 g der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Malluche und 
Fraktion betreffend Ausbau der Rhein-Main­
Donau-Großschiffahrtsstraße (Beilagen 1284, 
1591). . 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Drechsel. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Drechsel (SPD), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! In der 22. Sitzung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr vom 
4. Oktober 1951 wurde folgender Antrag der Frau 
Abgeordneten Dr. Malluche und Fraktion behan­
delt: .. 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, im Rah­
men des Landesentwicklungsplanes dem Aus­
bau der Rhein-Main-Donau-Großschiffahrts­
straße eine bevorzugte Stellung einzuräumen 
und dem Landtag einen eigenen Finanzierungs­
plan für den Ausbau dieser Großschiffahrts­
straße vorzulegen. 

Nach einer eingehenden Debatte, an der sich 
sieben Abgeordnete, ein Regierungsvertreter und 
der Direktor der Rhein-Main-Donau AG beteilig­
ten, kam folgender Antrag des Ausschusses zu­
stande: 

Die Staatsregierung wird ersucht, im Rah­
men des Landesentwicklungsplans dem Ausbau 
der Rhein-Main-Dona u-Großschiffahrtsstr aße 
eine bevorzugte S~ellung einzuräumen. 
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Gleichzeitig -.Arird die Staatsregierung beauf­
tragt, mit dem Bund in Verhandlungen dahin­
gehend einzutreten, daß die Leistungen des 
Bundes erhöht und dementsprechend die Lei­
stungen Bayerns festgesetzt werden. 

Der Ausschuß hat den Ahtrag einstimmig ange­
nommen. Ich bitte das Hohe Haus, das gleiche zu 
tun. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. - Wer dem Ausschußvorschlag zu­
stimmt, möge sich vom Platz erheben. - Die An­
nahme ist einstimmig. 

Ich rufe auf die Ziffer 8 h der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag der Abgeordneten 
Dr. Malluche und Fraktion betreffend Er­
haltung des Filmgeländes Geiselgasteig für den 
deutschen Film (Beilagen 1358, 1592). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dr. Lenz. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Lenz (CSU), Berichterstatter: Meine ver­
ehrten Damen und Herren! Der Antrag von Frau 
Dr. Malluche und Fraktion wurde in der 22. Sitzung 
des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr behan­
delt. Berichterstatter war Dr. Lenz, Mitbericht­
erstatter der Abgeordnete Mittich. 

Die Berichterstatter stimmten dem vorliegenden 
Antrag grundsätzlich zu, warteten aber die Er­
klärung der Staatsregierung ab. 

Die Antragstellerin stellte fest, die Staatsregie­
rung sei sich der Wichtigkeit des Filmgeländes be­
wußt. Der Ausschuß möge sich überlegen, wie man 
Geiselgasteig für den deutschen Film erhalten 
könne, da- es das wichtigste Filmgelände in West­
deutschland sei. Da heute keine Privatgesellschaft 
Geiselg~steig kaufen könne, müsse sich der Staat 
überlegen, was zu tun sei. Der Staat solle seine 
Hilfe leihen, damit die Filmproduktion weiter­
laufen könne. 

Ministerialrat Dr. Zehler führte aus - -

(Zurufe) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte Sie, sich an dieselbe Methode zu halten, 
die wir über die Berichterstattung grundsätzlich 
vereinbart haben. Es sollen der Antrag und der 

_gefaßte Beschluß bekanntgegeben werden, soweit 
nicht aus dem Hohen Hause im Einzelfalle eine 
eingehendere Begründung gewünscht wird. 

Dr. Lenz (CSU), Berichterstatter: Ich bitte um 
Entschuldigung; das wußte ich nicht. Darf ich noch 
die Stellungnahme des Regierungsvertreters be­
kanntgeben? 

Präsident Dr. Hundhammer: Das wird nicht ver­
langt. 

Dr. Lenz (CSU), Berichterstatter: Der -Beschluß 
des Ausschusses lautet folgendermaßen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, gemäß den 
ihr gegebenen rechtlichen Möglichkeiten die 
Voraussetzung dafür zu schaffen, daß das Film­
gelände Geiselgasteig unter allen Umständen 
dem deutschen Film unter weitestgehender 
Berücksichtigung der Interessen der bayeri­
schen Wirtschaft erhalten bleibt. 

Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen; ich 
bitte das Hohe Haus, dem Ausschußbeschluß bei­
zutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt auch hier· nicht vor. Wer dem Beschluß des 
Ausschusses beitreten will, y.rolle sich vom Platz 
erheben. - Das Plenum ist dem Ausschußbeschluß 
einstimmig beigetreten. 

Ich rufe auf Ziffer 8 i der Tagesordnung: 

Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und 
Verkehr zum Antrag des Abgeo;rdneten 
Dr. Schedl und Genossen betreffend Gewäh­
rung von Kohlenprämien für Grubenholz­
lieferungen (Beilagen 1425, 1593) 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Pieh­
ler; ich erteile ihm das Wort. 

Piehler (SPD), Berichterstatter: Der Antrag 
Dr. Schedl und Genossen betreffend Gewährung 
von Kohlenprämien für Grubenholzlieferungen auf 
Beilagen 1425 und 1593 wurde in der 22. Sitzung 
des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr ·vom 
4. Oktober 1951 mit allen Stimmen bei einer Stimm­
enthaltung in folgender Fassung angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, unverzüg­
lich Verhandlungen mit dem Ziel der Gewäh­
rung von Kohlenprämien für Grubenholzliefe­
rungen aufzunehmen, damit die Bevölkerung 
Bayerns, die wegen der außerordentlich großen 
Zahl von Heiztagen durch die gieichmäßige 
Kohlenverteilung in der Hausbrandversorgung 
stark benachteiligt ist, der Bevölkerung der 
übrigen Länder der Bundesrepublik gleich­
gestellt werden kann. Die Kohlenprämien dür­
fen auf das bayerische Hausbrandkontingent 
nicht angerechnet werden. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Beschluß beizu­
treten. 

Präsident Dr. Hundhammer: -Zu diesem Punkt 
der Tagesordnung ist Herr Dr. Eberhardt zu Wort 
gemeldet; ich erteile ihm das Wort. 

(Unruhe) 

Dr. Eberhardt (FDP): Meine Damen und Herren, 
Hohes Haus! Murren Sie nicht, es geht rasch! Ich 
habe nur den Eindruck, als wenn an einer Stelle 
etwas nicht stimme. Auf Veranlassung einiger Mit­
glieder des Bayerischen Kohlenhandelsverbandes 
habe ich wegen dieser Frage sowohl mit dem Wirt­
schaftsministerium wie mit dem Landwirtschafts­
ministerium verhandelt. Dabei habe ich vom Land­
wirtschaftsministerium folgende Auskunft bekom­
men: Die Prämie für das Grubenholz, die also be­
reits läuft und nicht erst vereinbart zu werden 
brau~t, erhält der Waldbesitz zur Versorgung der 
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Brennstoffbedürftigen. Die Prämie unterliegt nicht 
der Bewirtschaftung und wird auch innerhalb 
Bayerns bei den Hausbrandzuteilungen nicht ange­
rechnet. Die Stellungnahme des Wirtschaftsmini­
steriums· lautet: Bereits vor Anlaufen der Aktion, 
welche die Gewinnung von Grubenholz durch Be­
reitstellung von Ruhrkohlenprämienscheinen be­
zweckt, setzte sich das bayerische Staatsministerium 
für Wirtschaft mit dem bayerischen Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
in Verbindung, um sich bei der Verteilung der 
Ruhrkohlenprämienscheine einzuschalten. Das • 
wurde abgelehnt mit der Begründung, daß die 
Ruhrkohlenprämienscheine ohne Anrechnung auf 
die üblicherweise zugeteilte Hausbrandkohle ge­
geben werden sollten. 

Es ist also folgendes geschehen: Die Aktion, die 
jetzt eingeleitet werden soll, ist bereits da. Sie 
läuft aber nicht durch den ordnungsmäßigen Kanal 
des Wirtschaftsministeriums derart, daß, wie es der 
Antrag bezweckt, die Menge der zur Verfügung 
stehenden Kohle für den Hausbrand erhöht wird, 
sondern sie wird vom Landwirtschaftsministeiium 
durch die Forstämter einseitig bewirtschaftet, ohne 
der Allgemeinheit zugute zu kommen. Die Aus­
wahl erfolgt durch das Landwirtschaftsministe­
rium. Dieser Vorgang scheint mir an irgendeiner 
Stelle nicht in Ordnung zu sein. 

Wenn das Landwirtschaftsministerium: auf dem 
Standpunkt stand: Ich lasse dich, Wirtschaftsmini­
sterium, nicht mit einschalten, weil diese Kohle 
nicht unter Anrechnung auf die Hausbrandkohle 
gegeben wird, so ist das eine Verlagerung in der 
Zuteilungsebene. Diese Ruhrkohlenprämienscheine 
werden nicht auf die Menge angerechnet, die Bayern 
für sich als Hausbrand zu verlangen hat. Was aber 
nach Bayern hereinkommt, muß doch nach gerech­
ten Maßstäben gleichmäßig verteilt werden, und 
zwar durch die Kanäle, über die das Wirtschafts.:: 
ministerium bestimmt. Diese Kohle darf nicht -
und das scheint mir der Gedanke zu sein, der einer 
Erörterung bedarf - durch das Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, also 
durch die Forstabteilung allein verteilt werden. 

Da hier etwas nicht in Ordnung zu sein scheint, 
glaube ich, ist es notwendig, daß uns die Vertreter 
der beiden Ministerien über diese Frage noch et­
was sagen, weil wir sonst nicht klar sehen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr • 
Abgeordnete Dr. Schedl. 

Dr. Schedl (CSU), Antragsteller: Meine Damen 
und Herren! Der Antrag ist einmal deshalb ein­
gebracht worden, weil die Zahl der Heiztage in 
Bayern bis zu 30 Tagen größer ist als in den üb­
rigen Bundesgebieten. Bei der Aufteilung der Haus­
brandkohle wurde hierauf keine Rücksicht genom­
men. Zum anderen wurde er deshalb gestellt, weil 
das Staatsministerium für Wirtschaft erklärt hat, 
daß das Verfahren der Zuteilung von Prämien­
kohlen eingestellt worden ist. Um die Zuteilung 
von Prämienkohlen wieder zu erreichen, wurde der 
Antrag eingebracht und auch angenommen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Stain. 

Stain (BHE): Hohes Haus! Ich glaube, wir kön­
nen diesem Antrag bedenikenlos zustimmen. Ich 
1weiß aus eigener Erfahrung, daß sich der Vorgang; 
von dem Herr Abgeordneter Dr. Elberhardt sprach, 
im vorigen Winter ereignete. Schon damals hatten 
wir eine Grubenholz.zuteilung, die augenblicklich 
nicht läuft und wieder angestrebt werden solL 
Herr Dr. Eberhardt hat besonders beanstandet, daß 
die Verteilung über das Landwirtschaftsministe­
rium geht .. Das gleiche erfolgt atber heute auch bei 
der Verteilung der .2Jusatzmengen in der Haus­
.brandversorigung. Bayern wird nämlich soundsoviel 
Brennholz auf die Koihle angerechnet. Zur Beurtei­
lung, welche Gebiete waldreich und welche wald'­
arm sirrd, muß unbedingt die Forstbeib.örde als 
sachverständige Behörde eingeschaltet werden. Es 
handelt sich bei dieser V·erteilungsart um nichts 
anderes a·lis um die sachliche Stellungnahme der­
Forstbehörde, die auf Grund ihrer früheren Brenn­
holzlieferungen und Verteilungpläne ihr Gutachten 
abzugeben hat. Im übrigen ist die let•zte Gruben­
ib.olzprämie durch den normalen Kohlenl).andel ge­
gaDJgen und wurde über den Kreisbeauftragten für 
Kohlenlenkung, der wiederum eine nachgeordnete 
Stelle des Wirtschaftsministeriums ist, weiterge­
leitet. 

Ich glaube nicht, daß irgendwelche Bedenken be­
rechtigt sind und wir den Antrag unterstützen kön­
nen, um auf diese We±se zusätzlich Hausbrandkohle. 
für Bayern zu bekommen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Rednerliste ist 
erschöpft; wir kommen zur A1bstimmung. 

Wer dem Vorschlag des AtUsschusses für Wirt­
schaft und Verkehr gemäß Beilage 1593 zustimmen 
will, wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Der 
Antrag ist angenommen. 

, Ich schlage dem Hohen Hause vor, die Beratun­
gen für heute zu beenden. Be'Vor ich die Sitzung 
schließe, sind noch zwei Dinge zu erledigen: · 

!Die Nachprüfung der zweiten namentlichen Ab-­
stimmung des heutigen Tages hat ergeben, daß, 
Herr Abgeordneter Simmel aus Versehen zwei 
ofüenbar aufeinander haftende Karten abgegeiben 
und somit zweimal mit Nein gestimmt hat. Eine 
dieser Stimmen ist damit als irrtümlich gezählt zu 
bezeichnen. Das Abstimmungsergebnis ist in folgen­
der Weise zu b er ich t i gen: Insgesamt wurden· 
statt 178 nur 177 Stimmen abgegeben. Davon sind 
99 Ja-Stimmen. Statt 76 sind es nur 75 Nein-Stim­
men. Die Stimmenthaltungen, nämlich 3, bleiben 
gleich. 

Zur Abgabe einer persönlichen E11klärung gemäß 
§ 68 der Geschäftsordnung hat der Herr Abgeord­
nete Hadasch das Wort er1beten; ich erteile ihm das: 
Wort. 

(Zurufe) 

Hadasch (FDP): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich will Sie nicht mehr lange aufhalten!. 
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Der Herr Ministerpräsident hat sich veranlaßt ge­
sehen, hier eine persönliche Ehrenerklärung für 
Herrn Staatssekretär Dr. Gries er abzugeben, 
wobei nicht ganz herausgekommen ist, wodurch sie 
veranlaßt wurde. 

(Oho! bei der SPD) 

Ich habe bisher das Protokoll nicht gelesen, ver­
zeihen Sie bitte! 

(Abg. Dr. Franke: Es war der „Herr" Minister­
präsident; Sie hatten nur Ministerpräsident 

gesagt!) 

Ich habe das Protokoll noch nicht gelesen. Damit 
aber die Dinge klar werden, werde ich mich persön­
llch ganz hinter die Erklärung des Herrn Minister­
präsidenten stellen. Es lag nicht in meiner Absicht, 
die soziale Einstellung oder die geleistete Arbeit des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Grieser irgendwie anzu­
greifen. Ich weiß, was gerade Herr Staatssekretär 
Dr. Grieser auf diesem Gebiete geleistet hat. 

Es ist mir aber der Vorwurf gemacht worden, ich 
wüßte die Dinge nicht, die sich damals abgespielt 
haben. Ich muß sagen: Ich kenne sie sehr genau. Ich 
habe aber vielleicht einen Fehler begangen, indem 
ich voraussetzte, daß Sie einiges wissen. Das möchte 
ich in zwei oder drei Sätzen nachholen. 

Zwischen dem Herrn Staatssekretär Dr. G r i e -
s er und dem ersten Vorsitzenden des Heimkehrer­
verbandes, Herrn F i·s c her, haben sehr starke 
pe1·sönliche Differenzen bestanden. Solch~ kommen 
schließlich überall vor. Ich hätte es gerne gesehen, 
wenn diese persönlichen Differenzen persönliche 
Differenzen geblieben wären. 

Präsid'ent Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter! 
Sie dürfen zur Sache keine weiteren Ausführungen 
machen. Ich muß mich konsequent an die Geschäfts­
ordnung halten: Sie können eine eigene Erklärung 
berichtigen oder gegen einen Angriff Stellung 
nehmen. 

Hadasch (FDP): Das will ich tun! Ich habe die 
Bemerkung nur deshalb gemacht, weil vom Herrn 
Abgeordneten Weishäupl vorher eine Äußerung des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Grieser gegen Herrn Fi­
scher zitiert worden ist. Ich wußte, daß zwischen 
beiden persönliche Spannungen bestehen und habe 
es gerade deshalb nicht für richtig gefunden, daß 
eine solche Erklärung eines solchen Herrn hier · 
zitiert wird. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage vor, mit 
der Sitzung morgen früh um 9 Uhr wieder zu be­
ginnen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 27 Minuten) 
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